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A. Staatskanzlei
Konsulate in der Bundesrepublik Deutschland
Bek. d. StK v. 15. 12. 2020 — 203-11700-5 KOR —

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskonsu-
larischen Vertretung der Republik Korea in Hamburg ernann-
ten Herrn Kihong Jung am 14. 12. 2020 das Exequatur als
Generalkonsul erteilt.

Der Konsularbezirk umfasst die Lainder Hamburg, Bremen,
Niedersachsen und Schleswig-Holstein.

Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn Sungchul Shin,
am 19. 1. 2018 erteilte Exequatur ist erloschen.

— Nds. MBI. Nr. 1/2021 S. 3

B. Ministerium fiir Inneres und Sport

0ffen__tlich bestellte Vermessungsingenieurinnen
und Offentlich bestellte Vermessungsingenieure

RdErl. d. MI v. 1. 1. 2021 — 44-23031/4 —

— VORIS 21160 —

Bezug: RdErl. v. 30. 3. 2015 (Nds. MBL. S. 355), zuletzt gedndert durch
RdErl. v. 18. 11. 2020 (Nds. MBL. S. 1327)
— VORIS 21160 —

Das Verzeichnis der ObVI im Land Niedersachsen (Anlage
des Bezugserlasses) wird mit Wirkung vom 1. 1. 2021 wie folgt
gedndert:

1. Es werden die folgenden Ifd. Nummern 245 und 246 ange-
fugt:

Lfd. Nr. Name, Vorname, Zusétze Amtssitz
1,245 Sander, Jan Hannover
246 Timmen, Axel Cloppenburg”.

2. Die Ifd. Nummern 104 und 162 werden mit allen Angaben
gestrichen.

An

das Landesamt fiir Geoinformation und Landesvermessung Nieder-
sachsen .

die Offentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen und Offentlich
bestellten Vermessungsingenieure

die anderen behordlichen Vermessungsstellen

— Nds. MBL. Nr. 1/2021 S. 3

C. Finanzministerium

Dienstwohnungsrecht;
Entgelt bei Anschluss der Heizung
an dienstliche Versorgungsleitungen

RdErl. d. MF v. 16. 12. 2020
— VD3 03023/001/17/01 —

— VORIS 20441 —

Bezug: RdErl. v. 18. 12. 2019 (Nds. MBI. 2020 S. 22)
— VORIS 20441—

1. Mit RdSchr. vom 16. 12. 2020 — Z B 1-P 1532/15/10003:006
— hat das Bundesministerium der Finanzen (BMF) die fiir den
Abrechnungszeitraum vom 1. 7. 2019 bis 30. 6. 2020 zur end-

giltigen Berechnung des Heizkostenentgelts mafigebenden
Betrdge je Quadratmeter der zu berticksichtigenden beheiz-
baren Wohnfldche wie folgt bekannt gegeben:

9,77 EUR,
b) Fernwérme und tibrige Heizungsarten 12,65 EUR.

Das RdSchr. des BMF wird auf der Internetseite des BMF
(www.bundesfinanzministerium.de) veroffentlicht (Stichwort-
suche z. B. mit dem Begriff ,,Heizkosten“ oder ,DWV*).

2. Dieser RdErl. tritt am 14. 1. 2021 in Kraft und mit Ablauf

des 31. 12. 2022 aufler Kraft. Der Bezugserlass tritt mit Ablauf
des 13. 1. 2021 aufler Kraft.

a) Fossile Brennstoffe

An die

Dienststellen der Landesverwaltung

Kommunen und die der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des offentlichen Rechts

— Nds. MBL Nr. 1/2021 S. 3

Niedersiachsische Beihilfeverordnung (NBhVO);
Gebiihrenordnung fiir Arzte (GOA) —
Abrechnungsempfehlungen im Zusammenhang
mit der Bewiltigung der COVID-19-Pandemie

RdErl. d. MF v. 17. 12. 2020
— VD3-03540/01/005/01/A —

— VORIS 20444 —

Bezug: RdErl. v. 13. 5. 2020 (Nds. MBL. S. 546), zuletzt gedndert durch
RdErl. v. 1. 10. 2020 (Nds. MBL. S. 1134)
— VORIS 20444 —

Die Tabelle der Anlage 1 des Bezugserlasses wird mit Wirkung
vom 1. 1. 2021 wie folgt gedndert:

1. Es wird die folgende neue Nummer 3 eingefiigt:

Nummer Leistung Abrechnungsempfehlung

»3 Erfiillung Zur Abgeltung der auf-
aufwindiger | grund der COVID-19-
Hygienemafl- | Pandemie zu erftillenden
nahmen aufwendigen Hygiene-

mafinahmen kann die Arz-
tin oder der Arzt ab dem

1. 1. 2021 befristet bis zum
31. 3. 2021 fiir alle in
diesem Zeitraum durch-
gefithrten Behandlungen
mit unmittelbarem person-
lichen Kontakt zur Patien-
tin oder zum Patienten die
GOA-Nr. 245 analog zum
Einfachsatz, je Sitzung,
berechnen. Bei Berech-
nung der Analoggebiihr
nach GOA-Nr. 245 kann ein
erhohter Hygieneaufwand
nicht zeitgleich durch ein
Uberschreiten des 2,3-
fachen Gebiihrensatzes fiir
die in der Sitzung erbrach-
ten arztlichen Leistungen
berechnet werden.“

2. Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4.

An die

Dienststellen der Landesverwaltung

Kommunen und der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts

— Nds. MBI Nr. 1/2021 S. 3
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Niedersichsische Beihilfeverordnung (NBhVO);
Gebiihrenordnung fiir Zahnirzte (GOZ) —
Beschliisse des Beratungsforums
fiir Gebithrenordnungsfragen

RdErl. d. MF v. 17. 12. 2020 — VD3-03540/01/005/01/Z/1 —

— VORIS 20444 —

Bezug: RdErl. v. 4. 7. 2017 (Nds. MBL. S. 883), zuletzt gedndert durch
RdErl. v. 1. 10. 2020 (Nds. MBL S. 1134)
— VORIS 20444 —

Die Anlage des Bezugserlasses wird mit Wirkung vom 1. 1.
2021 wie folgt gedndert:

Der Tabelle wird die in der Anlage abgedruckte Nummer 37
angefiigt.

An die

Dienststellen der Landesverwaltung

Kommunen und der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts

— Nds. MBL. Nr. 1/2021 S. 4

Anlage
Nummer | Beratungsgegen- Beschluss
stand
»37 Corona-Hygiene- | Zur Abgeltung der aufgrund
Pauschale der COVID-19-Pandemie

immer noch bestehenden
erhohten Aufwénde fiir
Schutzkleidung etc. kann
die Zahnérztin oder der
Zahnarzt vom 1. 1. 2021
befristet bis zum 31. 3. 2021
fir alle in diesem Zeitraum
durchgefiihrten Behandlun-
gen die GOZ-Nr. 3010 analog
zum Einfachsatz, je Sitzung,
zum Ansatz bringen. Auf
der Rechnung ist die GOZ-
Nr. mit der Erlduterung

, 3010 analog — erhohter
Hygieneaufwand“ zu ver-
sehen. Dem entsprechend
kann ein erhohter Hygiene-
aufwand dann jedoch nicht
zeitgleich ein Kriterium bei
der Faktorsteigerung nach

§ 5 Abs. 2 GOZ darstellen.“

Neufassung der Satzung
des Ritterschaftlichen Kreditinstituts Stade

Bek. d. MF v. 18. 12. 2020
— 45-326/01/7301 —

Bezug: Bek. v. 11. 12. 2018 (Nds. MBI. 2019 S. 103)

Die Ritterschaft des Herzogtums Bremen hat am 27. 11.
2020 die in der Anlage abgedruckte Neufassung der Satzung
des Ritterschaftlichen Kreditinstituts Stade beschlossen.

— Nds. MBL. Nr. 1/2021 S. 4

Anlage
Satzung
des Ritterschaftlichen Kreditinstituts Stade
§1

Firma, Rechtsform, Sitz

(1) Der im Jahr 1826 von der Ritterschaft des Herzogtums
Bremen errichtete ritterschaftliche Kreditverein fiihrt seine
Geschifte unter dem Namen ,Ritterschaftliches Kreditinstitut

Stade” (nachfolgend , Kreditinstitut” genannt). Trager des Kre-
ditinstituts ist die Ritterschaft des Herzogtums Bremen (nach-
folgend ,Ritterschaft“ genannt), deren hochstes Entschei-
dungsgremium der Rittertag ist (nachfolgend ,Rittertag” ge-
nannt).

(2) Das Kreditinstitut ist eine rechtsfahige Anstalt des offent-
lichen Rechts und hat seinen Sitz in Stade.

(3) Das Kreditinstitut fiihrt ein Siegel. Dieses zeigt das Wap-
pen des ehemaligen Herzogtums Bremen, bestehend aus zwei
kreuzweise tibereinanderliegenden silbernen Schliisseln im
roten Feld mit einer Krone dariiber und mit der Umschrift
,Ritterschaftliches Kreditinstitut Stade*.

§2
Geschiiftsgegenstand, Geschiftszweck

(1) Das Kreditinstitut ist eine Pfandbriefbank im Sinne des
§ 1 Absatz 1 Satz 1 Pfandbriefgesetzes. Neben dem Pfandbrief-
geschift (§ 1 Absatz 1 Nr. 1 a Kreditwesengesetz, § 1 Absatz 1
Satz 2 Pfandbriefgesetz) kann das Kreditinstitut bankiibliche
Geschifte im Sinne des § 1 Absatz 1 Kreditwesengesetz sowie
die Durchfiithrung des Treuhandgeschiftes betreiben.

(2) Das Kreditinstitut verfolgt den Zweck grundpfandrecht-
lich und gegen bankiibliche Sicherheiten besicherte Kredite
zu vergeben. Darunter fallen insbesondere Immobiliarkredite
an land- und forstwirtschaftliche Betriebe, der den land- und
forstwirtschaftlichen Betrieben vor- und nachgelagerten Pro-
duktionsstufen, an Verbdnde und Genossenschaften sowie Kre-
dite fiir Wohn- und Geschéftsimmobilien.

(3) Ferner gewdhrt das Kreditinstitut Darlehen an Korper-
schaften und Anstalten des offentlichen Rechts sowie an Kre-
ditinstitute. Insbesondere in diesen Féillen kann das Kredit-
institut Darlehen auch ohne Hypotheken, Grundschulden
oder gleichwertige dingliche Sicherheiten gewéhren.

(4) Die Geschifte sind unter Beachtung allgemeiner wirt-
schaftlicher Gesichtspunkte nach kaufmédnnischen Grundsit-
zen zu fihren. Die Gewinnmaximierung ist nicht Hauptzweck
des Geschiftsbetriebes. Es soll auf eine allmdhliche Schuldbe-
freiung durch Tilgungsleistungen der Darlehensnehmer hin-
gewirkt werden.

(5) Andere Beleihungen oder sonstige Geschifte, die in die-
ser Satzung nicht geregelt sind, bediirfen der Zustimmung der
Aufsichtsbehorde.

§3
Haftung, Kapital, Geschiftsmittel

(1) Das Kreditinstitut haftet fiir seine Verbindlichkeiten mit
seinem gesamten Vermdogen.

(2) Das Eigenkapital des Kreditinstituts besteht aus Gewinn-
riicklagen. Auflerdem ist die Ritterschaft verpflichtet, Sonder-
beitrdge zu leisten. Diese Sonderbeitrdge sind begrenzt auf
25 v. H. der Gewinnrticklagen, hochstens jedoch auf einen Be-
trag von 6,8 Mio. Auf den Haftungsbetrag werden von der
Ritterschaft gegebene Genussscheindarlehen bzw. Darlehen
mit Nachrangabrede, die nach bankaufsichtsrechtlichen Mafi-
gaben als Eigenmittel des Kreditinstituts zu werten sind, ange-
rechnet.

(3) Zur Erfillung seiner Aufgaben ist das Kreditinstitut
auch berechtigt,

1. gedeckte Schuldverschreibungen im Sinne des Pfandbrief-
gesetzes in der jeweils geltenden Fassung und jeweils son-
stige Schuldverschreibungen auszugeben,

2. sonstige Darlehen aufzunehmen,

Spareinlagen und sonstige Einlagen anzunehmen,

4. Beteiligungen zu tibernehmen oder zu erwerben, wenn die
Beteiligung dazu dient,

a) die nach § 2 dieser Satzung betriebenen Geschifte zu
fordern,

b) die technische Abwicklung von Verwaltungsaufgaben
auszulagern oder

c) Ertrdge aus Vermietung und Verpachtung zu erzielen.

(4) Verfligbares Geld — soweit es nicht dem Zweck des § 2
zugefiihrt werden kann oder Einschrankungen des Pfandbrief-
gesetzes unterliegt — darf das Kreditinstitut nutzbar machen:

1. durch Anlegung bei geeigneten Kreditinstituten,

2. durch Ankauf seiner eigenen Pfandbriefe und Schuldver-
schreibungen,

3. durch Ankauf von Investmentfondsanteilen oder anderen
zum amtlichen Bérsenhandel zugelassenen Wertpapieren,

4. durch den Einsatz fiir Zinssicherungsgeschifte.

w
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§4
Organe
Organe des Kreditinstituts sind:
(1) der Verwaltungsrat
(2) die Direktion.

§5
Zusammensetzung des Verwaltungsrates

(1) Mitglieder des Verwaltungsrates sind der Préasident der
Ritterschaft (nachfolgend ,Ritterschaftspriasident” genannt),
mindestens 3 von der Ritterschaft fiir die Dauer von 5 Jahren
gewdhlte Personen sowie die Vertreter der Beschéftigten des
Kreditinstituts geméafl dem Niedersdchsischen Personalvertre-
tungsgesetz in der jeweils giiltigen Fassung. Die Wiederwahl
ist zuldssig. Mitglied des Verwaltungsrates kann nicht sein,
wer der Direktion angehort. Der Verwaltungsrat erfiillt die
Voraussetzungen des § 100 Absatz 5 AktG.

(2) Scheidet ein von der Ritterschaft gewéhltes Mitglied des
Verwaltungsrates vorzeitig aus, so hat der Ritterschaftsprasi-
dent bis zur Wahl eines neuen ordentlichen Mitglieds auf dem
ndchsten ordentlichen Rittertag unverziiglich ein vorldufiges
Mitglied zu berufen, das den tibrigen Mitgliedern hinsichtlich
der Rechte und Pflichten gleichsteht.

(3) Den Vorsitz im Verwaltungsrat fiithrt der Ritterschafts-
prasident oder ein der Ritterschaft angehérendes Mitglied des
Verwaltungsrates, das auf Vorschlag des Ritterschaftsprési-
denten vom Verwaltungsrat gewédhlt wird. Den stellvertreten-
den Vorsitzenden wihlt der Verwaltungsrat aus seiner Mitte.
Wiéhlbar ist nur ein der Ritterschaft angehérendes Mitglied.

(4) Die Tétigkeit der Mitglieder des Verwaltungsrates ist eh-
renamtlich. Die Festsetzung einer angemessenen Aufwands-
entschddigung erfolgt durch den Rittertag. Hierzu kann der
Rittertag eine Entschadigungsordnung verabschieden.

(5) Die Mitglieder konnen ihre Aufgaben nicht durch andere
wahrnehmen lassen.

(6) Der Rittertag beschlief3t iiber die Entlastung des Verwal-
tungsrates.

§6
Aufgaben des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat hat die Direktion hinsichtlich Ord-
nungsmaéfigkeit, Zweckmafigkeit und Wirtschaftlichkeit der
Geschiftsfithrung zu tberwachen und in diesem Umfang
auch zu beraten. Hingegen sind ihm Mafinahmen der Ge-
schéftsfithrung nicht iibertragen. Im Zweifel gilt § 111 AktG
entsprechend.

(2) Der Verwaltungsrat hat das Recht, jederzeit Einsicht in
die Biicher und alle die Verwaltung des Kreditinstituts betref-
fenden Schriftstiicke zu nehmen sowie Geschifts- und Kas-
senpriifungen vorzunehmen. Die Direktion ist verpflichtet,
dem Verwaltungsrat, dessen Vorsitzenden oder einem vom
Verwaltungsrat beauftragten Mitglied Auskunft zu erteilen und
Einblick in alle Geschéftsvorginge zu geben.

(3) Neben den gesetzlich sowie satzungsmafig vorgeschrie-
benen Aufgaben obliegen dem Verwaltungsrat ferner die fol-
genden:

a) Bestellung und Abberufung der Direktionsmitglieder sowie
die Festlegung derer Anstellungsbedingungen,

b) Erlass einer Geschiftsanweisung fiir die Direktion,

c) Erlass eines Geschiftsverteilungsplans auf Vorschlag der
Direktion,

d) Zustimmung zur Gewédhrung von Darlehen nach Mafigabe
einer vom Verwaltungsrat nach Anhérung der Direktion
erlassenden Kompetenzordnung,

e) Zustimmung zur Gewdhrung von Organkrediten geméf}
§ 15 Kreditwesengesetz in der jeweils geltenden Fassung,

f) Zustimmung zum Erwerb, Verduflerung und Belastung von
Grundstiicken,

g) Zustimmung zum Eingehen von Beteiligungen und zur
Schaffung eigener selbstdndiger Einrichtungen mit Aus-
nahme tblicher Vermittlungsstellen,

h) Entlastung der Direktionsmitglieder,

i) Feststellung des Jahresabschlusses,

j) Entscheidung tber die Gewinnverwendung im Rahmen
von § 13 dieser Satzung,

k) Bestellung des Abschlussprifers fir die Priifung des néch-

sten Jahresabschlusses mit Zustimmung der Aufsichtsbe-
horde.

(4) Die Mitglieder des Verwaltungsrats haben bei ihrer T&-
tigkeit die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Ver-
waltungsratsmitglieds eines Kreditinstituts anzuwenden. Sie
haben tber alle vertraulichen Angaben und Geheimnisse des
Kreditinstituts sowie der Kunden, die ihnen durch die Tétig-
keit im Verwaltungsrat bekannt geworden sind, Stillschwei-
gen zu bewahren.

(5) Der Verwaltungsrat bildet aus seiner Mitte zu seiner Un-
terstiitzung einen Kreditausschuss, der die ihm gesetzlich zu-
gewiesenen Aufgaben eines Risikoausschusses im Sinne des
Kreditwesengesetzes in seiner jeweils giiltigen Fassung wahr-
nimmt. Er hat ferner die Aufgabe, in regelméafig stattfinden-
den Sitzungen Rechte und Pflichten des Verwaltungsrates bei
der Beratung und Uberwachung der Geschiftsfithrung wahr-
zunehmen. Insbesondere wirkt er entsprechend der vom Ver-
waltungsrat erlassenen Kompetenzordnung bei der Kreditge-
wiéhrung mit. Zusammensetzung und Beschlussfassung des
Kreditausschusses regelt eine vom Verwaltungsrat erlassene
Geschiftsordnung.

(6) Der Verwaltungsrat kann ferner aus seiner Mitte einen
Nominierungsausschuss, einen Priifungsausschuss und einen
Risikoausschuss bilden.

(7) Die Teilnahme an den Sitzungen des Nominierungs-,
Priifungs- und Risikoausschusses sowie auch an Sitzungen des
Kreditausschusses ist auch den tibrigen Verwaltungsratsmit-
gliedern jederzeit moglich.

(8) Der Verwaltungsrat kann einem Ausschuss geméafl den
Absitzen 5 und 6 eine Geschéftsordnung geben.

§7
Beschlussfassung des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat endscheidet durch Beschluss. Be-
schliisse des Verwaltungsrates werden regelméaflig im Rahmen
seiner Sitzungen gefasst. Sitzungen des Verwaltungsrates sol-
len mindestens einmal im Kalenderhalbjahr statttinden. Die
Einladung zu den Sitzungen des Verwaltungsrates erfolgt
durch den Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung durch sei-
nen Stellvertreter und soll zusammen mit der Tagesordnung
in Textform spéatestens zwei Wochen vor der Sitzung den Mit-
gliedern des Verwaltungsrates zugehen. Die Einberufung ei-
ner Sitzung hat unverziiglich zu erfolgen, wenn die Direktion,
der stellvertretende Vorsitzende oder zwei Mitglieder des Ver-
waltungsrates dies fordern.

(2) Der Verwaltungsrat ist beschlussfihig, wenn mindestens
die Hilfte der Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder sein
Stellvertreter, anwesend sind, absolut mindestens jedoch 3 Mit-
glieder. Im Falle der Beschlussunfihigkeit ist unverziiglich
eine neue Sitzung mit gleicher Tagesordnung einzuberufen,
in welcher der Verwaltungsrat ohne Riicksicht auf die Zahl
der erschienenen Mitglieder beschlussfihig ist, sofern auf die-
se Folge in der Einberufung der zweiten Sitzung ausdriicklich
hingewiesen ist.

(3) Die Beschliisse werden mit einfacher Stimmenmehrheit
der gultigen abgegebenen Stimmen gefasst. Stimmenthaltun-
gen und ungiiltige Stimmen werden nicht mitgerechnet. Bei
Stimmgleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Uber die Be-
schliisse ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom Vorsitzen-
den des Verwaltungsrates oder im Verhinderungsfall von dem
stellvertretenden Vorsitzenden zu unterzeichnen ist.

(4) Der Vorsitzende kann einen Beschluss des Verwaltungs-
rates auch im Wege der schriftlichen oder fernschriftlichen
Umfrage herbeiftihren. Dabei kann eine Frist fiir die Abgabe
der Stimme gesetzt werden. Falls eine solche Frist gesetzt
wird, kann die Stimmabgabe wirksam nur innerhalb der Frist
erfolgen. Eine Beschlussfassung ist auch im Umfrageverfahren
ohne Einberufung einer Sitzung im Wege schriftlicher oder
fernmiindlicher Abstimmung zuldssig und wirksam, sofern
kein Verwaltungsratsmitglied dem Verfahren widerspricht.
Bestehen die technischen Voraussetzungen zur eindeutigen
Identifizierung des Absenders, so kann die Umfrage auch auf
elektronischem Wege durchgefiihrt werden.

(5) Wird tiber Angelegenheiten des Kreditinstituts beraten,
die Interessen eines Verwaltungsratsmitglieds, seines Ehegat-
ten, seiner Eltern, Kinder, Geschwister oder einer von ihm
kraft Gesetz oder Vollmacht vertretenen Person beriihren, darf
das betreffende Verwaltungsratsmitglied an der Beratung und
Abstimmung nicht teilnehmen. Das Verwaltungsratsmitglied
ist jedoch vor der Beschlussfassung zu héren.

(6) Der Verwaltungsrat kann sich eine Geschiftsordnung ge-
ben.
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§8
Zusammensetzung der Direktion

Die Direktion besteht aus 2 Mitgliedern, die hauptamtlich
fiir das Kreditinstitut tatig sind. Die Direktionsmitglieder wer-
den durch den Verwaltungsrat fiir einen Zeitraum von bis zu
5 Jahren bestellt. Eine Wiederbestellung ist zuldssig. Sie be-
darf eines erneuten Verwaltungsratsbeschlusses, der frithes-
tens anderthalb Jahre vor Ablauf der bisherigen Amtszeit ge-
fasst werden kann, jedoch spitestens ein Jahr vor Ablauf der
bisherigen Amtszeit gefasst werden muss. Fiir den Fall, dass
der Beschluss iiber die Wiederbestellung nicht spétestens ein
Jahr vor Ablauf der bisherigen Amtszeit gefasst worden sein
sollte, verlangert sich die Amtszeit um die Zeit, um die zuletzt
bezeichnete Frist tiberschritten worden ist.

§9
Aufgaben der Direktion

Die Direktion fithrt die Geschifte des Kreditinstituts nach
kaufméannischen und wirtschaftlichen Grundsitzen in eigener
Verantwortung und hat die Geschéftsverteilung innerhalb der
Direktion zu regeln. Der Geschiftsverteilungsplan ist von dem
Verwaltungsrat zu beschliefen. Hat der Verwaltungsrat eine
Geschiftsanweisung erlassen, ist diese einzuhalten.

§10
Vertretung

(1) Die Direktion vertritt das Kreditinstitut gerichtlich und
aufergerichtlich. Im Verhiltnis zu den Direktionsmitgliedern
wird das Kreditinstitut durch den Vorsitzenden des Verwal-
tungsrates vertreten. Erklarungen sind firr das Kreditinstitut
verbindlich, wenn sie von zwei Direktionsmitgliedern abgege-
ben werden.

(2) Die Direktion ist berechtigt, Vollmachten zu erteilen.
Dariiber hinaus ist die Direktion berechtigt, einem ihrer Mit-
glieder Vollmacht zu erteilen, das Kreditinstitut gerichtlich —
soweit nach den Bestimmungen der Zivilprozessordnung zu-
lassig — alleine zu vertreten und tiber die Vornahme erfor-
derlicher Prozesshandlungen sowie den Abschluss eines Ver-
gleichs alleine zu entscheiden.

(3) Die Direktion kann mit Zustimmung des Verwaltungsra-
tes einer Person, die tiber die Befdhigung zum Richteramt ver-
fiigt, die stindige Rechtsberatung des Kreditinstituts tibertra-
gen.

§11
Bestellung der Direktionsmitglieder

Die Bestellung der Direktionsmitglieder erfolgt unter Beach-
tung der Vorschriften des Kreditwesengesetzes.

§12
Geschiiftsjahr

(1) Das Geschiiftsjahr ist das Kalenderjahr. Nach Abschluss
des Geschiftsjahres erstellt die Direktion den Jahresabschluss
und einen Lagebericht nebst Anhang.

(2) Die Aufstellung, Priifung und Bekanntmachung des Jah-
resabschlusses und des Geschéftsberichts richten sich nach
den gesetzlichen Vorschriften.

(3) Der Geschiftsbericht und der durch den Abschlusspri-
fer gepriifte Jahresabschluss werden mit dem Priifungsbericht
zur Beschlussfassung gemaft § 6 Absatz 3 Buchstaben h), i)
und j) dem Verwaltungsrat vorgelegt. Danach werden der Ge-
schaftsbericht und der Jahresabschluss dem Trédger sowie der
Aufsichtsbehorde tibersandt.

§13
Gewinnverwendung

(1) Ergibt sich aus dem Jahresabschluss ein Uberschuss, so
ist er, sofern keine zweckgebundenen Sonderriicklagen not-
wendig sind, zur Bildung einer Riicklage soweit und solange
zu verwenden, bis diese 10 v. H. der von dem Kreditinstitut
gewdhrten Darlehen — gerechnet per Stichtag des Jahresab-
schlusses — betragt.

(2) Bis zum Erreichen dieser Mindesthohe nach Absatz 1
kann der Verwaltungsrat die Ausschiittung von bis zu 10 v. H.
des ausgewiesenen Gewinns an die Ritterschaft als Tréger be-
schlieffen. Wenn die Mindesthche nach Absatz 1 erreicht ist,
kann der Verwaltungsausschuss Ausschiittungen bis zur Héhe
von 20 v. H. beschlief8en.

§14
Rechtsaufsicht

(1) Die Rechtsaufsicht bt das Niedersédchsische Finanzmi-
nisterium (Aufsichtsbehorde) aus. § 44 Kreditwesengesetz fin-
det entsprechend Anwendung.

(2) Das Kreditinstitut unterliegt nach Landesrecht der Prii-
fung durch den Niedersdchsischen Landesrechnungshof.

§15
Liquidation, Rechtsformwechsel und Vereinigung

(1) Im Falle der Auflosung des Kreditinstituts durch Sat-
zungsdnderung nach Mafigabe des § 16 dieser Satzung ist die
Liquidation einzuleiten. Das nach beendeter Liquidation ver-
bleibende Vermogen féllt der Ritterschaft zu.

(2) Der Trdger kann durch Umwandlungsbeschluss nach
Mafigabe von § 16 dieser Satzung beschlieflen, das Kreditin-
stitut rechtsformwechselnd nach dem Umwandlungsgesetz in
eine Kapitalgesellschaft umzuwandeln. Dartiber hinaus gilt
folgendes:

1. Im Fall des Formwechsels in eine Aktiengesellschaft wird
die Satzung der Aktiengesellschaft durch die Ritterschaft
festgestellt. Als Grinder der formgewechselten Aktienge-
sellschaft gilt die Ritterschaft. Die Ritterschaft wird als Ak-
tiondr an der Aktiengesellschaft beteiligt und tibernimmt
das Grundkapital der Aktiengesellschaft.

2. Im Fall des Formwechsels in eine Gesellschaft mit be-
schriankter Haftung wird der Gesellschaftsvertrag der Ge-
sellschaft mit beschrankter Haftung durch die Ritterschaft
festgestellt. Als Griinder der formgewechselten Gesellschaft
mit beschriankter Haftung gilt die Ritterschaft. Die Ritter-
schaft wird an der Gesellschaft mit beschrankter Haftung
als Gesellschafter beteiligt und tibernimmt das Stammka-
pital.

Der Fall einer satzungsméflig beschlossenen Anderung der

Rechtsform gilt nicht als Auflosung.

(3) Das Kreditinstitut kann sich mit Zustimmung des Tra-
ers nach Mafgabe des § 16 dieser Satzung mit anderen of-
entlich-rechtlichen Kreditinstituten durch Fusionsvertrag im

Wege der Vereinigung durch Aufnahme oder Neubildung un-
ter Eintritt der Gesamtrechtsnachfolge vereinigen, wobei das
Kreditinstitut im Falle einer Vereinigung sowohl aufnehmen-
des als auch tbertragendes Institut sein kann. Die Vorschrif-
ten des Umwandlungsgesetzes tiber die Verschmelzung, ins-
besondere § 17 Absatz 2 Satz 4 des Umwandlungsgesetzes,
finden entsprechende Anwendung.

(4) Beschliisse nach den vorstehenden Abséitzen bediirfen
der notariellen Beurkundung.

§16
Satzungsinderung/Bekanntmachung
von Satzungsdnderungen

Satzungsdnderungen beschliefit der Rittertag. Sie bediirfen
einer 2/3-Mehrheit der zur Beschlussfassung stimmberechti-
gen erschienenen Mitglieder der Ritterschaft sowie der Geneh-
migung der Aufsichtsbehérde. Sie sind im Niedersédchsischen
Ministerialblatt bekannt zu machen.

§17
Inkrafttreten
Die Satzung in ihrer vom Rittertag am 27. November 2020
beschlossenen Fassung ersetzt die bisherige Satzung. Sie tritt
am 1. Januar 2021 in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt tritt die
vom Rittertag am 30. November 2018 beschlossene Neufas-
sung der Satzung aufler Kraft.

Anpassung des Wertes der Personalunterkiinfte
nach § 4 der Tarifvertrige
iiber die Bewertung der Personalunterkiinfte

Bek. d. MF v. 21. 12. 2020 — VD4 86 00/1 —

Nach § 4 der Tarifvertrége tiber die Bewertung der Personal-
unterkiinfte vom 16. 3. 1974 fiir Angestellte bzw. fir Arbeiter,
die gemafl Anlage 1 Teil C Nrn. 17 und 18 TVU-L fortgelten,
sind die in § 3 Abs. 1 und 4 Unterabs. 3 dieser Tarifvertrige
genannten Betrdge jeweils zu demselben Zeitpunkt und um
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denselben Vomhundertsatz zu erhohen oder zu vermindern,
um den der aufgrund von § 17 Abs. 1 SGB IV in der SVEV all-
gemein festgesetzte Wert fiir Wohnungen mit Heizung und
Beleuchtung erhoht oder vermindert wird.

Der mafigebende Sachbezugswert ist vom 1. 1. 2021 an von
bisher 235,00 EUR auf 237,00 EUR monatlich erhéht worden
(Anderung des § 2 SVEV durch Verordnung vom 15. 12. 2020
[BGBIL.IS. 2933]).

§ 3 Abs. 1 Unterabs. 1 der Tarifvertrige tiber die Bewertung
der Personalunterkiinfte ist daher ab 1. 1. 2021 in folgender
Fassung anzuwenden:

,Der Wert der Personalunterkiinfte wird wie folgt festgelegt:

Wertklasse  Personalunterkiinfte EUR je m? Nutz-
fliche monatlich

1 ohne ausreichende Gemein- 7,96
schaftseinrichtungen

2 mit ausreichenden Gemein- 8,82
schaftseinrichtungen

3 mit eigenem Bad oder eigener 10,09
Dusche

4 mit eigener Toilette und Bad 11,21
oder Dusche

5 mit eigener Kochnische, 11,95%

Toilette und Bad oder Dusche

In § 3 Abs. 4 Unterabs. 3 der Tarifvertrdge ist der Betrag
4,73 EUR" durch den Betrag ,,4,77 EUR" zu ersetzen.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung

— Nds. MBL Nr. 1/2021 S. 6

D. Ministerium fiir Soziales, Gesundheit
und Gleichstellung

Richtlinie iiber die Gewahrung von Zuwendungen
zur Forderung von Gesundheitsregionen
in Niedersachsen
(Richtlinie Gesundheitsregionen)

Erl. d. MS v. 21. 12. 2020 — 403.31 —
— VORIS 21061 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewihrt nach Mafigabe dieser Richtlinie und
der VV-Gk zu § 44 LHO Zuwendungen fiir den Aufbau neuer
sowie fiir die Starkung bereits bestehender Gesundheitsregio-
nen.

Ziele der Landesfoérderung sind
— die dauerhafte Stiarkung funktionierender Strukturen in den
bestehenden ,,Gesundheitsregionen in Niedersachsen®,
— die Bildung entsprechender Strukturen in den bislang nicht
teilnehmenden Kommunen sowie
— die Entwicklung und Umsetzung von Versorgungsprojekten.
1.2 Ein Anspruch auf Gewédhrung einer Zuwendung besteht
nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehérde aufgrund

ihres pflichtgemédflen Ermessens im Rahmen der verfiigbaren
Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Forderung
Gefordert werden
2.1 MaBnahmen zur Etablierung oder zum Erhalt folgender
Strukturen:
— die Durchfithrung von mindestens zwei regionalen

Gesundheitskonferenzen im Geltungszeitraum dieser
Richtlinie,

— die Einrichtung oder Weiterfithrung einer unterjahrig
tagenden regionalen Steuerungsgruppe mit jeweils min-
destens einer Vertreterin oder einem Vertreter der re-
gions-/kreisangehorigen Gemeinden, gesteuert durch
die kommunale Verwaltungsspitze,

— die Einrichtung oder Weiterfiihrung mehrerer Arbeits-
gruppen zur Entwicklung fir die betreffende Region
neuer Versorgungs- und/oder Kooperationsprojekte und
Mafinahmen der Gesundheitsforderung oder Primér-
pravention;

2.2 die Entwicklung und Umsetzung regional wirkender Ver-
sorgungsprojekte;

2.3 die Entwicklung und Umsetzung fir die betreffenden Re-
gionen neuer Versorgungs- und/oder Kooperationsprojekte
in Niedersachsen, moglichst mit tiberregionalem Bezug.
Insbesondere sollten folgende Themenbereiche bertick-
sichtigt werden:

2.3.1 Entwicklung und Umsetzung von Konzepten zur
Zusammenarbeit von Arztinnen und Arzten,
Krankenhdusern und nicht éarztlichen Gesund-
heitsberufen unter besonderer Berticksichtigung
der Bedarfe und an der Patientin oder dem Patien-
ten orientierter Strukturen,

2.3.2 Entwicklung und Umsetzung von Konzepten zur
Ansiedlung von Vertragsirztinnen und Vertrags-
drzten — insbesondere von Hausérztinnen und
Hausérzten — in ldndlichen Regionen,

2.3.3 Entwicklung und Umsetzung von Konzepten zur
Entlastung von Vertragsirztinnen und Vertrags-
drzten — insbesondere von Hausdrztinnen und
Hausérzten — mit den Schwerpunkten

— Delegation (auch in Verbindung mit der Pflege),
— Teamarbeit,
— Vernetzung,

2.3.4 Entwicklung und Umsetzung von Konzepten zur
Nachwuchsgewinnung von Arztinnen, Arzten und
Pflegekriften im ldndlichen Raum,

2.3.5 Maflinahmen der Gesundheitsforderung und der
Primérprivention.

3. Zuwendungsempfinger
3.1 Maflnahmen nach den Nummern 2.1 und 2.2

3.1.1 Zuwendungsempfinger sind die Landkreise und kreis-
freien Stddte, die Region Hannover, die Landeshauptstadt
Hannover sowie die Stadt Gottingen (oder Kooperationen von
diesen).

3.1.2 Der Zuwendungsempfanger wird mit Gewahrung der
Zuwendung nach Nummer 2.1 als ,,Gesundheitsregion Nie-
dersachsen“ anerkannt oder als bereits bestehende Gesund-
heitsregion bestétigt.

3.1.3 Der Zuwendungsempfinger kann die Zuwendung
ganz oder teilweise im Rahmen der VV-Gk Nr. 12 zu § 44 LHO
als Erstempfanger an einen oder mehrere Letztempfénger wei-
terleiten. Dem Letztempféinger obliegt die Umsetzung der er-
forderlichen Mafinahmen nach den Nummern 2.1, 2.2 und 2.3.

3.1.4 Letztempfanger sind Organisationen, die es sich zum
Ziel gesetzt haben, die regionale gesundheitliche Versorgung
zu verbessern und an denen der Erstempféinger beteiligt ist.

3.2 Maflnahmen nach Nummer 2.3

3.2.1 Zuwendungsempfanger sind die Landkreise und kreis-
freien Stddte, die Region Hannover, die Landeshauptstadt
Hannover sowie die Stadt Gottingen (oder Kooperationen von
diesen), soweit sie als Gesundheitsregionen anerkannt oder
bestétigt sind.

3.2.2 Der Zuwendungsempfinger kann die Zuwendung
ganz oder teilweise im Rahmen der VV-Gk Nr. 12 zu § 44 LHO
als Erstempfanger an einen oder mehrere Letztempfianger wei-
terleiten. Letztempfanger sind Leistungsanbieter, die die Pro-
jekte i. S. der Nummer 2.3 in der Versorgungslandschaft
umsetzen.



Nds. MBI. Nr. 1/2021

4. Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Malnahmen nach Nummer 2.1.

4.1.1 Antragsteller, die noch nicht als ,Gesundheitsregion
Niedersachsen“ anerkannt sind, legen ein Konzept zum dau-
erhaften Auf- oder Ausbau einer Gesundheitsregion vor. Dies
kann auch andere regionale Initiativen einbeziehen.

4.1.2 Das fortzuschreibende Konzept erldutert das Vorgehen
zu folgendem Programm einer Gesundheitsregion:

— Erstellen einer kleinrdumigen Bevolkerungsprognose un-
ter Berticksichtigung der demografischen Entwicklung,

— Erstellen einer Bestandsanalyse regionaler Gesundheitsein-
richtungen sowie entsprechenden Erreichbarkeitsanalysen,

— kommunaler Strukturaufbau,
— Benennung einer Koordinatorin oder eines Koordinators.

4.1.3 Antragsteller, die bereits als ,,Gesundheitsregion Nieder-
sachsen” anerkannt sind, schreiben ihr bestehendes Konzept
fort.

4.2 Maflnahmen nach Nummer 2.2

Der Antragsteller stellt in einer Ubersicht die Zielsetzung
und die erwarteten Auswirkungen auf das regionale Versor-
gungsgeschehen dar. Die erforderlichen Umsetzungsschritte
sind kurz zu beschreiben; die am Versorgungs- und/oder Ko-
operationsprojekt beteiligten Institutionen und/oder Personen
sind anzugeben.

4.3 Maflnahmen nach Nummer 2.3

4.3.1 Es muss sich um ein neues Versorgungs- und/oder Ko-
operationsprojekt in der jeweiligen Region handeln. Soweit
moglich sind regionstibergreifende Anséitze (Beteiligung von
mindestens zwei Zuwendungsempfingern nach Nummer 3.2)
zu wihlen.

4.3.2 Das Projekt muss die Entwicklung und Umsetzung zu-
mindest eines aus den in Nummer 2.3 genannten Themenbe-
reichen, bei denen ein Leistungsanbieter (z. B. niedergelassene
Arztin oder niedergelassener Arzt, Pflegedienst) einbezogen
und/oder beteiligt wird, beinhalten.

4.3.3 Die fir die Umsetzung der Mafinahme erforderlichen
Schritte sind in einem Konzept darzulegen. Die Zielsetzung
und die erwarteten Auswirkungen auf das tiberregionale Ver-
sorgungsgeschehen, der Innovationsgrad fiir die jeweils betei-
ligten Gesundheitsregionen, der Modellcharakter sowie der
Nachhaltigkeitsansatz sind darzulegen. Im Konzept sind die
am Versorgungs- und/oder Kooperationsprojekt beteiligten In-
stitutionen und/oder Personen anzugeben.

4.3.4 Das ,Lenkungsgremium Gesundheitsregionen®, das ent-
sprechend dem Kooperationsvertrag ,,Gesundheitsregionen
Niedersachen” aus Vertreterinnen und Vertretern des MS so-
wie weiteren finanziell beteiligten Partnerinnen und Partnern
besteht, muss der Férderung zugestimmt haben.

5. Art und Umfang, Hohe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung wird als nicht riickzahlbarer Zuschuss
in Form einer Festbetragsfinanzierung zur Projektférderung
gewdhrt.

5.2 Fir Maflnahmen nach den Nummern 2.1 und 2.2 darf
die Hohe der Zuwendung 20 000 EUR nicht iiberschreiten.
Zuwendungsfihig sind die im direkten Zusammenhang mit
der ,,Gesundheitsregion Niedersachsen“ stehenden notwendi-
gen Personalausgaben (bis zur EntgeltGr.11 TV6D) und Sach-
ausgaben, insbesondere zur Organisation, Koordination und
Steuerung einer vernetzten gesundheitlichen Versorgung vor
Ort sowie zum Aufbau nachhaltiger kooperativer Strukturen.
Bewilligungszeitraum ist das Kalenderjahr. Der Antrag ist fir
jedes Kalenderjahr neu zu stellen.

5.3 Fir Mafinahmen nach Nummer 2.3 darf die Hohe der
Zuwendung 80 000 EUR nicht iiberschreiten. Der Bewilli-
gungszeitraum betrdgt maximal zwei Kalenderjahre.

5.4 Die Zuwendungsempfinger haben sich mit 10 % an den
zuwendungsfahigen Ausgaben zu beteiligen. Unter Bertick-
sichtigung des § 22 NFAG reduziert sich die Beteiligung auf

5 %, wenn der Zuwendungsempfinger im Jahr der Antragstel-
lung Bedarfszuweisungen erhalt.

5.5 Abweichend von VV-Gk Nr. 1.1 zu § 44 LHO koénnen
Zuwendungen unterhalb der Bagatellgrenze von 25 000 EUR
bewilligt werden, weil auch eine punktuelle Forderung der
Antragsteller angesichts der zukinftigen demografischen
Herausforderung bei der Gesundheitsversorgung im Landesin-
teresse ist.

6. Anweisungen zum Verfahren

6.1 Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung der Ver-
wendung und die ggf. erforderliche Aufthebung des Zuwen-
dungsbescheides und die Ruckforderung der gewihrten Zu-
wendung gelten die VV-Gk zu § 44 LHO, soweit nicht in die-
ser Richtlinie Abweichungen zugelassen worden sind.

6.2 Bewilligungsbehorde ist das Niedersachsische Landesamt
fiir Soziales, Jugend und Familie, Domhof 1, 31134 Hildesheim.

6.3 Die Antrdge miissen bis zum 15. September des Jahres,
das dem Zuwendungsbeginn vorausgeht, bei der Bewilligungs-
behorde gestellt werden.

6.4 Abweichend von Nummer 6.3 sind Antrége fiir das Jahr
2021 bis zum 1. 2. 2021 bei der Bewilligungsbehérde einzu-
reichen.

7. Schlussbestimmungen
Dieser Erl. tritt am 1. 1. 2021 in Kraft und mit Ablauf des
31. 12. 2025 aufder Kraft.

An das
Niedersdchsische Landesamt fur Soziales, Jugend und Familie

Nachrichtlich:

An die

Region Hannover, Landkreise, kreisfreien Stddte, Landeshauptstadt
Hannover, Stadt Gottingen

— Nds. MBL. Nr. 1/2021 8. 7

Richtlinie iiber die Gewidhrung von Billigkeitsleistungen
zur Unterstiitzung der im Land Niedersachsen
geforderten Beratungsstellen und staatlich anerkannten
Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen
i. S. der §§ 3 und 8 SchKG

Erl. d. MS v. 23. 12. 2020 — 203-38383/6-6 —
— VORIS 24200 —

1. Zweck der Billigkeitsleistung, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land Niedersachsen gewdhrt Billigkeitsleistungen
i. S. des § 53 LHO nach Mafigabe dieser Richtlinie und der all-
gemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen.

1.2 Ziel der Forderung ist es, die aufgrund der COVID-19-
Pandemie entstandenen zusétzlichen Sachausgaben fiir gefor-
derte Beratungsstellen und staatlich anerkannte Schwanger-
schaftskonfliktberatungsstellen i. S. der §§ 3 und 8 SchKG zu
kompensieren. Eine Foérderung nach dieser Richtlinie setzt des-
halb voraus, dass eine sachliche und zeitliche Kausalitat der
Beschaffung des jeweiligen Fordergegenstandes zur COVID-
19-Pandemie besteht.

Beratungsstellen und staatlich anerkannte Schwangerschafts-
konfliktberatungsstellen i. S. der §§ 3 und 8 SchKG setzen die
dem Land Niedersachsen obliegenden gesetzlichen Pflichtauf-
gaben um und sind verpflichtet, die Beratungstétigkeiten rechts-
konform durchzufihren.

Die Schwangeren- und Schwangerschaftskonfliktberatung
nach dem SchKG findet auflerhalb einer Pandemielage grund-
satzlich vor Ort statt; in der besonderen Situation der COVID-
19-Pandemie darf sie nur ausnahmsweise befristet und unter
eng definierten Voraussetzungen auch per Videotelefonie oder
telefonisch angeboten werden. Hierfiir miissen die Beratungs-
stellen gesondert ausgestattet werden, um die gesetzlich vor-
geschriebene Beratungsleistung liickenlos vorhalten zu kénnen.
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1.3 Die Gewahrung der Billigkeitsleistung erfolgt im Rahmen
der o6ffentlichen Forderung nach § 4 Abs. 3 SchKG. Die zur
Sicherstellung eines ausreichenden Angebotes nach den §§ 3
und 8 SchKG erforderlichen Beratungsstellen haben einen un-
mittelbaren Rechtsanspruch auf eine angemessene 6ffentliche
Forderung der Personal- und Sachkosten aus § 4 Abs. 3 SchKG.
Die Billigkeitsleistung erfolgt ergénzend zu den in den Pau-
schalsidtzen nach § 7 Abs. 1 und 2 sowie § 9 Nds. AG SchKG
enthaltenen Sachkostenanteilen. Die Moglichkeit eines spéte-
ren Antrags auf Spitzkostenabrechnung bleibt unberthrt, jedoch
ist die erhaltene Billigkeitsleistung dann als Teil der 6ffentli-
chen Férderung im Rahmen des § 4 Abs. 3 SchKG zu bertick-
sichtigen.

1.4 Ein Anspruch auf die Gewdhrung einer Billigkeitsleis-
tung nach dieser Richtlinie besteht nicht; die Bewilligungsbe-
horde entscheidet aufgrund ihres pflichtgemédflen Ermessens
im Rahmen der verfiigharen Haushaltsmittel und berticksich-
tigt die Antrége in der Reihenfolge des Eingangs.

2. Gegenstand der Billigkeitsleistung

Es werden Billigkeitsleistungen erbracht fiir COVID-19-Pan-
demiebedingte einmalige und periodisch wiederkehrende sach-
bezogene Mehrausgaben fiir Hygiene- oder Digitalisierungs-
mafinahmen sowie unvorhergesehene pandemiebedingte Bii-
roausgaben, die im unmittelbaren Zusammenhang fiir die
Aufrechterhaltung und Austibung der Beratungstétigkeiten nach
dem SchKG erforderlich sind.

3. Empfinger der Billigkeitsleistung

Empfanger der Billigkeitsleistung sind die Trager der im Land
Niedersachsen geforderten Beratungsstellen und staatlich an-
erkannter Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen i. S. der
§§ 3 und 8 SchKG.

4. Voraussetzungen fiir die Billigkeitsleistung

4.1 Der Antragsteller muss fiir die Gewidhrung einer Billig-
keitsleistung versichern, dass die Ausgaben i. S. der Nummer 2
erforderlich sind oder waren, um die Beratungstitigkeit nach
dem SchKG auch unter COVID-19-Pandemie-Bedingungen
aufrecht zu erhalten und es sich um Ausgaben handelt, die
aufgrund der besonderen Anforderungen der COVID-19-Pan-
demie-Lage angefallen sind.

4.2 Zum Nachweis dieser Voraussetzungen ist eine Erkldrung
vorzulegen, aus der die einmaligen und periodisch wieder-
kehrenden Ausgaben hervorgehen:

— Ausgaben fiir den Gesundheitsschutz (Desinfektionsmittel,
Mundschutz, Schutzscheiben etc.),

— zusitzliche Biiroausgaben (z. B. Porto und Telefon),

— einmalige, zusitzliche Ausgaben (Kamera, Mikrofon etc.)
fiir die vertrauliche rechtskonforme Videoberatung (insbe-
sondere die Schwangerschaftskonfliktberatung) mit einer
durch die Kassenéarztliche Bundesvereinigung (KBV) zerti-
fizierten Software,

— periodisch wiederkehrende, zusitzliche Ausgaben (Software-
lizenz etc. unter Angabe der Anzahl der Software-Lizen-
zen sowie des Produktnamens),

— anzurechnende zweckgleiche Einnahmen.

5. Art und Umfang, Hohe der Billigkeitsleistung

5.1 Erstattungsfihig sind pro eingerichtetem Beratungsplatz
mit Kontakt zu den betreffenden Personen die Ausgaben fiir den
Gesundheitsschutz (Desinfektionsmittel, Mundschutz, Schutz-
scheiben etc.), zusitzliche Biiroausgaben sowie die fiur die
Durchfithrung der ausschliefSlich pandemiebedingt zuldssigen
digitalen und telefonischen Beratungstitigkeiten erforderli-
chen Ausgaben. Ausgaben fiir Lizenzen von Software-Produk-
ten, die fiir die Videoberatung genutzt werden, sind erstat-
tungsfihig, wenn es sich dabei um durch die KBV zertifizierte
Produkte handelt.

5.2 Die Billigkeitsleistung betrdgt in den Féllen des § 7 Abs. 1
Nds. AG SchKG 80 %, in den Féllen des § 7 Abs. 2 Nds. AG
SchKG 100 % der tatsdchlichen und notwendigen Sachausga-
ben.

5.3 Der Forderzeitraum beginnt am 23. 3. 2020 und endet
mit Ablauf des 31. 5. 2021.

6. Anweisungen zum Verfahren

6.1 Bewilligungsbehorde ist das Niedersdchsische Landesamt
fiir Soziales, Jugend und Familie, Domhof 1, 31134 Hildes-
heim.

6.2 Die fiir die Antragstellung und die Auszahlungsanforde-
rung erforderlichen Formulare fiir die Abgabe der benétigten
Erkldarungen werden von der Bewilligungsbehorde auf Anfor-
derung bereitgestellt. Antrdge sind bis spétestens 31. 5. 2021
an die Bewilligungsbehorde zu richten.

6.3 Der Leistungsempfinger ist zu verpflichten, bis spétes-
tens 30. 9. 2021 einen Nachweis tiber die zweckentsprechen-
de Verwendung der Billigkeitsleistung sowie tiber eventuelle
zweckgleiche Einnahmen — mit Belegen — vorzulegen sowie
jede Verdnderung der fir die Gewéhrung der Billigkeitsleis-
tung mafigebenden Verhaltnisse unverziiglich der Bewilligungs-
behorde mitzuteilen.

6.4 Die Bewilligungsbehorde ist berechtigt, Biicher, Belege
und sonstige Geschiftsunterlagen anzufordern sowie die An-
gaben vor Ort zu prifen oder durch Beauftragte priifen zu las-
sen. Der Leistungsempfanger hat die erforderlichen Unter-
lagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskiinfte zu ertei-
len. Der Leistungsempfianger der Billigkeitsleistung ist zu ver-
pflichten, alle Unterlagen, die fiir die Gewdhrung der Billig-
keitsleistung und fiir den Nachweis notwendig waren, fiir
zehn Jahre nach Vorlage des Nachweises aufzubewahren, so-
fern nicht nach steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften
eine langere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist.

Der LRH ist berechtigt, bei den Leistungsempfiangern die
Verwendung der Mittel zu priifen. Die Gewédhrung der Billig-
keitsleistung ergeht unter dem Vorbehalt des Widerrufs fiir
den Fall, dass eine Auflage nicht erfiillt ist oder die Leistung
einer zweckwidrigen Verwendung zugefiihrt wird.

6.5 Anderweitige zweckgleiche Billigkeitsleistungen, Zuschiisse
anderer Finanzgeber, Entschadigungsleistungen, Versicherungs-
leistungen und/oder andere Unterstiitzungsprogramme der
EU, des Bundes, des Landes und der Kommunen im Zusam-
menhang mit der COVID-19-Pandemie sind vorrangig in An-
spruch zu nehmen. Eine Kombination mit diesen ist zuléssig.
Gewihrte Leistungen nach diesen Programmen werden auf
die Forderung nach dieser Richtlinie angerechnet. Der Antrag-
steller ist verpflichtet, die Billigkeitsleistung zurtickzuzahlen,
soweit diese Leistungen einzeln oder zusammen zu einer
Uberkompensation fiithren.

6.6 Sofern eine Software-Lizenz zeitversetzt von mehreren
Beratungskréften und/oder auf mehreren Gerdten verwendet
werden kann, sind nur die Ausgaben fir die Beschaffung ei-
ner Software-Lizenz forderfihig; soweit die Software-Lizenzen
nur personalisiert erteilt werden, sind sie pro Beratungskraft
forderfdhig. Wenn und soweit die Software, Software-Lizenz,
PC-Rechner, Kamera, Mikrofon etc. auch fiir andere Bera-
tungstitigkeiten (Rechtsberatung, Schuldnerberatung, Sucht-
beratung, Kinder- und Jugendhilfe, Ehe-/Familien- und Lebens-
beratung etc.) eingesetzt werden, diirfen nur die anteiligen
Kosten fir die Beratungen nach dem SchKG angegeben wer-
den. Sollten von anderen Privatpersonen, Firmen, Behorden,
Institutionen etc. fiir die aufgefiihrten Zwecke Zufliisse in
Geld- oder Sachwerten im Forderzeitraum erfolgt sein oder
noch erfolgen, sind diese vorher abzuziehen und nicht bertick-
sichtigungsfihig.

6.7 Darlehen sind von einer Anrechnung ausgenommen.

7. Schlussbestimmungen

Dieser Erl. tritt am 23. 12. 2020 in Kraft und mit Ablauf des
31.12. 2021 aufder Kraft.

An das
Niedersachsische Landesamt fiir Soziales, Jugend und Familie

— Nds. MBL Nr. 1/2021 S. 8
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Aufwandsentschidigung fiir Meldungen
an das Epidemiologische Krebsregister Niedersachsen

RdErl. d. MS v. 23. 12. 2020
— 402-41553-6/4/2/0/1 —

— VORIS 21067 —

Aufgrund des § 5 GEKN vom 7. 12. 2012 (Nds. GVBL. S. 550),
zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. 9. 2017
(Nds. GVBL. S. 340), wird folgende Regelung tiber die Auf-
wandsentschddigung fir Meldungen an das Epidemiologische
Krebsregister Niedersachsen (EKN) erlassen:

1. Voraussetzungen fiir die Gewihrung der Aufwandsentschéidigung

Anspruch auf die Gewdhrung einer Aufwandsentschadi-
gung haben Meldende, die ihre Tétigkeit in Niedersachsen aus-
tiben. Dazu zihlen Arztinnen und Arzte, Zahnérztinnen und
Zahnirzte, Einrichtungen der stationdren Versorgung sowie
klinische Register wie Tumorzentren oder andere kooperie-
rende Einrichtungen. Meldungen werden tiber das Melderpor-
tal des Klinischen Krebsregisters Niedersachsen (KKN) elek-
tronisch an die gemeinsame Datenannahmestelle des KKN
und des EKN tibermittelt. Fir Meldungen, die im KKN und im
EKN gespeichert werden, besteht kein Anspruch auf eine Auf-
wandsentschiddigung seitens des EKN. Meldungen an die Ver-
trauensstelle (VSt) des EKN auf vorgegebenen Meldebogen
werden nur dann angenommen und entschidigt, wenn sie auf
Anforderung durch das EKN erfolgen.

1.1 Meldungen zu klinisch erhobenen Befunden miissen
sich auf Erkrankungen mit folgender Kodierung nach ICD 10
beziehen:

1.1.1 bosartige Neubildungen (Nummern C00 bis C97),
1.1.2 In-situ-Neubildungen (Nummern D00 bis D09),

1.1.3 Neubildungen mit unsicherem oder unbekanntem Ver-
halten (Nummern D37 bis D48),

1.1.4 gutartige Tumore, die vom Zentralen Nervensystem (ZNS)
ausgehen, einschliefilich Tumore der Hirnnerven, der
Hirnhéute, der Hypophyse, des Ductus craniopharyn-
gealis und der Epiphyse (Nummern D32, D33, D35.2,
D35.3, D35.4),

1.1.5 erste sekundére Neubildung nach krankheitsfreiem In-
tervall von mindestens sechs Monaten (Rezidiv oder
Metastase).

1.2 Meldungen zu histologisch, molekularpathologisch und/
oder zytologisch erhobenen Befunden miissen sich auf Erkran-
kungen (Diagnosen, nicht Verdachtsfille) beziehen, die folgen-
der Kodierung nach ICD-O in der M-Klassifikation entsprechen:

1.2.1 Endziffer 1 (Neubildung unsicheren oder unbekannten
Verhaltens),

1.2.2 Endziffer 2 (In-situ-Neubildung),

1.2.3 Endziffer 3 (primére bosartige Neubildung),

1.2.4 Endziffer 6 (sekundére bosartige Neubildung), hiervon
jedoch ausschlief8lich Meldungen zu Metastasen bei un-
bekanntem Priméartumor oder zum ersten Rezidiv oder
der Metastasierung eines Tumors,

1.2.5 Endziffer 9 (unbekannt, ob Priméartumor oder sekundére
Neubildung),

1.2.6 Endziffer 0 bei Tumoren, die vom ZNS ausgehen (ein-
schlieflich Tumore der Hirnnerven, der Hirnhéute, der
Hypophyse, des Ductus craniopharyngealis und der
Epiphyse).

1.3 Nicht entschiddigt werden:

1.3.1 Meldungen zu vor dem 1. 1. 2003 diagnostizierten Neu-
erkrankungen und Frithformen von Krebs,

1.3.2 Mehrfachmeldungen der- oder desselben Meldenden
zu derselben Erkrankung einer betroffenen Person (hier-
zu zdhlen auch multiple Neubildungen desselben Or-
gans),

1.3.3 Meldungen zu riickbildungsfihigen Vorformen von Krebs
(Prakanzerosen, siehe auch Diagnosekataloge der Num-
mern 1.1 und 1.2),
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1.3.4 Folgemeldungen zu Metastasen und Rezidiven von be-
reits gemeldeten Ersterkrankungen (Meldungen zum
ersten Rezidiv oder zur ersten Metastasierung sind ent-
schidigungsfahig nach Nummer 1.1.5; entschadigungs-
fahig sind auch Meldungen zu Metastasen bei unbe-
kanntem Primédrtumor oder anlésslich einer sekunda-
ren Neubildung, wenn es sich bei der Meldung um die
Erstbefundung durch die Meldende oder den Melden-
den handelt),

1.3.5 Folgemeldungen ab dem dritten Tumor bei nicht-mela-
notischen Hautkrebsformen (Nummer C44) von bereits
gemeldeten Ersterkrankungen, wenn es sich um eine
Meldung der- oder desselben Meldenden zur Erkran-
kung derselben betroffenen Person handelt (vergleich-
bar den multiplen Neubildungen desselben Organs wie
in Nummer 1.3.2), dabei gelten Zweittumore als Rezidiv,

1.3.6 Meldungen, fiir die bereits von anderer Stelle eine Ver-
giitung oder Aufwandsentschadigung gewdhrt wurde.

2. Bemessung der Aufwandsentschidigung fiir Meldungen nach § 3
GEKN

Fiir entschadigungsfihige Meldungen an das EKN zahlt das
Land eine Aufwandsentschddigung (§ 5 Satz 1 GEKN). Diese
betrégt einschlieflich Porto

2.1 far Meldungen von histologischen, molekular-
pathologischen und/oder zytologischen Befun-
den in Form eines tiber eine vorgegebene EDV-
Schnittstelle zu ibernehmenden Datensatzes 2 EUR,

2.2 fur alle uibrigen Meldungen von Befunden in
Form eines iiber eine vorgegebene EDV-Schnitt-
stelle zu ibernehmenden Datensatzes oder auf
vorgegebenem Meldebogen 4 EUR.

3. Ubernahme von Meldungen von anderen Krebsregistern

Fir Meldungen von aufferhalb Niedersachsens zu betroffe-
nen Personen mit gewohnlichem Aufenthalt in Niedersachsen
kann dem abgebenden Krebsregister nach § 5 GEKN eine Auf-
wandsentschadigung gewdhrt werden, wenn eine entsprechen-
de Vereinbarung getroffen ist.

4. Meldungen zu Betroffenen mit gewohnlichem Aufenthalt aufler-
halb Niedersachsens

Fiir Meldungen an das EKN zu betroffenen Personen mit ge-
wohnlichem Aufenthalt auflerhalb Niedersachsens wird der
oder dem Meldenden eine Aufwandsentschddigung nach § 5
GEKN nur gewdhrt, wenn daftr nicht anderweitig (z. B. durch
ein anderes Landeskrebsregister) eine Vergtitung oder Aufwands-
entschddigung gewéhrt wird.

5. Verfahren der Gewihrung der Aufwandsentschidigung

5.1 Die VSt des EKN nutzt fiir die Gewdhrung der Aufwands-
entschadigung die Melderstammadaten, die von Meldenden, die
die gemeinsame Datenannahmestelle von EKN und KKN nutzen
und sich daftir im Melderportal anmelden, dort hinterlegt
sind. Dies gilt auch fiir kooperierende Einrichtungen.

Meldende, die auf Anforderung durch das EKN vorgegebene
Meldebogen iibermitteln, miissen fiir die Gewédhrung der Auf-
wandsentschddigung ein ausgefiilltes Anmeldeformular mit den
auf Uberweisungstrigern tiblichen Informationen an die VSt
des EKN schicken.

5.2 Die Gewidhrung der Aufwandsentschddigung erfolgt bar-
geldlos durch Uberweisung auf das von der oder dem Melden-
den angegebene Konto. Die Abrechnung der eingegangenen
Meldungen erfolgt quartalsweise nach abschliefender Bear-
beitung der Meldungen und Ubernahme in die Datenbank.

5.3 Fir Meldungen, die nur gemaft dem GEKN erfolgen und
tiber das Melderportal eingehen (ICD-10 C44, D04, D37 bis D48
mit Ausnahme der in § 3 Satz 1 Nr. 2 KKN-DBestVO ange-
fihrten Notationen sowie fir Betroffene, die zum Zeitpunkt
des Meldeanlasses unter 18 Jahre alt sind), zahlt das KKN die
Aufwandsentschidigungen aus. Die entsprechenden Betrige
werden dem KKN von der VSt des EKN erstattet. Die VSt des
EKN zahlt Aufwandsentschiadigungen fir solche Meldungen
aus, die zuvor von ihr auf vorgegebenen Meldebogen angefor-
dert wurden.
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5.4 Meldende, die mit Einwilligung der betroffenen Personen
Meldungen an eine kooperierende Einrichtung richten, die sich
zur Weiterleitung der Meldungen an das KKN verpflichtet hat,
erhalten die Aufwandsentschddigung nicht personlich. Fiir
solche Meldungen wird die Aufwandsentschddigung an die
kooperierende Einrichtung ausgezahlt.

5.5 Weitere Einzelheiten der Durchfiihrung regelt die VSt
des EKN.

6. Schlussbestimmungen
Dieser RdErl. tritt am 1. 1. 2021 in Kraft und mit Ablauf des
31. 12. 2026 aufier Kraft.

An

die Niedersachsische Krankenhausgesellschaft

die Arztekammer Niedersachsen

die Kassenérztliche Vereinigung Niedersachsen

die Zahnéarztekammer Niedersachsen

die Kassenzahnarztliche Vereinigung Niedersachsen
die Tumorzentren in Niedersachsen

die Medizinische Hochschule Hannover

die Universitdtsmedizin Gottingen

das Klinische Krebsregister Niedersachsen

das Niedersachsische Landesgesundheitsamt (Vertrauensstelle des Epi-
demiologischen Krebsregisters Niedersachsen)

— Nds. MBI. Nr. 1/2021 S. 10

Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
zur Forderung von ,,Wohnen und Pflege im Alter

Erl. d. MS v. 28. 12. 2020 — 104.3-43580/11.9 —

— VORIS 83000 —

Bezug: Erl. v. 8. 12. 2020 (Nds. MBL. S. 1620)
— VORIS 83000 —

Nummer 5 des Bezugserlasses wird mit Wirkung vom 1. 1.
2021 wie folgt gedndert:

1. Nummer 5.2 Abs. 1 erhilt folgende Fassung:

,Eine Zuwendung kann sowohl fiir investive als auch fiir
nicht investive Vorhaben bewilligt werden.“

2. Nummer 5.3 erhélt folgende Fassung:

,5.3 Die Zuwendung wird bis zur Héhe von 50 % der zu-
wendungsfahigen Ausgaben, maximal jedoch bis zur Hohe
von 100 000 EUR gewéhrt.“

An das
Niedersichsische Landesamt fur Soziales, Jugend und Familie

— Nds. MBI Nr. 1/2021 S. 11

F. Kultusministerium

Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
zur Ausstattung von Schulen
mit sidchlicher Schutzausstattung
zur Einddmmung des Infektionsgeschehens
durch die COVID-19-Pandemie

RdErl. d. MK v. 22. 12. 2020 — 12.4 81 308 —

— VORIS 22410 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewéhrt nach Mafigabe dieser Richtlinie und der
VV/VV-Gk zu § 44 LHO Zuwendungen aus dem Sonderver-
mogen zur Bewiltigung der Auswirkungen der COVID-19-
Pandemie. Ziel der Forderung ist es, einen Beitrag zur Ein-
ddmmung des Infektionsgeschehens zu leisten, indem die schu-
lische Schutzausstattung ergdnzt wird. Die erforderliche sach-
liche und zeitliche Kausalitit zur COVID-19-Pandemie besteht,
da alle aufgezdhlten forderfahigen Gegenstdnde auf Grundlage
der Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts zur Verringe-
rung der Viruslast und damit theoretischen Ansteckungsge-
fahr im Klassenraum und in der Schule beitragen kénnen.

1.2 Ein Anspruch auf Gewidhrung der Zuwendung besteht
nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehérde aufgrund
ihres pflichtgeméflen Ermessens im Rahmen der verfiigbaren
Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Forderung
2.1 Gefordert wird die bedarfsgerechte Anschaffung von

2.1.1 Schutzausstattung (z. B. textile Mund-Nase-Bedeckun-
gen, Einmal-Mund-Nase-Bedeckungen, Visiere als Spuck-
schutz und in besonderen Situationen z. B. Einmal-
handschuhe, Einmal-Schutzkleidung, Schutzbrillen)
fiir das insgesamt an den Schulen beschaftigte Personal
(auch eines Kooperationspartners),

2.1.2 Schutzausstattung wie in Nummer 2.1.1 dargestellt fiir
Schiilerinnen und Schiiler, die das Mitbringen der not-
wendigen Utensilien versdumt haben,

2.1.3 Desinfektionsspendern sowie Desinfektionsmittel und
mobilen Hindewaschstationen,

2.1.4 Abschirmbarrieren/grofflachigem Spuckschutz aus Si-
cherheitsglas oder Acrylglas z. B. fiir Besprechungstre-
sen im Schulsekretariat, Ausgabetresen der Mensa oder
Lernmittelausleihe,

2.1.5 Schildern/Tafeln/Absperrbiandern, die auf in den Schu-
len einzuhaltende Hygienevorschriften an untbersicht-
lichen Stellen hinweisen wie z. B. Absperr- und Trassier-
bander zur Einrichtung von Laufwegen, Hinweisschil-
der auf die allgemeingeltenden Abstands- und Hygiene-
Regeln oder das Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung,

2.1.6 CO,-Ampeln, Zeitmesser oder vergleichbare Gerite
zum Einsatz in Unterrichtsraumen zwecks Anpassung
des Luftungsverhaltens an den Bedarf,

2.1.7 zertifizierten FFP2-Mund-Nase-Bedeckungen (z. B. kon-
ventioneller Schutz nach der Verordnung [EU] 2016/
425 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
9. 3. 2016 iiber personliche Schutzausriistungen und
zur Aufhebung der Richtlinie 89/686/EWG des Rates
[ABL EU Nr. L 81 S. 51] [PSA-Verordnung] oder SARS-
CoV-2-Atemschutzmasken nach PSA-Verordnung) fir
das im Unterricht eingesetzte Personal zur freiwilligen
Nutzung.

2.2 Dariiber hinaus wird in Einzelfillen die Anschaffung
oder Anmietung von mobilen Luftfiltergerdten zum voriiber-
gehenden Einsatz in Unterrichtsraumen gefordert, soweit die
Rdume nur eingeschriankt tiber die Fenster geliiftet werden
konnen.

Dabei ist eine sach- und fachgerechte Auswahl und Aufstel-
lung durch eine Fachfirma erforderlich. Hinweise dazu ent-
hilt das in Anlage 5 beigefiigte Merkblatt ,,Mobile Luftfil-

11



Nds. MBI. Nr. 1/2021

teranlagen in Klassenrdumen — eine sinnvolle Ergdnzung zur
Liftung? des NLGA.

Die Beschaffung von mobilen Luftfiltergerdten gilt nachran-
gig, soweit die Mafinahmen nach Nummer 2.1 sowie deren
Ausgaben nach Nummer 2.3 finanziert sind.

2.3 Ausgaben fir die erforderliche Lieferung, den Versand,
die Aufstellung und/oder Montage der in den Nummern 2.1
und 2.2 aufgefiihrten Anschaffungen oder Anmietungen wer-
den ebenfalls gefordert.

3. Zuwendungsempfinger

Zuwendungsempfinger sind die 6ffentlichen und freien
Trdager der niedersdchsischen allgemein bildenden und be-
rufsbildenden Schulen jeweils fiir ihre Schulen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Der Schultrédger verpflichtet sich,

4.1.1 die rdumlichen, personellen und sichlichen Kapazita-
ten bereitzustellen, um eine Nutzung der dauerhaft
verwendbaren Fordergegenstinde mindestens bis zum
31.12. 2021 zu ermoglichen und

4.1.2 samtliche Ausgaben fiir Betrieb, Unterhaltung, Wartung
oder Reparatur der nach den Nummern 2.1.6 und 2.2
angeschafften Gegenstinde zu tibernehmen, solange
diese in der Schule verwendet werden.

4.2 Der Schultrdger verteilt die Mittel auf seine Schulen
oder bewirtschaftet sie ganz oder teilweise zentral. Mit der
Vorlage des einfachen Verwendungsnachweises (Nummer 7.5)
weist der Schultrdger die bedarfsgerechte Verteilung der Zu-
wendung auf die Schulen und die entsprechende Verwendung
zusammenfassend nach. Weiterhin legen die Zuwendungs-
empfanger fest, ob und inwieweit Luftfiltergerdte an den
Schulen eingesetzt werden (Nummer 2.2).

4.3 Fir denselben Zweck durfen keine Leistungen nach an-
deren Forderprogrammen der EU, des Bundes oder des Landes
in Anspruch genommen werden.

5. Art, Umfang und Héhe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung wird als nicht riickzahlbarer Zuschuss
in Form einer Festbetragsfinanzierung zur Projektférderung
gewdhrt.

5.2 Die Anlagen 2 bis 4, 6 und 7 enthalten den auf den je-
weiligen Schultrédger maximal entfallenden Forderbetrag. Die-
ser ergibt sich aus einem im Verhdltnis zur Gesamtschtiler-
zahl in Niedersachsen bemessenen Betrag pro Schiilerin oder
Schiiler des jeweiligen Trégers. Bei der Ermittlung des Forder-
hochstbetrages werden Schiilerinnen und Schiiler an der
Schulform Berufsschulen bei Teilzeitbeschulung mit dem
Faktor 0,4 berticksichtigt.

5.3 Der Bewilligungszeitraum beginnt am 17. 11. 2020 und
endet mit Ablauf des 30. 6. 2021. Ausgaben der Zuwendungs-
empfinger nach Ablauf des Bewilligungszeitraumes sind nicht
zuwendungsfahig.

Eine Ausnahme vom Verbot des vorzeitigen Maflnahmen-
beginns nach VV/VV-Gk Nr. 1.3 zu § 44 LHO wird zugelassen,
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sofern die Maflnahmen ab dem 17. 11. 2020 begonnen wur-
den. Ein Anspruch auf Bewilligung kann daraus nicht herge-
leitet werden.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
6.1 Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu ver-
wenden.

6.2 Die Zuwendung kann zur eigenverantwortlichen Bewirt-
schaftung in das Sachmittelbudget der Schulen eingestellt
werden. Fir die Erstellung des Verwendungsnachweises bleibt
weiterhin der Schultrdger zustédndig.

6.3 Abweichend von VV/VV-Gk Nr. 1.1 zu § 44 LHO wird
eine Bagatellgrenze nicht festgelegt. Andernfalls konnen die
geforderten Mafnahmen aufgrund der zum Grofteil niedrigen
Einzelhandelspreise nicht zum Gesundheitsschutz der Be-
diensteten an allen Schulen und der Schiilerinnen und Schi-
ler beitragen.

6.4 Der LRH ist berechtigt, bei den Zuwendungsempfangern
zu priifen, ob die Zuwendung bestimmungsgeméaf} und unter
den Gesichtspunkten der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
entsprechend verwendet wurde.

7. Anweisungen zum Verfahren

7.1 Fir das Antragsverfahren, die Bewilligung, Auszahlung
und Abrechnung der Zuwendung sowie fir den Nachweis
und die Priifung der Verwendung und die ggf. erforderliche
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rickforde-
rung der gewéhrten Zuwendung gelten die VV/VV-Gk zu § 44
LHO, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zuge-
lassen sind.

7.2 Bewilligungsbehorde sind die RLSB fiir ihren jeweiligen
Zustdndigkeitsbereich.

7.3 Zuwendungsantrdge sind mit allen erforderlichen Anga-
ben bis spétestens zum 31. 3. 2021 bei der Bewilligungsbehor-
de zu stellen. Das in Anlage 1 abgedruckte Antragsformular ist
zu verwenden und vollstdndig ausgefiillt und unterschrieben
an die Bewilligungsbehorde zu senden.

7.4 Die Auszahlung der Zuwendung kann auch in Teilbetra-
gen des Zuwendungsbetrages erfolgen. Die Auszahlung eines
Restbetrages in Hohe von 20 % des Zuwendungsbetrages ist
abhingig von der vollstindigen Vorlage des pruffihigen Ver-
wendungsnachweises.

7.5 Nach VV/VV-Gk Nr. 5.1.5 zu § 44 LHO wird ein einfa-
cher Verwendungsnachweis fiir alle Zuwendungsempfanger
mit summarischer Darstellung der Einnahmen und Ausgaben
zugelassen. Der Verwendungsnachweis muss spitestens am
30. 9. 2021 schlussrechnungsfihig vorliegen.

8. Schlusshestimmungen
Dieser RdErl. tritt am 1. 1. 2021 in Kraft und mit Ablauf des
31. 12. 2022 aufier Kraft.

An die
Regionalen Landesamter fiir Schule und Bildung

— Nds. MBL. Nr. 1/2021 S. 11



Anlage 1

[1 Regionales Landesamt fiir Schule und Bildung Braunschweig
Postfach 30 51, 38020 Braunschweig

[l Regionales Landesamt fiir Schule und Bildung Hannover
Postfach 110122, 30856 Laatzen

[1 Regionales Landesamt fiir Schule und Bildung Lineburg
Postfach: 21 20, 21311 Lineburg

[l Regionales Landesamt fiir Schule und Bildung Osnabriick
Postfach 35 69, 49025 Osnabruck
Antrag

auf Gewahrung einer Zuwendung
nach der Richtlinie uiber die Gewahrung von Zuwendungen
zur Ausstattung von Schulen mit sachlicher Schutzausstattung zur Eindammung des

Infektionsgeschehens durch die COVID-19-Pandemie

I. Antragsteller (Trager)

Name (Schultrager): amtl. Gemeinde-Nr.:

Anschrift:

Telefon/Fax/E-Mail:

Ansprechpartner/-in (Name/OrgEinh/Telefon/E-Mail):

Bankverbindung: IBAN:
Geldinstitut:

Il. Geplante Mittelverteilung (Nr. 4.2 der Richtlinie)

(Zutreffendes bitte ankreuzen)
Die Fordermittel werden zentral bewirtschaftet.

Die Fordermittel werden ganz oder teilweise auf die Schulen verteilt. Die genaue
Mittelverteilung wird nach Abschluss der Mal3nahmen mit dem Verwendungsnachweis dem
RLSB gegeniber vorgelegt.

In den Schulen sollen mobile Luftfiltergerate eingesetzt werden. Die Anzahl und der Einsatz
solcher Gerate wird mit dem Verwendungsnachweis dem RLSB gegeniiber nachgewiesen.

Die Unterlagen werden summarisch spatestens am 30.6.2021 bei der Nachweisung der Verwendung der
Fordermittel vorgelegt. Darin werden die Schliissel zur Verteilung auf die Schulen benannt und die
Kriterien flr den Einsatz von mobilen Luftfiltergeraten dargelegt.



lll. Vorhaben und beantragte Forderung

Fur folgende Maldhahmen wird eine Forderung beantragt:

MalRnahme
(s. Nr. 2 der Richtlinie)

Gesamtausgaben

in Euro

beantragte Zuwendung

in Euro

Nr. 2.1: sachliche Schutzausstattung (inkl. Nr. 2.3)

Nr. 2.2: mobile Luftfiltergerate (inkl. Nr. 2.3)

Summe

Abweichungen zwischen Antragsdaten und tatsachlicher Umsetzung werden zugelassen und mit der
Nachweisung der Verwendung summarisch dargestellt.

IV. Erklarungen des Antragstellers

o Die raumlichen, personellen und sachlichen Kapazitaten werden bereitgestellt, um eine

Nutzung der dauerhaft verwendbaren Férdergegenstande mindestens bis zum 31.12.2021 zu

ermdglichen.

e Es werden samtliche Ausgaben fir Betrieb, Unterhaltung, Wartung oder Reparatur der nach
den Nummern 2.1.6 und 2.2 der Férderrichtlinie angeschafften Gegenstande ibernommen,
solange diese in der Schule verwendet werden.

e Mit der MalRnahme wurde nicht vor dem 17.11.2020 begonnen.

o Die in diesem Antrag und in den weiteren Antragsunterlagen gemachten Angaben sind voll-

standig und richtig.

V. Geldbedarfsanforderung (Abschlagszahlung)

Soweit ein Zuwendungsbescheid erteilt wird, bitte ich gleichzeitig um eine Férdermittelauszahlung an

meine oben angegebene Bankverbindung in Hohe von (max. 80 % des Forderhdchstbetrages)

Euro mit

Verwendungszweck: ,Forderung séchliche Schutzausstattung

(Ort, Datum)

Stempel der Antragstellerin/des Antragstellers:

(rechtsverbindliche Unterschrift)




Anlage 2

Richtlinie Giber die Gewdhrung von Zuwendungen zur Ausstattung von Schulen mit sachlicher
Schutzausstattung zur Eindammung des Infektionsgeschehens durch die COVID-19-Pandemie

hier: Ubersicht der maximalen Férdermittel fiir kommunale Schultrager

Forderbetrag Forderbetrag gesamt max.
RA | LKR |Schultrager ABS BBS Forderbetrag
in EUR in EUR in EUR
1 101 Braunschweig, Stadt 479.892 142.640 622.532
1 102 Salzgitter, Stadt 224.703 42.133 266.836
1 103 Wolfsburg, Stadt 254.963 65.701 320.664
1 151 Gifhorn 123.276 50.405 173.681
1 151 Gifhorn, Stadt 58.653 0 58.653
1 151 Sassenburg 9.991 0 9.991
1 151 Wittingen, Stadt 10.196 0 10.196
1 151 Boldecker Land Sg 9.129 0 9.129
1 151 Brome Sg 21.192 0 21.192
1 151 Hankensbittel Sg 10.442 0 10.442
1 151 Isenbiittel Sg 18.607 0 18.607
1 151 Meinersen Sg 28.434 0 28.434
1 151 Papenteich Sg 31.224 0 31.224
1 151 Wesendorf Sg 18.812 0 18.812
1 153 Goslar 145.925 46.807 192.732
1 153 Bad Harzburg, Stadt 11.427 0 11.427
1 153 Langelsheim, Stadt 6.421 0 6.421
1 153 Liebenburg 4.308 0 4.308
1 153 Seesen, Stadt 13.273 0 13.273
1 153 Braunlage, Stadt 2.790 0 2.790
1 153 Goslar, Stadt 29.152 0 29.152
1 153 Clausthal-Zellerfeld, Berg- und Universitats 7.262 0 7.262
1 153 Lutter am Barenberge Sg 2.298 0 2.298
1 154 Helmstedt 99.930 14.403 114.333
1 154 Konigslutter am Elm, Stadt 8.206 0 8.206
1 154 Lehre 8.186 0 8.186
1 154 Schoéningen, Stadt 7.591 0 7.591
1 154 Helmstedt, Stadt 18.218 0 18.218
1 154 Grasleben Sg 2.503 0 2.503
1 154 Heeseberg Sg 2.298 0 2.298
1 154 Nord-Elm Sg 3.344 0 3.344
1 154 Velpke Sg 8.042 0 8.042
1 155 Northeim 162.296 53.372 215.668
1 155 Bad Gandersheim, Stadt 5.806 0 5.806
1 155 Bodenfelde, Flecken 0 0 0
1 155 Dassel, Stadt 5.375 0 5.375
1 155 Hardegsen, Stadt 4.267 0 4.267
1 155 Kalefeld 2.995 0 2.995
1 155 Katlenburg-Lindau 4.780 0 4.780
1 155 Moringen, Stadt 4.698 0 4.698
1 155 Norten-Hardenberg, Flecken 5.457 0 5.457
1 155 Northeim, Stadt 20.885 0 20.885
1 155 Uslar, Stadt 9.560 0 9.560
1 155 Einbeck, Stadt 20.905 0 20.905
1 157 Peine 192.310 23.423 215.733
1 157 Edemissen 8.288 0 8.288
1 157 Hohenhameln 5.765 0 5.765
1 157 Lengede 10.873 0 10.873
1 157 Peine, Stadt 46.262 0 46.262
1 157 Vechelde 13.499 0 13.499
1 157 Wendeburg 7.632 0 7.632
1 157 lisede 15.079 0 15.079
1 158 Wolfenbdttel 74.860 14.193 89.053
1 158 Cremlingen 9.765 0 9.765
1 158 Wolfenbuttel, Stadt 99.827 0 99.827
1 158 Schladen-Werla 4.903 0 4.903
1 158 Baddeckenstedt Sg 6.196 0 6.196
1 158 Oderwald Sg 4.329 0 4.329
1 158 Sickte Sg 6.770 0 6.770




Forderbetrag Forderbetrag gesamt max.
RA | LKR |Schultrager ABS BBS Forderbetrag
in EUR in EUR in EUR
1 158 EIm-Asse Sg 12.966 0 12.966
1 159 Gottingen 192.023 116.591 308.613
1 159 Adelebsen, Flecken 4.226 0 4.226
1 159 Bad Grund (Harz) 4.206 0 4.206
1 159 Bad Lauterberg im Harz, Stadt 5.231 0 5.231
1 159 Bad Sachsa, Stadt 3.918 0 3.918
1 159 Bovenden, Flecken 9.581 0 9.581
1 159 Duderstadt, Stadt 13.273 0 13.273
1 159 Friedland 4.411 0 4.411
1 159 Gleichen 5.334 0 5.334
1 159 Goéttingen, Stadt 256.994 0 256.994
1 159 Hann. Miinden, Stadt 15.202 0 15.202
1 159 Herzberg am Harz, Stadt 8.391 0 8.391
1 159 Osterode am Harz, Stadt 14.340 0 14.340
1 159 Rosdorf 8.473 0 8.473
1 159 Staufenberg 4.575 0 4.575
1 159 Walkenried 1.785 0 1.785
1 159 Dransfeld Sg 6.339 0 6.339
1 159 Gieboldehausen Sg 9.006 0 9.006
1 159 Hattorf am Harz Sg 4.944 0 4.944
1 159 Radolfshausen Sg 4.595 0 4.595
2 241 Region Hannover 50.693 460.088 510.781
2 241 Hannover, Landeshauptstadt 964.216 0 964.216
2 241 Barsinghausen, Stadt 71.455 0 71.455
2 241 Burgdorf, Stadt 65.259 0 65.259
2 241 Burgwedel, Stadt 45.277 0 45.277
2 241 Garbsen, Stadt 136.426 0 136.426
2 241 Gehrden, Stadt 40.148 0 40.148
2 241 Hemmingen, Stadt 42.979 0 42.979
2 241 Isernhagen 47.677 0 47.677
2 241 Laatzen, Stadt 89.898 0 89.898
2 241 Langenhagen, Stadt 120.753 0 120.753
2 241 Lehrte, Stadt 88.400 0 88.400
2 241 Neustadt am Ribenberge, Stadt 94.534 0 94.534
2 241 Pattensen, Stadt 29.727 0 29.727
2 241 Ronnenberg, Stadt 47.636 0 47.636
2 241 Seelze, Stadt 66.900 0 66.900
2 241 Sehnde, Stadt 49.196 0 49.196
2 241 Springe, Stadt 57.361 0 57.361
2 241  Uetze 40.764 0 40.764
2 241 Wedemark 71.537 0 71.537
2 241 Wennigsen (Deister) 26.916 0 26.916
2 241 Wounstorf, Stadt 69.157 0 69.157
2 251 Diepholz 147.546 64.348 211.894
2 251 Bassum, Stadt 10.873 0 10.873
2 251 Diepholz, Stadt 12.227 0 12.227
2 251 Stuhr 68.029 0 68.029
2 251 Sulingen, Stadt 9.745 0 9.745
2 251 Syke, Stadt 36.189 0 36.189
2 251 Twistringen, Stadt 10.093 0 10.093
2 251 Wagenfeld 4.903 0 4.903
2 251 Weyhe 56.622 0 56.622
2 251 Altes Amt Lemférde Sg 5.744 0 5.744
2 251 Barnstorf Sg 9.047 0 9.047
2 251 Bruchhausen-Vilsen Sg 34.691 0 34.691
2 251 Kirchdorf Sg 4.185 0 4.185
2 251 Rehden Sg 4.329 0 4.329
2 251 Schwaférden Sg 4.226 0 4.226
2 251 Siedenburg Sg 3.036 0 3.036
2 252 Hameln-Pyrmont 63.372 64.112 127.483
2 252 Aerzen, Flecken 7.324 0 7.324
2 252 Bad Munder am Deister, Stadt 11.837 0 11.837
2 252 Bad Pyrmont, Stadt 34.548 0 34.548
2 252 Coppenbriigge, Flecken 4.719 0 4.719




Forderbetrag Forderbetrag gesamt max.
RA | LKR |Schultrager ABS BBS Forderbetrag
in EUR in EUR in EUR
2 252 Emmerthal 6.647 0 6.647
2 252 Hameln, Stadt 156.634 0 156.634
2 252 Hessisch Oldendorf, Stadt 13.643 0 13.643
2 252 Salzhemmendorf, Flecken 5.908 0 5.908
2 254 Hildesheim 192.043 100.468 292.511
2 254 Alfeld (Leine), Stadt 11.591 0 11.591
2 254  Algermissen 5.601 0 5.601
2 254 Bad Salzdetfurth, Stadt 8.104 0 8.104
2 254 Bockenem, Stadt 6.975 0 6.975
2 254 Diekholzen 4.000 0 4.000
2 254 Elze, Stadt 5.724 0 5.724
2 254 Giesen 7.180 0 7.180
2 254 Harsum 7.303 0 7.303
2 254 Hildesheim, Stadt 170.317 0 170.317
2 254 Holle 4.452 0 4.452
2 254 Nordstemmen 8.247 0 8.247
2 254 Sarstedt, Stadt 13.294 0 13.294
2 254 Schellerten 5.252 0 5.252
2 254 Soéhlde 5.785 0 5.785
2 254 Freden (Leine) 2.770 0 2,770
2 254 Lamspringe 3.221 0 3.221
2 254 Sibbesse 3.734 0 3.734
2 254 Leinebergland Sg 10.258 0 10.258
2 255 Holzminden 55.104 21.533 76.636
2 255 Delligsen, Flecken 4.698 0 4.698
2 255 Holzminden, Stadt 12.535 0 12.535
2 255 Bevern Sg 4.452 0 4.452
2 255 Boffzen Sg 4.103 0 4.103
2 255 Bodenwerder-Polle Sg 9.458 0 9.458
2 255 Eschershausen-Stadtoldendorf Sg 10.812 0 10.812
2 256 Nienburg (Weser) 103.889 35.056 138.945
2 256 Nienburg (Weser), Stadt 74.368 0 74.368
2 256 Rehburg-Loccum, Stadt 6.626 0 6.626
2 256 Steyerberg, Flecken 3.898 0 3.898
2 256 Heemsen Sg 5.067 0 5.067
2 256 Liebenau Sg 4.554 0 4.554
2 256 Marklohe Sg 6.196 0 6.196
2 256 Steimbke Sg 5.190 0 5.190
2 256 Uchte Sg 9.375 0 9.375
2 256 Grafschaft Hoya Sg 11.591 0 11.591
2 256 Mittelweser Sg 18.895 0 18.895
2 257 Schaumburg 204.434 46.741 251.176
2 257 Auetal 4.062 0 4.062
2 257 Buckeburg, Stadt 13.232 0 13.232
2 257 Obernkirchen, Stadt 6.011 0 6.011
2 257 Rinteln, Stadt 17.356 0 17.356
2 257 Stadthagen, Stadt 15.920 0 15.920
2 257 Eilsen Sg 3.980 0 3.980
2 257 Lindhorst Sg 4.883 0 4.883
2 257 Nenndorf Sg 11.468 0 11.468
2 257 Niedernwdhren Sg 5.826 0 5.826
2 257 Nienstadt Sg 7.427 0 7.427
2 257 Rodenberg Sg 10.381 0 10.381
2 257 Sachsenhagen Sg 5.929 0 5.929
3 351 Celle 247 147 66.830 313.977
3 351 Bergen, Stadt 11.242 0 11.242
3 351 Celle, Stadt 53.545 0 53.545
3 351 Falberg 4.760 0 4.760
3 351 Hambihren 8.329 0 8.329
3 351 Wietze 5.170 0 5.170
3 351 Winsen (Aller) 9.991 0 9.991
3 351 Eschede 4.062 0 4.062
3 351 Sudheide 8.719 0 8.719
3 351 Flotwedel Sg 8.268 0 8.268




Forderbetrag Forderbetrag gesamt max.
RA | LKR [Schultrager ABS BBS Forderbetrag
in EUR in EUR in EUR
3 351 Lachendorf Sg 9.929 0 9.929
3 351 Wathlingen Sg 12.391 0 12.391
3 352 Cuxhaven 229.073 54.974 284.047
3 352 Cuxhaven, Stadt 31.860 0 31.860
3 352 Loxstedt 12.432 0 12.432
3 352 Schiffdorf 12.166 0 12.166
3 352 Beverstedt 9.088 0 9.088
3 352 Hagen im Bremischen 7.980 0 7.980
3 352 Wourster Nordseekiiste 13.437 0 13.437
3 352 Geestland, Stadt 23.223 0 23.223
3 352 Borde Lamstedt Sg 4472 0 4.472
3 352 Hemmoor Sg 10.853 0 10.853
3 352 Land Hadeln Sg 19.059 0 19.059
3 353 Harburg 346.974 52.755 399.729
3 353 Buchholz in der Nordheide, Stadt 39.676 0 39.676
3 353 Neu Wulmstorf 18.115 0 18.115
3 353 Rosengarten 11.468 0 11.468
3 353 Seevetal 28.926 0 28.926
3 353 Stelle 7.980 0 7.980
3 353 Winsen (Luhe), Stadt 37.625 0 37.625
3 353 Elbmarsch Sg 8.268 0 8.268
3 353 Hanstedt Sg 10.340 0 10.340
3 353 Hollenstedt Sg 6.811 0 6.811
3 353 Jesteburg Sg 8.309 0 8.309
3 353 Salzhausen Sg 10.853 0 10.853
3 353 Tostedt Sg 20.002 0 20.002
3 354 Lichow-Dannenberg 59.310 12.985 72.295
3 354 Gartow Sg 1.928 0 1.928
3 354 Elbtalaue Sg 12.309 0 12.309
3 354 Lichow (Wendland) Sg 14.833 0 14.833
3 355 Lineburg 143.073 82.953 226.026
3 355 Adendorf 8.329 0 8.329
3 355 Bleckede, Stadt 6.852 0 6.852
3 355 Luneburg, Hansestadt 161.742 0 161.742
3 355 Amt Neuhaus 3.118 0 3.118
3 355 Amelinghausen Sg 6.155 0 6.155
3 355 Bardowick Sg 14.402 0 14.402
3 355 Dahlenburg Sg 4.288 0 4.288
3 355 Gellersen Sg 10.504 0 10.504
3 355 llmenau Sg 8.637 0 8.637
3 355 Ostheide Sg 8.001 0 8.001
3 355 Scharnebeck Sg 11.776 0 11.776
3 356 Osterholz 70.203 25.104 95.307
3 356 Grasberg 5.231 0 5.231
3 356 Lilienthal 14.915 0 14.915
3 356 Osterholz-Scharmbeck, Stadt 49.237 0 49.237
3 356 Ritterhude 23.326 0 23.326
3 356 Schwanewede 45.072 0 45.072
3 356 Worpswede 5.375 0 5.375
3 356 Hambergen Sg 23.818 0 23.818
3 357 Rotenburg (Wimme) 54.776 72.607 127.382
3 357 Bremervorde, Stadt 25.295 0 25.295
3 357 Gnarrenburg 16.084 0 16.084
3 357 Rotenburg (Wimme), Stadt 30.096 0 30.096
3 357 Scheelel 14.997 0 14.997
3 357 Visselhdvede, Stadt 14.032 0 14.032
3 357 Bothel Sg 13.355 0 13.355
3 357 Fintel Sg 10.401 0 10.401
3 357 Geestequelle Sg 8.965 0 8.965
3 357 Selsingen Sg 16.412 0 16.412
3 357 Sittensen Sg 31.573 0 31.573
3 357 Sottrum Sg 31.676 0 31.676
3 357 Tarmstedt Sg 29.193 0 29.193
3 357 Zeven Sg 31.265 0 31.265




Forderbetrag Forderbetrag gesamt max.
RA | LKR [Schultrager ABS BBS Forderbetrag
in EUR in EUR in EUR

3 358 Heidekreis 192.494 47.398 239.892
3 358 Bispingen 4.390 0 4.390
3 358 Bad Fallingbostel, Stadt 10.483 0 10.483
3 358 Munster, Stadt 10.688 0 10.688
3 358 Neuenkirchen 4.165 0 4.165
3 358 Schneverdingen, Stadt 12.966 0 12.966
3 358 Soltau, Stadt 14.053 0 14.053
3 358 Wietzendorf 3.426 0 3.426
3 358 Walsrode, Stadt 20.454 0 20.454
3 358 Ahlden Sg 4.739 0 4.739
3 358 Rethem/ Aller Sg 2.893 0 2.893
3 358 Schwarmstedt Sg 10.114 0 10.114
3 359 Stade 70.613 88.769 159.383
3 359 Buxtehude, Hansestadt 108.320 0 108.320
3 359 Drochtersen 26.854 0 26.854
3 359 Jork 17.930 0 17.930
3 359 Stade, Hansestadt 82.594 0 82.594
3 359 Apensen Sg 13.991 0 13.991
3 359 Fredenbeck Sg 18.443 0 18.443
3 359 Harsefeld Sg 34.609 0 34.609
3 359 Horneburg Sg 18.074 0 18.074
3 359 Lihe Sg 12.473 0 12.473
3 359 Nordkehdingen Sg 9.355 0 9.355
3 359 Oldendorf-Himmelpforten SG 30.855 0 30.855
3 360 Uelzen 111.459 36.592 148.051
3 360 Bienenbdttel 4.801 0 4.801
3 360 Uelzen, Hansestadt 24618 0 24.618
3 360 Rosche Sg 4.267 0 4.267
3 360 Suderburg Sg 3.816 0 3.816
3 360 Bevensen-Ebstorf Sg 15.038 0 15.038
3 360 Aue SG 7.406 0 7.406
3 361 Verden 83.374 40.623 123.997
3 361 Achim, Stadt 44.087 0 44.087
3 361 Dorverden 13.499 0 13.499
3 361 Kirchlinteln 14.381 0 14.381
3 361 Langwedel, Flecken 19.633 0 19.633
3 361 Ofttersberg, Flecken 23.346 0 23.346
3 361 Oyten 29.316 0 29.316
3 361 Verden (Aller), Stadt 39.717 0 39.717
3 361 Thedinghausen Sg 23.223 0 23.223
4 401 Delmenhorst, Stadt 169.476 38.601 208.077
4 402 Emden, Stadt 111.090 50.969 162.059
4 403 Oldenburg (Oldenburg), Stadt 322.171 167.258 489.429
4 404 Osnabriick, Stadt 317.822 110.013 427.835
4 405 Wilhelmshaven, Stadt 124.527 35.516 160.043
4 451 Ammerland 0 47.844 47.844
4 451  Apen 18.341 0 18.341
4 451 Bad Zwischenahn 59.556 0 59.556
4 451 Edewecht 37.933 0 37.933
4 451 Rastede 58.448 0 58.448
4 451 Westerstede, Stadt 58.140 0 58.140
4 451 Wiefelstede 24.044 0 24.044
4 452 Aurich 115.460 69.180 184.640
4 452 Aurich, Stadt 49.955 0 49.955
4 452 Baltrum 718 0 718
4 452 GroRefehn 24.762 0 24.762
4 452 GrofBheide 14.114 0 14.114
4 452 Hinte 5.457 0 5.457
4 452 lhlow 21.562 0 21.562
4 452  Juist 1.559 0 1.559
4 452 Krummhorn 8.227 0 8.227
4 452 Norden, Stadt 22.608 0 22.608
4 452 Norderney, Stadt 7.878 0 7.878
4 452 Sldbrookmerland 18.094 0 18.094




Forderbetrag Forderbetrag gesamt max.
RA | LKR [Schultrager ABS BBS Forderbetrag
in EUR in EUR in EUR

4 452 Wiesmoor, Stadt 34.117 0 34.117
4 452 Dornum 5.231 0 5.231
4 452 Brookmerland Sg 32.414 0 32.414
4 452 Hage Sg 30.588 0 30.588
4 453 Cloppenburg 85.261 87.338 172.599
4 453 Barfel 21.131 0 21.131
4 453 Bosel 13.848 0 13.848
4 453 Cappeln (Oldenburg) 12.473 0 12.473
4 453 Cloppenburg, Stadt 54.406 0 54.406
4 453 Emstek 19.305 0 19.305
4 453 Essen (Oldenburg) 13.273 0 13.273
4 453 Friesoythe, Stadt 41.748 0 41.748
4 453 Garrel 26.506 0 26.506
4 453 Lastrup 9.909 0 9.909
4 453 Lindern (Oldenburg) 6.873 0 6.873
4 453 Loningen, Stadt 25.644 0 25.644
4 453 Molbergen 20.720 0 20.720
4 453 Saterland 24.926 0 24.926
4 454 Emsland 142.273 161.087 303.360
4 454 Emsbiren 18.833 0 18.833
4 454 Geeste 14.791 0 14.791
4 454 Haren (Ems), Stadt 34.876 0 34.876
4 454 Hasellinne, Stadt 18.566 0 18.566
4 454 Lingen (Ems), Stadt 56.376 0 56.376
4 454 Meppen, Stadt 44.272 0 44.272
4 454 Papenburg, Stadt 45.359 0 45.359
4 454 Rhede (Ems) 6.196 0 6.196
4 454 Salzbergen 11.509 0 11.509
4 454  Twist 14.073 0 14.073
4 454 Dorpen Sg 24.270 0 24.270
4 454  Freren Sg 13.417 0 13.417
4 454 Herzlake Sg 13.109 0 13.109
4 454 Lathen Sg 17.335 0 17.335
4 454 Lengerich Sg 14.812 0 14.812
4 454 Nordhimmling Sg 19.510 0 19.510
4 454 Sdgel Sg 24.105 0 24.105
4 454 Spelle Sg 26.506 0 26.506
4 454 Werlte Sg 31.573 0 31.573
4 455 Friesland 116.239 37.577 153.816
4 455 Jever, Stadt 9.232 0 9.232
4 455 Sande 5.313 0 5.313
4 455 Schortens, Stadt 15.407 0 15.407
4 455 Wangerland 6.565 0 6.565
4 455 Wangerooge, Nordseebad 431 0 431
4 455 Bockhorn 6.585 0 6.585
4 455 Varel, Stadt 17.110 0 17.110
4 455 Zetel 9.211 0 9.211
4 456 Grafschaft Bentheim 55.083 60.383 115.466
4 456 Bad Bentheim, Stadt 23.080 0 23.080
4 456 Nordhorn, Stadt 77.383 0 77.383
4 456 Wietmarschen 21.890 0 21.890
4 456 Emlichheim Sg 27.962 0 27.962
4 456 Neuenhaus Sg 23.408 0 23.408
4 456 Schittorf Sg 24.988 0 24.988
4 456 Uelsen Sg 18.053 0 18.053
4 457 Leer 195.715 65.661 261.376
4 457 Borkum, Stadt 2.790 0 2.790
4 457 Jemgum 2.523 0 2.523
4 457 Leer (Ostfriesland), Stadt 25.295 0 25.295
4 457 Moormerland 15.838 0 15.838
4 457 Ostrhauderfehn 7.816 0 7.816
4 457 Rhauderfehn 13.376 0 13.376
4 457 Uplengen 9.191 0 9.191
4 457 Weener, Stadt 11.160 0 11.160




Forderbetrag Forderbetrag gesamt max.
RA | LKR [Schultrager ABS BBS Forderbetrag
in EUR in EUR in EUR
4 457 Westoverledingen 15.468 0 15.468
4 457 Bunde 5.765 0 5.765
4 457 Hesel Sg 8.596 0 8.596
4 457 Jimme Sg 4.698 0 4.698
4 458 Oldenburg 93.344 25.248 118.593
4 458 Ddétlingen 4.513 0 4.513
4 458 Ganderkesee 39.923 0 39.923
4 458 GrolRRenkneten 21.910 0 21.910
4 458 Hatten 26.588 0 26.588
4 458 Hude (Oldenburg) 22197 0 22.197
4 458 Wardenburg 12.802 0 12.802
4 458 Wildeshausen, Stadt 38.671 0 38.671
4 458 Harpstedt Sg 11.899 0 11.899
4 459 Osnabriick 181.314 121.869 303.183
4 459 Bad Essen 22.936 0 22.936
4 459 Bad Iburg, Stadt 16.699 0 16.699
4 459 Bad Laer 14.586 0 14.586
4 459 Bad Rothenfelde 4.349 0 4.349
4 459 Belm 18.484 0 18.484
4 459 Bissendorf 19.982 0 19.982
4 459 Bohmte 17.582 0 17.582
4 459 Bramsche, Stadt 32.147 0 32.147
4 459 Dissen am Teutoburger Wald, Stadt 18.012 0 18.012
4 459 Georgsmarienhitte, Stadt 44.498 0 44.498
4 459 Hagen am Teutoburger Wald 17.807 0 17.807
4 459 Hasbergen 13.786 0 13.786
4 459 Hilter am Teutoburger Wald 12.884 0 12.884
4 459 Melle, Stadt 54.735 0 54.735
4 459 Ostercappeln 14.689 0 14.689
4 459 Wallenhorst 28.003 0 28.003
4 459 Glandorf 10.729 0 10.729
4 459 Artland Sg 31.819 0 31.819
4 459 Bersenbriick Sg 45.216 0 45.216
4 459 Furstenau Sg 43.595 0 43.595
4 459 Neuenkirchen Sg 14.197 0 14197
4 460 Vechta 77.342 62.418 139.761
4 460 Bakum 12.248 0 12.248
4 460 Damme, Stadt 32.558 0 32.558
4 460 Dinklage, Stadt 20.700 0 20.700
4 460 Goldenstedt 14.648 0 14.648
4 460 Holdorf 11.755 0 11.755
4 460 Lohne (Oldenburg), Stadt 48.375 0 48.375
4 460 Neuenkirchen-Vorden 16.125 0 16.125
4 460 Steinfeld (Oldenburg) 17.048 0 17.048
4 460 Vechta, Stadt 40.025 0 40.025
4 460 Visbek 15.653 0 15.653
4 461 Wesermarsch 102.330 27.507 129.836
4 461 Berne 4.821 0 4.821
4 461 Brake (Unterweser), Stadt 10.955 0 10.955
4 461 Butjadingen 2.934 0 2.934
4 461 Elsfleth, Stadt 6.873 0 6.873
4 461 Jade 4.144 0 4144
4 461 Lemwerder 4.103 0 4.103
4 461 Nordenham, Stadt 18.689 0 18.689
4 461 Ovelgdnne 3.016 0 3.016
4 461 Stadland 5.129 0 5.129
4 462 Wittmund 58.366 20.929 79.294
4 462 Friedeburg 8.186 0 8.186
4 462 Langeoog 1.026 0 1.026
4 462 Spiekeroog 431 0 431
4 462 Wittmund, Stadt 14.545 0 14.545
4 462 Esens Sg 9.745 0 9.745
4 462 Holtriem Sg 7.550 0 7.550




Anlage 3

Richtlinie Gber die Gewahrung von Zuwendungen zur Ausstattung von Schulen mit
sachlicher Schutzausstattung zur Eindammung des Infektionsgeschehens durch die

COVID-19-Pandemie

hier: Ubersicht der maximalen Férdermittel fiir Schulen in freier Tragerschaft (allgemein bildende Schulen)

RA| LKR | SNR |Name Schulort max. Forderung
in EUR
1 101 06130 GS Christliche Schule BS Braunschweig 649
1 101 24375 GS Hans-Georg-Karg Braunschweig 3.215
1 101 25136  GS Freie Schule e.V. Braunschweig 1.283
1 101 25215 FWS Braunschweig Braunschweig 6.291
1 101 61098 RS LebenLernen Braunschweig 1.700
1 101 67751 GY Dr.Wilhelm Meyer Braunschweig 7.992
1 101 80500 IGS Internationale Schule Braunschweig 4.266
1 101 94468 FOS-ES Lotte Lemke Braunschweig 804
1 101 94493 F6S-ES Remenhof Braunschweig 526
1 102 05770 GS Heinrich-Albertz Salzgitter 912
1 103 07080 GS Waldschule Eichelkamp Wolfsburg 4.545
1 103 46796 OBS Eichendorff (kath) Wolfsburg 6.523
1 103 66151 GY Eichendorff-Schule Wolfsburg 9.769
1 103 80184 IGS Neue Schule Wolfsburg 14.824
1 103 88109 FWS Wolfsburg Wolfsburg 6.183
1 151 14722  GS Immanuel Gifhorn 866
1 151 65407 GY Philipp-Melanchthon Meine 10.929
1 151 93233 FO8S-ES Rischborn Gifhorn 1.268
1 153 24764 GS Freie Schule Bredelem Langelsheim 309
1 153 68147 GY Burgberg Bad Harzburg 2.628
1 153 94675 FO6S-ES Marie Juchacz Langelsheim 1.268
1 153 94778 FOS-ES Oberharz Clausthal-Zellerfeld 819
1 153 94833 FOS-ES Hahnenklee Goslar 742
1 155 25501 GOBS Fr. Schule Heckenb. Bad Gandersheim 1.700
1 155 66175 GY Paul Gerhardt Dassel 11.192
1 155 90359 FO8S-ES Werk-Statt-Schule Northeim 897
1 158 95023 F6S-ES Moreno Wolfenbittel 603
1 159 10376 GOBS Freie Schule Gleichen 541
1 159 10704 GRS Montessori Géttingen 2.952
1 159 41750 OBS Bonifatius Il Gottingen 4.606
1 159 66242 GY Padagogium Bad Sachsa 4.730
1 159 80378 IGS St.Ursula (kath.) Duderstadt 2.489
1 159 88055 FWS Géttingen Géttingen 5.426
1 159 90025 FO6S-ES am Thie Rosdorf-Obernjesa 1.113
1 159 91613 FOS-ES an den Gleichen Gleichen 1.020
1 159 91649 FOS-ES Schloss Géttingen 696
2 201 05071 Freie ev Schule Hannover 7.945
2 201 05459 IGS Int.Schule Han. Hannover 8.363
2 201 07018 GS Kammerer International Hannover 4.977
2 201 40125 HS Werkstatt Hannover 1.206
2 201 40526 OBS L. Windthorst Hannover 12.861
2 201 65079 GY Freies Gymnasium Hannover 2.813
2 201 65298 GY St. Ursula Hannover 13.665
2 201 66370 GY VIB Hannover 3.710
2 201 80524 1GS Montessori Hannover 6.570
2 201 88006 FWS 1 am Maschsee Hannover 12.506
2 201 88067 FWS 2 Bothfeld Hannover 7.652
2 201 90414  Mira Lobe Schule Hannover 4.576
2 201 90438 FOS-ES I.W.Fricke Hannover 4.452
2 201 90463 FO6S-HS Hannover Hannover 1.159
2 251 06051 GRS Fr.Schule Prinzhofte Bassum 1.438
2 251 28022 GS Freie Christliche Bassum 5.874
2 251 54070 GOBS Freie Aktive Schule Syke 1.252
2 251 66199 GY Twistringen Twistringen 10.589




max. Férderung

RA | LKR SNR [Name Schulort in EUR

2 251 88183 FWS Bruchhausen-Vilsen Bruchhausen-Vilsen 1.391
2 251 90530 FO6S-ES Janusz Korczak Freistatt 2.535
2 252 30946 GS Weserbergland Coppenbriigge 989
2 253 05101 GS Montessori Wedemark 804
2 253 08242 GS Freiwind Neustadt 155
2 253 80238 IGS Wunstorf Wunstorf 14.608
2 253 88134 FWS Sorsum Wennigsen 5.302
2 253 90219 FOS-LE Freie Martinsschul Laatzen 1.948
2 253 91042 F3S-GB Pestalozzistift. Burgwedel 1.469
2 254 06403 GS CJD Adensen Nordstemmen 1.144
2 254 42055 HRS Albertus-Magnus Hildesheim 8.456
2 254 42134 OBS St.Augustinus Hildesheim 6.755
2 254 61049 RS CJD Elze Elze 247
2 254 65808 GY Christophorusschule Elze 12.583
2 254 65973 GY Josephinum Hildesheim 14.469
2 254 65985 GY Andreanum Hildesheim 11.686
2 254 66060 GY Marienschule Hildesheim 12.645
2 254 88079 FWS Hildesheim Hildesheim 5.225
2 254 91686 FOS-SR Burgberg Bad Salzdetfurth 819
2 254 91698 FOS-ES St. Ansgar Hildesheim 1.932
2 254 92484 FO0S-GB St. Franziskus Diekholzen 1.237
2 254 97950 FOS-ES CJD Elze 1.113
2 255 66102 GY Landschulh./Solling Holzminden 3.648
2 256 09192 GOBS Freie S. Mittelweser Steyerberg 1.221
2 256 61402 RS Rahn Nienburg 1.438
2 256 92290 FOS-ES Erziehungshilfe Nienburg 1.175
2 257 09246 GS Immanuel Schule Bickeburg 1.268
2 257 80469 IGS Immanuel Schule Bickeburg 2.040
3 351 07912 GRS Freie Aktive Schule Celle 1.144
3 351 92204 FOS-ES Celler ev. Schule Celle 943
3 352 35567 GS Freie Schule Oberndorf 263
3 352 35592 OBS Freie Schule Oberndorf 309
3 352 67088 GY Waldschule Hagen Hagen im Bremischen 12.444
3 352 88158 FWS Cuxhaven Cuxhaven 2.968
3 352 93130 FOS-ES Marie Juchacz Neuhaus 247
3 353 14679 1GS CSN Buchholz Buchholz 3.617
3 353 14801 GS Demokr. Heureka Seevetal 356
3 353 88080 FWS Kakenstorf Kakenstorf 6.678
3 354 24715 GOBS Morgenrot Lichow OT Grabow 1.283
3 354 88122 FWS Hitzacker Hitzacker 5.379
3 354 92459 F8S-GB Wendland Dannenberg 2.102
3 354 92460 FOS-ES Elbe-Jeetzel Dannenberg 2.535
3 355 13626 GS Montessori-Schule LG Lineburg 1.499
3 355 66503 GY Liuneburger Heide Melbeck 4.359
3 355 66631 GY Marienau Dahlem 3.262
3 355 88092 FWS Luneburg Lineburg 7.203
3 356 27157 FWS Lindenstralle, OHZ Osterholz-Scharmbeck 2.551
3 357 17723 GS Montessori Rotenburg 711
3 357 66928 GY Eichenschule Scheellel 14.376
3 357 93014 FOS-GB B. Roper Rotenburg 1.159
3 357 93026 FO6S-GB Lindenschule Rotenburg 1.963
3 358 27339 GS Montessori Walsrode 556
3 358 27546  GS Druhwald Bispingen 216
3 358 66448 FWS Bomlitz Bomlitz 5.364
3 358 90888 FOS-ES Walsrode Walsrode 696
3 358 92319 FOS-LE I. Wegmann Benefel Bomlitz 2.489
3 358 92575 F0S-GB Gutshof Hudemiihlen Hodenhagen 665
3 359 18272 GS Freie Schule Himmelpforten 216
3 359 43229 OBS Freie Schule Himmelpforten 185




max. Férderung

RA | LKR SNR |Name Schulort .
in EUR

3 359 62029 RS ProMint Stade 263
3 359 88110 FWS Stade Stade 4.050
3 359 88171 FWS Apensen Apensen 3.184
3 360 16159 GS Neue-Auetal Luder Ldder 309
3 360 92691 FOS-ES Christophorus Rosche 1.237
3 361 88018 FWS Ottersberg Ottersberg 7.095
3 361 93038 FOS-GB Helene Grulke Langwedel 1.283
3 361 93099 FO6S-ES Janusz Korczak Verden 1.345
4 403 05952 IGS-GS Freie Schule OL Oldenburg 2.303
4 403 45524 OBS Paulus Oldenburg 6.755
4 403 68482 GY Liebfrauenschule Oldenburg 11.068
4 403 88043 FWS Oldenburg Oldenburg 7.961
4 404 06282 GS Trialogische Schule Osnabrick 2.612
4 404 42894 OBS Domschule Osnabrick 13.928
4 404 43540 OBS Thomas Morus Osnabrick 9.198
4 404 67222 GY Angelaschule Osnabrick 14.422
4 404 67234 GY Ursulaschule Osnabrick 16.927
4 405 48628 OBS Franziskusschule Wilhelmshaven 4.807
4 405 68548 GY Cacilienschule Wilhelmshaven 9.630
4 451 93336 FOS-ES Collstede Westerstede-Linswege 2.040
4 451 93506 FOS-ES Eibenhorstschule Westerstede 927
4 452 24442  GS Freie Schule Ostfriesl GroRheide 402
4 452 88195 FWS Ostfriesland Aurich 2.659
4 452 94006 FOS-ES J.H.Leiner Groliefehn 2.210
4 453 49104 OBS Marienschule (kath.) Cloppenburg 8.888
4 453 68640 GY Liebfrauenschule Cloppenburg 13.557
4 453 95576 FOS-LE St.Vincenzhaus Cloppenburg 2.860
4 454 21209 GS ROSEN Lingen 603
4 454 36547 OBS Michaelschule Papenburg 10.295
4 454 36973 HRS Antonius (kath.) Thuine 3.555
4 454 37205 OBS Johannes Meppen 10.341
4 454 43655 OBS Marienschule Lingen 9.661
4 454 61372 RS Hummling Boérger 1.948
4 454 67271 GY Mariengymnasium Papenburg 10.882
4 454 67374 GY Leoninum Handrup 18.179
4 454 67428 GY Franziskus Lingen 15.906
4 454 67477 GY Marianum Meppen 16.787
4 454 93440 FOS-ES Pater Petto Surwold 1.793
4 454 93713 FOS-KM Helen Keller Meppen 1.886
4 455 95680 FOS-ES Von Aldenburg Varel 850
4 456 66539 GY ev Nordhorn Nordhorn 10.558
4 456 67325 GY St.Antonius Bad Bentheim 10.728
4 456 93531 FO6S-ES Eylardus Bad Bentheim 2.736
4 457 24004 IGS Fr.Chr.Sch.Ostfriesl. Moormerland 19.709
4 457 94110 FO6S-KM am Deich Leer 1.376
4 458 05903 GS Gut Spascher Sand Wildeshausen 1.453
4 458 27200 GRS Huntlosen ifTr Huntlosen 835
4 458 65389 IGS Spascher Sand Wildeshausen 1.762
4 458 95710 FO6S-ES Wichernstift Ganderkesee 804
4 458 97998 FOS-ES Janusz-Korczak Grolienkneten 1.469
4 459 22615 GS Freie Hofschule Pente Bramsche 325
4 459 37618 HRS Marienschule Furstenau 6.060
4 459 82181 FWS Melle Melle 1.809
4 459 88031 FWS Evinghausen Bramsche 8.378
4 459 93816 FOS-ES Werscherberg Bissendorf 510
4 459 93877 FOS-LE Johanneshof Bramsche 1.979
4 459 93920 FOS-ES Ferdinand-Rohde Melle 556
4 460 45998 OBS Ludgerus Vechta 7.992
4 460 68858 GY Kolleg St.Thomas Vechta 10.589




X
>

LKR

SNR

Name

Schulort

max. Férderung

in EUR
4 460 68871 GY Liebfrauenschule Vechta 9.352
4 460 95795 FOS-ES Janusz Korczak Vechta 1.561
4 460 95886 FOS-KM K.V.Galen Dinklage 3.787
4 461 45810 OBS Zinzendorfschule Butjadingen 2.983
4 461 68913 GY Jade Jade 8.162
4 461 68937 GY Zinzendorfschule Butjadingen 3.664
4 461 95916 FOS-ES Paddstock Brake 819
4 462 67738 GY Hermann Lietz Spiekeroog 1.314




Anlage 4

Richtlinie Giber die Gewahrung von Zuwendungen zur Ausstattung von Schulen mit
sachlicher Schutzausstattung zur Eindammung des Infektionsgeschehens durch die

COVID-19-Pandemie

hier: Ubersicht der maximalen Férdermittel fiir Schulen in freier Tragerschaft (berufsbildende Schulen)

max. Férderung

RA | LKR SNR |Schule Schulort in EUR
1 101 73799 BbS Teutloff-Schule, BS Braunschweig 5.860
1 159 75474 BFS Akademie Goéttingen Gottingen 1.868
1 159 71973 BFS Altenpfl Arb+Leben,Go Gottingen 2.338
1 103 71535 BFS Altenpfl. Diakon.W.Wo Wolfsburg 1.226
1 101 73635 BFS Altenpfl. medi terra Braunschweig 1.412
1 151 72503 BFS Altenpfl. OKS,Gifhorn Gifhorn 1.241
1 158 73830 BFS Altenpfl. OKS,Schlade Schladen 699
1 159 71274 BFS Altenpfl.Malteser,Dud Duderstadt 955
1 101 73659 BFS Altenpfl.Marienst. BS Braunschweig 1.041
1 159 75243 BFS Altenpflege Goéttingen Géttingen 6.317
1 158 74226 BFS am Diakonie-Kolleg, WF Wolfenbuttel 5.105
1 159 71067 BFS Chemie-Schule, Géttin Géttingen 257
1 101 73842 BFS Dr. v. Morgenstern,BS Braunschweig 4.848
1 103 75279 BFS Ergotherapie IFBE,WOB Wolfsburg 784
1 101 75310 BFS Ergotherapie IWK, BS Braunschweig 642
1 103 75711 BFS Kosmetik OKS,WOB Wolfsburg 285
1 101 73866 BFS O.-Kdmmer-Sch. BS Braunschweig 3.237
1 157 74275 BFS OKS Sozialass, Peine Peine 1.241
1 155 72011 FS A.-Schweitzer-Fam,Usla Uslar 1.226
1 158 72485 FS Neuerkerode, Sickte Sickte-Neuerkerode 856
1 101 76016 FS Sozialpadagogik DAA,BS Braunschweig 770
1 103 76090 FS TEUTLOFF Wolfsburg 2.395
1 159 70956 FS Vinzenz v. Paul,Duders Duderstadt 2.510
1 159 74081 FS Wirtschaft+Technik,Cla Clausthal-Zellerfeld 1.155
1 103 76119 KOL Diakonie, Wob Wolfsburg 2.324
2 241 72539 Akad. f. Plege und Soz. Hannover 713
2 251 70506 BbS Comenius-Schule,Freis Freistatt 1.041
2 241 70609 BbSL.Fresenius, Hannover Hannover 1.982
2 241 75644 BFS Altenpfl. Mebino, Han Hannover 1.896
2 256 70464 BFS Altenpfl.Alhorn,Hoya Hoya 242
2 241 75553 BFS Altenpflege Joh., Han Hannover 1.198
2 241 75784 BFS Altenpflege PFSH Garbsen 3.051
2 256 72382 BFS Altenpflege, Nienburg Nienburg 1.183
2 241 70075 BFS am Annastift e.V., Ha Hannover 3.351
2 257 70865 BFS Bernd-Blindow, Biickeb Bickeburg 3.607
2 241 70300 BFS Buhmann-Schule Hannov Hannover 11.108
2 254 71316 BFS Buhmann-Schule,Hi Hildesheim 2.638
2 257 70853 BFS Ch/Pha. Blindow,Blicke Bickeburg 3.807
2 241 70130 BFS Cosmetic College, H Hannover 2.324
2 241 74123 BFS Dr. Rohrbach Hannover Hannover 1.312
2 241 70440 BFS Euro-Schulen,Hannover Hannover 741
2 252 75930 BFS Impuls GmbH, Hameln Hameln 299
2 241 70002 BFS Inform.Verarb.Beru.,H Hannover 1.141
2 257 75176 BFS L.Fresenius, Schaumb. Stadthagen 585
2 241 76120 BFS OKS Sozialass, H Hannover 1.169
2 257 70920 BFS Pfl.Ass. Stadthagen Stadthagen 1.511
2 241 76132 BFS Pflegecampus, H Hannover 2.567
2 254 71353 BFS S.Bernward,Hildesheim Hildesheim 1.141
2 241 70038 BFS Sabine Blindow, Hann. Hannover 6.431
2 257 71596 BFS Schlaffhorst-A.,Nen Bad Nenndorf 1.440
2 252 70671 Bildungsz.f.Pflege Hameln Hameln 1.426
2 241 73210 BS Werk-statt, Hannover Hannover 1.640
2 254 71341 Diak. Bildungsz., Alfeld Alfeld/Leine 2.595
2 241 75899 FG Ross-Schule, Hannover Hannover 4.149




max. Forderung

RA | LKR SNR |Schule Schulort in EUR

2 256 70804 FOS Dr. Paul Rahn, Nienbg Nienburg 2.652
2 241 70427 FS Akademie Reha-Berufe Hannover 970
2 241 76004 FS BW, Campe Bildg.ges. Hannover 2.381
2 241 75437 FS Diakonie-Kolleg, Hann. Hannover 11.108
2 254 72965 FS Heilerz.Pfl.,Hi-Sorsum Hildesheim 927
2 257 70907 FS L.Fresenius Stadthagen Stadthagen 4.049
2 241 75218 FS L.Fresenius, Hannover Hannover 2.624
2 241 70713 FS Pestalozzi, Burgwedel Burgwedel 3.265
2 241 70336 FS Sozialber. Birkenhof,H Hannover 9.126
2 256 70774 FS Sozialpad. Nienburg Nienburg 4.434
2 254 75061 FS v.-Rantzau, Hildesheim Hildesheim 5.889
3 360 75814 BFS Altenpfl. DAA, Uelzen Uelzen 1.725
3 356 71912 BFS Altenpfl. Lilienthal Lilienthal 2.053
3 357 71936 BFS Altenpfl.Ergoth,Gyhum Gyhum 627
3 361 71687 BFS Altenpflege Achim Achim 1.169
3 351 76089 BFS Altenpflege IFBA, CE Celle 1.069
3 356 72266 BFS Altenpflege Osterholz Osterholz-Scharmbeck 1.055
3 352 71493 BFS Altenpflege, Cuxhaven Cuxhaven 970
3 355 71560 BFS Altenpflege, Lineburg Lineburg 2.253
3 355 72047 BFS Dr.v.Morgenstern,Lbg. Lineburg 2.809
3 360 72187 BFS Ergotherapie,Bad Beve Bad Bevensen 1.012
3 355 76028 BFS Sozialass, Lbg Lineburg 1.426
3 359 72515 BFS Stader Privatschule Stade 2.053
3 351 71791 FS Bohrmeister, Celle Celle 171
3 357 74652 FS Heilerz.Pfl. Rotenburg Rotenburg 2.538
3 351 71730 FS Lobetalarbeit, Celle Celle 3.023
3 357 72357 FS Sozialpad. Rotenburg Rotenburg 3.536
4 404 72734 BbS Haus am Schlehenb.,0S Osnabriick 528
4 454 73052 BbS Johannesburg, Surwold Surwold 2.353
4 457 75796 BBS Synodalv.Sudl.Ostfr. Leer 428
4 403 73428 BFS Altenpf(HANSA),Oldenb Oldenburg 1.126
4 456 72898 BFS Altenpfl. Emlichheim Nordhorn 1.412
4 403 74445 BFS Altenpfl.(ev.) Oldenb Oldenburg 1.198
4 404 76065 BFS Altenpfl.,Clp Osnabriick 741
4 404 72680 BFS Altenpfl.Diakonie, Os Osnabriick 3.365
4 454 73386 BFS Altenpfl.Marienhos,Pa Papenburg 841
4 460 75486 BFS Altenpfl.Neuenk.Vorde Neuenkirchen-Vérden 741
4 453 74639 BFS Altenpfl.Pius-St.,Clp Cloppenburg 1.483
4 454 75012 BFS Altenpfl.St.Franz.,L. Lingen 998
4 401 74299 BFS Altenpfl.Steph, Delm. Delmenhorst 1.027
4 403 75838 BFS Altenpflege WBS, OL Oldenburg 1.526
4 401 76053 BFS Altenpflege, Delmenh. Delmenhorst 984
4 251 72588 BFS Berufe m.Zukunft, DEL Weyhe 1.854
4 403 74342 BFS Berufe mit Zukunft OL Oldenburg 3.080
4 456 72904 BFS Ergoth. Bad Bentheim Bad Bentheim 913
4 404 72710 BFS Ergoth. Etos, Osnabr. Osnabrick 1.255
4 403 74494 BFS Ergotherap, Oldenburg Oldenburg 998
4 404 74974 BFS Ergotherapie, Osnabr. Osnabriick 428
4 457 75024 BFS Ergotherapie,Leer Leer 3.536
4 403 74469 BFS Euro-Sprachschule OL Oldenburg 342
4 459 75693 BFS Ludw.Fresenius Mell Melle 927
4 404 72667 BFS Ludw.Fresenius OS Osnabriick 1.183
4 404 73222 BFS Marienheim, Osnabriick Osnabrick 5.019
4 457 75887 BFS Pflegeassistenz Leer Leer 727
4 454 73064 BFS Thuine Thuine 2.381
4 404 72722 BFS Volker, Osnabriick Osnabriick 6.445
4 404 73155 Bildungszentr.St.Hildeg. Osnabriick 1.383
4 404 72795 FS BBW Osnabriick Osnabrick 2.239
4 404 72746 FS Ev.Fachschulen,Osnabr. Osnabriick 5.618




max. Férderung

RA | LKR SNR |Schule Schulort in EUR

4 454 72849 FS Heilerz.pfl. Papenburg Papenburg 1.212
4 459 73283 FS Heilerz.Pfl. Quakenbr Quakenbrick 1.754
4 458 74834 FS Heilerz.Pflege,Wildesh Wildeshausen 970
4 401 75000 FS Heilerzpfl,Delmenhorst Delmenhorst 1.027
4 460 74937 FS Sozialpad..,Vechta Vechta 8.712
4 404 72758 FS Sozpad. Assisi, Osna Osnabriick 3.636
4 454 73039 FS St. Franziskus, Lingen Lingen 4.092
4 454 73143 Marienhausschule Meppen Meppen 9.924
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Mobile Luftfilteranlagen in Klassenraumen —
eine sinnvolle Erganzung zur Luftung?

Hintergrund

Mit der Diskussion zur Relevanz der Ubertragung von COVID-19
Uber eingeatmete Aerosole ist der Luftweg als Ubertragungs-
weg verstarkt in den Fokus gertickt. Dies fuhrt aktuell leider
dazu, dass zunehmend reflexhaft den Werbeversprechen von
Anbietern technischer Lésungen oder Aussagen einzelner, aber
medial prasenter Wissenschaftler, die Schutz vor luftgetragenen
Viren versprechen, gefolgt wird. Einer der 6ffentlich wahrnehm-
baren Protagonisten dieser wissenschaftlichen Diskussion ist zur
Zeit unter anderem Prof. Kahler von der Bundeswehruniversi-
tat Minchen (https:/Avww.unibw.de/Irt7/institut). Zum Teil di-
rekt gegensatzliche Positionen bezieht Prof. Kriegel von dem
seit vielen Jahren im Bereich Luftung forschenden Hermann-
Rietschel-Institut, TU Berlin (https:/blogs.tu-berlin.de/hri_sars-
cov-2/ueber-diesen-blog/). Die unkritische Ubernahme passend
erscheinender aber mdéglicherweise unvollstandiger oder falsch-
er Einschatzungen von Herstellern oder einzelnen Wissenschaft-
lern ist zu vermeiden. Dies gilt auch fir Selbstbau-Losungen wie
zum Beispiel die Abluftanlage, die von Klimach/Helleis vom Max-
Planck-Institut far Chemie entwickelt wurden.

Wissenschaftliche Erkenntnisse, die sich als belastbar heraus-
stellen, werden nach Prifung durch ¢ffentliche Stellen wie dem
Umweltbundesamt zeitnah veroffentlicht bzw. aktualisiert und
sind fur Einschatzungen heranzuziehen.

Einschdtzung: Wann sind mobile Liiftungs-
systeme zu empfehlen und wann nicht ?

Anhand von 3 Féllen soll dargestellt werden, ob technische Un-
terstlitzung von LUftung wie zum Beispiel mobile Luftreinigungs-
systeme sinnvoll sind und wann sie nicht zu empfehlen sind.

1) Fensterliiftung ausreichend beliiftbarer Raume

Ein Unterrichtsraum kann gemaB der einschldgigen Vorschriften,
die das Luften von Schulen betreffen, wie zum Beispiel die VDI
6040 ,Raumlufttechnik Schule” oder die ASR A3.6 ,Luftung”
Uber Fenster beltftet werden.

LErfolgt die Liftung gemdB der UBA-Handreichung vom
15.10.2020 [d.h. nach 20 Minuten Unterricht], kann ein Luft-
wechsel von 3 pro Stunde und mehr erreicht werden. Das Infek-
tionsrisiko durch mit Viren belastete Aerosole in der Raumluft
wird dann im Allgemeinen nur noch als gering eingeschétzt.”[7]

Die niedersachsischen Schultrager wurden im Verlaufe der Pan-
demie durch die kommunalen Spitzenverbdnde zum Zustand
der Mdglichkeit der Beltftung von Unterrichtsrdumen befragt.
In der Mehrzahl der Félle lagen keine oder geringe Luftungs-
einschrankungen fur Unterrichtsraume vor, die bereits behoben
wurden oder deren Behebung beauftragt ist.

In diesen Fallen kann eine regelméaBige und ausreichende StoB-

oder Querltftung der Unterrichtsraume gemaB der 20:5:20-Re-

gel durchgefuhrt werden, die nach aktuellem Kenntnisstand

fur einen hohen Schutz vor luftgetragenen Virustibertragungen

sorgt.

— Es besteht keine Notwendigkeit zum zusatzlichen Betrieb
eines mobilen Luftreinigungsgerates.

2) Raumlufttechnische Anlagen zur Raumbeliiftung (RLT)

Ein Unterrichtsraum wird durch eine ordnungsgemaB gewartete
RLT-Anlage (umgangssprachlich: , Luftungsanlage”) mit Frisch-
luft versorgt.

.Das Ubertragungsrisiko von SARS-CoV-2 (iber sachgerecht in-
standgehaltene RLT-Anlagen ist als gering einzustufen” [8]

Eine RLT-Anlage versorgt den Unterrichtsraum kontinuierlich
und ausreichend mit AuBenluft unabhangig von den Liftungs-
notwendigkeiten, die bei manueller Fensterliftung bestehen.
Durch eine RLT-Anlage wird eine gleichméaBige und dauerhafte
Absenkung einer mdglichen Virenbelastung der Raumluft si-
chergestellt (eine Virenfreiheit der Raumluft wird weder durch
RLT-Anlagen noch durch mobile Luftfilteranlagen erzeugt).

Voraussetzung fir die Nutzung einer RLT-Anlage: Raume, die
Uber eine raumlufttechnische Anlage (Luftungsanlage) be- und
entliftet werden, sind dann nutzbar, wenn sichergestellt ist,
dass die Anlage nicht im Umluftbetrieb lduft und eine Wartung
gemaB VDI 6022 erfolgt.

— Es besteht keine Notwendigkeit zum zusatzlichen Betrieb ei-
nes mobilen Luftreinigungsgerates. Der Betrieb eines zusatz-
lichen mobilen Luftreinigungsgerates kénnte in diesem Fall
sogar eine Storung der Liftungszirkulation der RLT-Anlage
verursachen und damit die Gefahrdung gegenuber luftgetra-
genen Viren vergroBern!

3) Fensterliiftung eingeschrankt beliiftbarer Raume

Ein Unterrichtsraum kann beltiftet werden aber nicht ausrei-
chend gemaB der einschlagigen Vorschriften , wie zum Bei-
spiel die VDI 6040 ,, Raumlufttechnik Schule” oder die ASR A3.6
LLuftung”, die das Luften von Schulen betreffen.

.Kénnen in einem Raum Fenster nicht ge6ffnet werden und ist
keine funktionsfdhige RLT-Anlage vorhanden, kann der Raum
fur den Unterricht nicht genutzt werden.”[9]

LEine Fensterliiftung muss bei Tatigkeitsaufnahme in den Réau-
men und dann in regelméBigen Abstanden erfolgen.“[10]

Die Nutzung eines Raumes als Unterrichtsraum setzt unter an-
derem die ausreichende Mdglichkeit der Beluftung des Raumes
voraus.

Ist erkennbar, dass dauerhaft eine deutliche Luftungseinschran-
kung fur einen Raum vorliegt, die nicht durch den Einbau einer
dezentralen Luftungsanlage mit Warmerlickgewinnung korri-
giert werden kann, ist dieser Raum nicht als Unterrichtsraum
geeignet.

Fir eine Ubergangsphase kann ein eingeschrinkt zu beliif-

tender Unterrichtsraum bei zusatzlichem Betrieb eines geeig-

neten und von einer Fachfirma aufgestellten mobilen Luftreini-

gers weiter genutzt werden.

Nicht ausreichend zu beliiftende Raume sind auch nicht vo-

ribergehend als Unterrichtsraume geeignet!

Wird nach Prifung der Notwendigkeit der technischen Nachri-

stung die Anschaffung eines mobilen Luftfiltergerates erwogen,

so ist sicherzustellen, dass

= die Anlage mit geeigneten Filtern (HEPA 13 oder 14) ausge-
stattet ist,
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= die Lautstarke beim Betrieb der Anlage in Schulen die Vor-
gaben der technischen Vorschriften nicht Ubersteigt (Unter-
richtsrdume: 35 dB),

= die notwendige regelmaBige Wartung der Anlage eingeplant
wird (Wichtig: RegelméaBiger Filterwechsel und Durchfihrung
des Filterwechsels unter der Einstufung potentiell infektitses
Material.),

= dass insbesondere die Filter des Gerates gegen Manipulation
durch nicht befugte Personen gesichert sind,

= die Aufstellung durch fachlich qualifizierte Liftungstechniker
erfolgt (auch mobile Anlagen dirfen zum Beispiel keine Zu-
gerscheinung verursachen und es ist sicherzustellen, dass der
Raum maoglichst vollstandig durchstrémt wird),

= die Luftwechselrate des Gerates das Mehrfache des Raumvo-
lumens betragt,

= der Raum weiterhin regelmaBig und regelgerecht bellftet
wird.

— Soll ein nur eingeschrankt nutzbarer Raum fir Unterrichts-
zwecke genutzt werden, ist der Betrieb einer dezentralen LUf-
tungsanlage mit Warmerickgewinnung oder die Nutzung ei-
ner mobilen Luftfilteranlage zu prifen.

— Mobile Luftfiltergerate sind durch eine Fachfirma aufzustel-
len.

— Der Betrieb eines mobilen Luftfiltergerates ersetzt nicht das
Luften! Auch bei Betrieb einer mobilen Luftreinigungsanlage
ist die 20:5:20 Luftungsregel zu beachten um den CO,-Ge-
halt der Luft zu reduzieren!

— Erganzend kann in Einzelfallen die Durchfihrung von Koh-
lendioxid-Messungen durchgefuhrt werden, die aber auf-
grund der speziellen Raumsituation nur von einer Fachkraft
durchgefuhrt und bewertet werden sollten.

Fazit:

Fensterltftung (StoB- oder Querltftung) im 20:5:20 Rhythmus
sorgt fur eine erhebliche Senkung des Infektionsrisikos gegen
SARS-CoV-2 Viren und andere luftgetragene Erreger sowie
zu einer Reduzierung von Kohlendioxid (CO,) und stérenden
Raumgertchen. Liftung mit Hilfe von RLT-Anlagen fuhrt zu ahn-
lichen Effekten.

Erfolgt die Nutzung von Raumen, die nicht ausreichend beltiftet
werden kénnen, kdnnen diese durch den Einsatz von dezentra-
len Laftungsanlagen mit Wéarmerickgewinnung ertlichtigt wer-
den. Alternativ kann eine, allerdings nur vortibergehende Raum-
nutzung unter Einsatz von geeigneten mobilen Luftfiltergeraten
erfolgen.

Wohlgemeinte Selbsthilfeaktivitdten sind zu vermeiden, da sie
leicht unerwinschte, bei spateren Betrachtungen moglicher-
weise auch gesundheitsschadigende Nebenwirkungen entfalten
kdnnen.

Verwendete Literatur:
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men lasst sich durch geeignete LuftungsmaBnahmen reduzie-
ren”, Stellungnahme der Kommission Innenraumlufthygiene am
Umweltbundesamt, 12.8.2020

[2] Empfehlung der Bundesregierung , Infektionsschutzge-
rechtes Luften”, 16.9.2020

[3] SARS-CoV-2 Arbeitsschutzregel, Arbeitsausschiisse beim
BMAS, Fassung vom 10.8.2020

[4] ,Luften in Schulen”, Empfehlung des Umweltbundesamtes
zu Luftaustausch und effizientem Liften zur Reduzierung
des Infektionsrisikos durch virushaltige Aerosole in Schulen,
15.10.2020

[5] ,,Mobile Luftreiniger in Schulen: Nur im Ausnahmefall sinn-
voll”, Empfehlung des Umweltbundesamtes zum Einsatz von
mobilen Luftreinigern als luftungsunterstitzende MaBnahme
bei SARS-CoV-2 in Schulen, 22.10.2020
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Stellungnahme der Kommission Innenraumlufthygiene (IRK) am
Umweltbundesamt, 16.11.2020

[8] ., SARS-CoV-2: Empfehlungen zum Luftungsverhalten an In-
nenraumarbeitspldatzen” DGUV 12.10.2020
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[10] ,Infektionsschutzgerechtes Liften — Hinweise und MaB-
nahmen in Zeiten der SARS-CoV-2-Epidemie”, BAUA 9/2020

Horenswert: Eine aktuelle Bewertung zum Themenkreis ,Ab-
wehr luftgetragener Coronaviren’ durch das Umweltbundesamt
kann im Arztetag-Podcast vom 9.11.2020 nachgehért werden
(Infos zu Luftfiltern ca. ab Minute 10): https:/Awww.aerztezei-
tung.de/Podcasts/Mit-UV-C-Licht-und-Ozon-gegen-Corona-
bringt-das-etwas-414490.html
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Richtlinie liber die Gewdhrung von Zuwendungen zur Ausstattung von Schulen mit sachlicher
Schutzausstattung zur Einddmmung des Infektionsgeschehens durch die COVID-19-Pandemie

hier: Ubersicht der maximalen Férdermittel fiir Schulen in freier Tragerschaft (berufsbildende Schulen mit
Bildungsgangen nach dem KrPfIG und/oder PfIBG)

SNR KrPfIG Ps;l':; Schultréger max'i:‘l’s'rg;"‘"g
20515/20516 70075 Diakovere Krankenhaus 3.922
20512/20520 71353  St. Bernward Krankenhaus GmbH 1.798

20565 72539  APS- Akademie fir Pflege und Soziales 620
40527/40518 73386 Marien Hospital Papenburg Aschendorf 1.008
10505 73659  Ev. luth. Diakonissenanstalt Marienstift 1.039
40516/40525 75012 Akademie St. Franziskus 2.372
40576/40580 75887  Klinikum Leer gGmbH 2.108

10546/10547 78010  Stadt. Klinikum Braunschweig gGmbH 2.992
10029/10030 78020 Stadt Wolfsburg 2.093
10548/10549 78030 Georg-August-Universitat 3.178

10527 78040 Helios Klinikum Salzgiter GmbH 977
10540 78050 Verein zur Férderung von Gesundheitsberufen 2.217
10504 78060 Gesundheits- u. Krankenpflegeschule 961
10507 78070 Elisabeth-Vinzenz-Verbund 961
10506 78080 Helios Klinikum Gifhorn GmbH 1.101
10508/10555 78090 Evangelisches Krankenhaus 1.132
10543 78100 AWO Niedersachsen gGmbH 884
10544 78110 Asklepios Psychiatrie Niedersachsen GmbH 1.380
10550 78130 Helios St. Marienberg Klinik Helmstedt 1.085
10530 78140  Klinikum Peine gGmbH 915
10531 78150  Asklepios Klinik Sobernheim GmbH 1.116
10532 78160  Stadtisches Klinikum Wolfenbuttel gGmb 977
10526 78170 Einbecker Birgerspital gGmbH 698
10510 78180 Gesundheitspartner Hann. Miinden GmbH 620
10554 78190 Helios Albert-Schweitzer-Klinik Northeim 1.690
78200  Asklepios Harzkliniken gGmbH 388

20518 78210 AGAPLESION EV. BATHILDISKRANKENHAUS 1.271
20540/20547 78220  Klinikum Region Hannover 8.758
20550 78230 Gesundheitseinrichtungen Hameln-Pyrmont 946
20513 78240 Elisabeth Vinzenz Verbund GmbH 961
20514 78250 DRK-Krankenhaus Clementinnehaus 1.225
20033/20034 78260 Medizinisch Hochschule Hannover 3.131
20511 78270  Stiftung Hannoversche Kinderheilanstalt 1.349
20553 78280 AMEOS KHG Niedersachsen 1.256
20536 78290 Helios Klinikum Hildesheim Gmbh 1.008
20543 78300 Helios Kliniken Mittelweser GmbH 977
20028/20035 78310 AGAPLESION EV. KLINIKUM SCHAUMBURG ¢ 1.008
20549 78320  Klinikverbund Landkreis Diepholz gGmbH 1.178
30519 78330 Krankenhaus Buchholz und Winsen gGmbH 1.395
30514/30517 78340 Elbe Kliniken Stade-Buxtehude GmbH 2.465
30504/30507 78350 Allgemeines Krankenhaus Celle 1.271
30508 78360 AMEOS KHG Niedersachsen Bremen 1.860
30515/30516 78370  Stadt. Klinikum Lineburg gGmbH 1.876
30525 78380 Psychiatrische Klinik Liineburg gGmbH 1.101
30007 78390 Kreiskrankenhaus Osterholz 1.767
30518 78400 Helios Klinikum Uelzen 1.225
30520/30527 78410 Heidekreis-Klinkum GmbH 1.333
30502 78420 OsteMed Kliniken und Pflege GmbH 977
40536/40524 78450 Schwester Euthymia Stiftung 3.751
40577 78460 Stadtkrankenhaus Delmenhorst GmbH 806
40562 78470  Klinikum Emden 791
40517/40526 78480 Krankenhaus Ludmillenstift 853
40575 78490 Tragergesellschaft Aurich Emden Norden 930
40590/40591 78500 Euregio-Klinik 1.674
40561/40563/40586 78510  Klinikum Oldenburg AR 2.806
40520 78520 Evangelische Krankenhausstiftung Oldb 1.116
40519 78530 Pius-Hospital 2.356
40565/40594 78540  Klinikum Osnabrick GmbH 3.596
40534 78550 Christliches Krankenhaus Quakenbriick 543
40529 78560 Oldenburgische Schwesternschaft 1.442
40566 78570  Ammerland-Klinik 2.403
40560/40564/40585 78580  Klinikum Wilhelmshaven gGmbH 1.783
40568 78590 Hummling Hospital Ségel gGmbH 465
40523 78600 St. Johannes-Hospital 930
40587 78610 AMEOS KHG Niedersachsen 1.504
40513/40578 78620  Christliches 1.333
30506/30509 78630 Agaplesion Diakonieklinikum Rotenburg/W 2.418

40521/40595 78640 Niels Stensen Kliniken 3.860
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Richtlinie liber die Gewahrung von Zuwendungen zur Ausstattung von Schulen mit sdchlicher Schutzausstattung
zur Eindammung des Infektionsgeschehens durch die COVID-19-Pandemie

hier: Ubersicht der maximalen Férdermittel fiir Schulen in freier Tragerschaft auBerhalb des NSchG (berufsbildende Schulen mit Bildungs-
gang gem. § 1 NSchGesG)

. max. Férderung

SNR Schultrager in EUR
40512 Akademie St. Franziskus 589
30510 AMEOS Institut West Bremerhaven-Geestland, Standort Geestland 620
20568 Arbeiter-Samariter-Bund Gemeinnitzige Gesellschaft fur Sozialdienste und Krankentransporte mbH 248
2052254065,3352505529’ B.-Blindow-Schulen gGmbH 7.549
40538 Berufsfachschule fiir Logopadie gGmbH 589
20533 Berufsférderungswerk Bad Pyrmont 217
40510,40553,40558 Christliches Krankenhaus Quakenbriick gGmbH 1.876
40539 Deutsche Angestellten-Akademie GmbH, DAA Osnabriick+Oldenburg 496
20523 DIAKOVERE Krankenhaus gGmbH 2.155
10515 Dr. Muschinsky Beteiligungsgesellschaft mbH 868
40583 DRK Kreisverband Leer e.V. 698
10552 DRK Landesverband Niedersachsen e.V. 1.860
40530 DRK Zentrum fiir Integration und Bildung Oldenburg-Land gGmbH 527
30521,30522 Elbe Kliniken Stade-Buxtehude GmbH 1.736
40552 Eva Huser Physiotherapieschule GmbH/ private Berufsfachschule in freier Tragerschaft 1.225
40573 Evangelische Krankenhausstiftung Oldenburg 310
10522 Georg August Univ. Stiftung 6ffentl. Rechts Uni.medizin goe 605
10534,10535,10536 Georg-August-Universitat Géttingen Stiftung Offentlichen Rechts Universitatsmedizin Géttingen 4.061
20534 Gesundheitseinrichtungen Hameln-Pyrmont GmbH, Saint-Maur-Platz 1, 31785 Hameln 295
40571,40589 Heinz Tholema, eK 512
20564 Helios Klinikum Hildesheim GmbH 171
10556 Helios Klinikum Salzgitter GmbH 465
30512 Herz-Kreislauf-Klinik Bevensen AG 1.240
10517’42%%2%’40545’ IWK-Institut fiir Weiterbildung in der Kranken und Altenpflege GmbH; Sitz: Delmenhorst 3.116
20562 Johanniter-Unfall-Hilfe e.V., Landesverband Niedersachsen/Bremen 2.511
40593 Johanniter-Unfall-Hilfe e.V., Ortsverband Oldenburg 558
40582 Klinikum Leer gGmbH 1.147
40569,40574,40559 Klinikum Oldenburg A6R 1.922
40570,40596 Klinikum Osnabriick GmbH (HBR 18565) 1.953
40592 Klinikum Osnabrick GmbH-Hebammen 744
20544 Klinikum Region Hannover GmbH 434
20551 Klinikum Region Hannover GmbH-Hebammen 1.240
40548 Krankenhaus Ludmillenstift 946
10031 Kreiswirtschaftsbetriebe des Landkreises Goslar 403
20036 Landeshauptstadt Hannover, Fachbereich Feuerwehr 729
40547 LSN Loges-Schule gGmbH 946
40508 Ludwig Fresenius Schulen gGmbH 946
10513;524(15‘28?409542' Ludwig Fresenius Schulen GmbH 6.510
20506,20527 Ludwig Fresenius Schulen TLH GmbH 1.550
40597 Malteser Hilfsdienst gemeinnitzige GmbH 1.829
10518 Medischulen gGmbH 1.008
20004,20030,20032 Medizinische Hochschule Hannover 4.511
30528 Oskar Kdmmer Schule Gemeinnlitzige Bildungsgesellschaft mbH 682
40506 Pius Hospital Oldenburg 109
40551 Professor-Grewe-Schule gemeinnutzige Gesellschaft fur Physiotherapie mbH 1.395
30526 Schulzentrum fir Gesundheitsberufe am Allgemeinen Krankenhaus Celle 217
20510 St. Bernward Krankenhaus GmbH 450
10032,10033 Stadt Gottingen; Fachbereich Feuerwehr 1.628
40001 Stadt Oldenburg 450
10521,10553 Stédtisches Klinikum Braunschweig gGmbH 1.380
20507 Stephansstift Bildung und Ausbildung gGmbH 527
20545 Stiftung Tierarztliche Hochschule 868
20552 Verein zur Forderung der Bundesfachschule fir Orthopadie-Schuhtechnik e.V. 698

40543 Vélker-Schule gemeinnutziger Schulverein e.V. 1.302



Nds. MBI. Nr. 1/2021

Diozese Hildesheim;
Kirchensteuerbeschluss fiir das Jahr 2021

Bek. d. MK v. 23. 12. 2020 — 36.1-54063/7 —

Bezug: Bek. v. 9. 2. 2009 (Nds. MBL. S. 271), zuletzt gedndert durch
Bek. v. 4. 1. 2017 (Nds. MBL. S. 63)

Der Kirchensteuerbeschluss fiir das Jahr 2021 vom 8. 12.
2020 ist im Einvernehmen mit dem MF genehmigt worden
und wird nach § 2 Abs. 9 KiStRG i. d. F. vom 10. 7. 1986 (Nds.
GVBL. S. 281), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 16. 12. 2014 (Nds. GVBL. S. 465), bekannt gemacht:

Der mit der Bezugsbekanntmachung veroffentlichte Kirchen-
steuerbeschluss fiir das Haushaltsjahr 2009 i. d. F. vom 4. 1.
2017 gilt inhaltlich unverdndert fir das Haushaltsjahr 2021
fort.

— Nds. MBI Nr. 1/2021 S. 33

G. Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit, Verkehr
und Digitalisierung

Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
zur Forderung niederschwelliger Investitionen
des von der COVID-19 Pandemie betroffenen
Gaststittengewerbes

Erl. d. MW v. 18. 12. 2020 — 23-32330/0700 —

— VORIS 77000 —

Bezug: Erl. v. 6. 10. 2020 (Nds. MBL. S. 1164)
— VORIS 77000 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 18. 12. 2020 wie
folgt gedndert:

1. Nummer 1.3 erhélt folgende Fassung:

»,1.3 Kumulativ oder alternativ erfolgt die Gewahrung der
Zuwendung auf Grundlage der Bekanntmachung der drit-
ten gednderten Regelung zur voriibergehenden Gewédhrung
geringfiigiger Beihilfen im Geltungsbereich der Bundesre-
publik Deutschland im Zusammenhang mit dem Ausbruch
von COVID-19 (,Dritte Gednderte Bundesregelung Klein-
beihilfen 20209 des Bundesministeriums fiir Wirtschaft
und Energie vom 23. 11. 2020 (BAnz AT 03.12.2020 B2)
— im Folgenden: Kleinbeihilfenregelung 2020 — in der je-
weils geltenden Fassung.”

2. Der Nummer 6 wird die folgende Nummer 6.4 angefiigt:

,6.4 Die Zuwendung wird vorzugsweise nach den Vor-
aussetzungen der Kleinbeihilfenregelung 2020 gewéhrt. Die
Bewilligungsstelle stellt sicher, dass samtliche Vorausset-
zungen der Kleinbeihilfenregelung 2020 vorliegen (insbe-
sondere Héchstbetrag, Kumulierung, Uberwachung, Auf-
bewahrung, Veroffentlichung). Sie priift insbesondere zur
Einhaltung der zuldssigen Hochstbetrége eine von den an-
tragstellenden Unternehmen vorzulegende Erklirung zu
bereits erhaltenen Beihilfen (§ 4 Abs. 1 Kleinbeihilfenrege-
lung 2020).

Bei Forderung nach der De-minimis-Verordnung miissen
samtliche Voraussetzungen dieser Verordnung vorliegen
(insbesondere Geltungsbereich, Hochstgrenze, Erfordernis
der transparenten Beihilfe, Kumulierung, Uberwachung).
Die Bewilligungsstelle priift zur Einhaltung der zuldssigen
Hochstbetrdge insbesondere eine von den Antragstellern

vorzulegende Erkliarung zu bereits erhaltenen Beihilfen
nach der De-minimis-Verordnung und stellt eine Beschei-
nigung aus.”

3. Nummer 7.6 wird gestrichen.

An die
Investitions- und Foérderbank Niedersachsen (NBank)

— Nds. MBI Nr. 1/2021 S. 33

Richtlinie iiber die Gewihrung von Billigkeitsleistungen
zur Unterstiitzung der von der COVID-19-Pandemie
betroffenen dffentlichen Akteure
im Tourismus

Erl. d. MW v. 21. 12. 2020 — 23-32330/0700 —

— VORIS 77000 —

Bezug: Erl. v. 16. 9. 2020 (Nds. MBL. S. 1069)
— VORIS 77000 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 6. 1. 2021 wie folgt
gedndert:

1. Nummer 1.2 wird wie folgt gedndert:
a) Der erste Spiegelstrich erhalt folgende Fassung:

,— der Bekanntmachung der Dritten Gednderten Re-
gelung zur voriibergehenden Gewéhrung geringfii-
giger Beihilfen im Geltungsbereich der Bundesre-
publik Deutschland im Zusammenhang mit dem
Ausbruch von COVID-19 (,Dritte Gednderte Bun-
desregelung Kleinbeihilfen 2020°) des Bundesmi-
nisteriums fiir Wirtschaft und Energie vom 23. 11.
2020 (BAnz AT 03.12.2020 B2) — im Folgenden:
Kleinbeihilfenregelung 2020 —,“

b) Im dritten Spiegelstrich werden die Worte ,gedndert
durch Verordnung (EU) 2018/1923 der Kommission vom
7.12.2018 (ABIL EU Nr. L 313 S. 2)“ durch die Worte
szuletzt gedndert durch Verordnung (EU) 2020/1474
der Kommission vom 13. 10. 2020 (ABL. EU Nr. L 337
S. 1)“ ersetzt.

2. Nummer 6 wird wie folgt geédndert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Nummer 6.1.

b) Es wird die folgende Nummer 6.2 angeftigt:

,6.2  Soweit eine Billigkeitsleistung nach dieser Richt-
linie eine staatliche Beihilfe i. S. des Artikels 107 Abs. 1
AEUV darstellt, stellt die Bewilligungsstelle sicher, dass
samtliche Voraussetzungen der Kleinbeihilfenregelung
2020, der De-Minimis-Verordnung und/oder der DAWI-
De-Minimis-Verordnung erfiillt sind (insbesondere An-
wendungsbereich, Hochstgrenze, Kumulierung, Uber-
wachung).”
3. Nummer 7 wird wie folgt gedndert:
a) Nummer 7.2 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 3 wird das Datum ,,31. 10. 2020“ durch das
Datum ,,28. 2. 2021“ ersetzt.
bb) In Satz 4 wird das Datum ,,31. 12. 2020“ durch das
Datum ,,30. 6. 2021“ ersetzt.
b) Nummer 7.3 wird gestrichen.

¢) Die bisherige Nummer 7.4 wird Nummer 7.3.

An die
Investitions- und Forderbank Niedersachsen (NBank)

— Nds. MBI Nr. 1/2021 S. 33
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Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
zur Forderung von Existenzgriindungen
in der Pre-Seed- und Seed-Phase
(Richtlinie Griindungsstipendium)

Erl. d. MW v. 5. 1. 2021 — 20-32318 —

— VORIS 77100 —

Bezug: Erl. v. 25. 4. 2019 (Nds. MBL. S. 760), gedndert durch
Erl. v. 23. 4. 2020 (Nds. MBL. S. 490)
— VORIS 77100 —

Nummer 5.4 des Bezugserlasses wird mit Wirkung vom 1. 1.
2021 wie folgt gedndert:

1. In Satz 3 wird das Wort ,,Coronavirus-Pandemie“ durch
das Wort ,,COVID-19-Pandemie” ersetzt.

2. In Satz 4 werden die Worte ,,im Jahr 2020“ durch die Worte
,bis zum 31. 3. 2021 ersetzt.

An die
Investitions- und Foérderbank Niedersachsen (NBank)

— Nds. MBL. Nr. 1/2021 S. 34

H. Ministerium fiir Ernihrung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz

Ausfithrungshinweise zur Fischhygiene
der Bundeslinder Niedersachsen und Bremen
fiir die Uberwachungsbehorden
zur Durchfiithrung der amtlichen Kontrollen
der betrieblichen Eigenkontrollen

RdErl. d. ML v. 15. 12. 2020 — 201-44113-944 —
— VORIS 78560 —

1. Anwendungsbereich, Zweck

Zum Aufgabenbereich der fiir die Lebensmitteliiberwachung
zustdndigen kommunalen Behoérden gehort auch die Kontrolle
bei der Erzeugung und dem Inverkehrbringen von Fischerei-
erzeugnissen.

Die Ausfiihrungshinweise behandeln alle fiir die Uberwa-
chung von Fischereierzeugnisbetrieben wichtigen Aspekte.
Sie stellen dar, wie den Gemeinschaftsanforderungen an die
Durchfiithrung von amtlichen Kontrollen dieser Betriebe nach-
gekommen werden kann und werden als Arbeitshilfe bei der
Fischhygienetiberwachung zur Verfiigung gestellt.

Die Ausfiithrungshinweise sind in einer gemeinsamen Arbeits-
gruppe der Lander Bremen und Niedersachsen erarbeitet wor-
den und werden regelméfig aktualisiert. Die jeweils geltende

34

Fassung ist der Internetseite des LAVES unter https:/www.
laves.niedersachsen.de und dort iiber den Pfad ,Lebensmit-
tel > Kontrollmafinahmen > Hygienekontrolle/Betriebliche
Kontrolle > Ausfiihrungshinweise fiir die Kontrolle der be-
trieblichen Eigenkontrolle” zu entnehmen.

2. Schlussbestimmung
Dieser RdErl. tritt am 1. 1. 2021 in Kraft.

An
die Region Hannover, Landkreise und kreisfreien Stadte
den Zweckverband Veterindramt JadeWeser

Nachrichtlich:

An das

Niedersdchsische Landesamt fiir Verbraucherschutz und Lebensmit-
telsicherheit

— Nds. MBL. Nr. 1/2021 S. 34

Allgemeine Pachtbedingungen
fiir die Doméiinen des Landes Niedersachsen (APB 2021)
und Allgemeine Pachtbedingungen fiir landeseigene
Einzelgrundstiicke im Geschiiftsbhereich
des Niedersichsischen Ministeriums fiir Ernihrung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
(APB 2021-Streubesitz)

RdErl. d. ML v. 22. 12. 2020 — 407-27023-21 —
— VORIS 78810 —

Die Allgemeinen Pachtbedingungen fiir die Doménen des
Landes Niedersachsen (APB 2021) und die Allgemeinen Pacht-
bedingungen fiir landeseigene Einzelgrundstiicke im Geschifts-
bereich des Niedersdchsischen Ministeriums fiir Erndhrung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz (APB 2021-Streube-
sitz) sind allen mit Wirkung vom 1. 1. 2021 abzuschlieflenden
Pachtvertrdgen zugrunde zu legen. Eine Umstellung von lau-
fenden Vertrdgen auf die aktuellen APB ist nicht erforderlich,
sofern ihnen die Regelungen der APB des RdErl. des ML vom
12. 10. 2012 (Nds. MBL. S. 1063), gedndert durch RdErl. des
ML vom 30. 5. 2018 (Nds. MBLI. S. 502), zugrunde liegen.

Die APB 2021 (Anlage 1) und die APB 2021-Streubesitz
(Anlage 2) sind auch im Internet unter www.arl-lw.nieder-
sachsen.de und dort unter ,,Grundbesitz und Stiftungen” ein-
gestellt.

Dieser RdErl. tritt am 1. 1. 2021 in Kraft und mit Ablauf des
31. 12. 2025 aufler Kraft.

An die

Amter fir regionale Landesentwicklung
Nachrichtlich:

An die

Anstalt Niedersdchsische Landesforsten
Klosterkammer Hannover

— Nds. MBI. Nr. 1/2021 S. 34



Allgemeine Pachtbedingungen
fur die Domanen
des Landes Niedersachsen
vom 01.01.2021
(APB 2021)
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Allgemeines

Diese Allgemeinen Pachtbedingungen gelten fir Domanen und Teildomanen des Landes Nieder-
sachsen; aus Vereinfachungsgriinden wird nachstehend nur der Begriff "Doméne" verwandt. So-
fern diese Allgemeinen Pachtbedingungen oder der fir jedes Pachtobjekt abzuschlieRende
Pachtvertrag nichts anderes bestimmen, finden die gesetzlichen Vorschriften tiber das landwirt-
schaftliche Pachtrecht Anwendung (§§ 585 ff BGB).

Die Pachterin oder der Pachter hat bei der Bewirtschaftung der Domane alle einschlagigen
Rechtsvorschriften, insbesondere die des Natur- und Umweltschutzes, zu beachten.

Die Vertretung des Verpachters (Land Niedersachsen) gegenuber der Pachterin oder dem Pach-
ter obliegt dem Niedersachsischen Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz. Dieses wird durch die jeweils Grundbesitz verwaltende Dienststelle vertreten.

Pachtsache

Verpachtet sind die im Pachtvertrag angegebenen Grundstlicke mit ihnren Bestandteilen (§§ 93,
94, 96 BGB), soweit nicht in den Nrn. 2.2 bis 2.6 etwas anderes bestimmt ist.

Der Umfang des mitverpachteten Baubestandes ergibt sich aus dem Baubestandsbuch oder aus
einem dem Pachtvertrag beigefugten Bauverzeichnis. Dem Verpachter gehérende Zubehorstlcke
sind mitverpachtet.

Soweit sich die Rechte, die mit dem Eigentum an den Pachtgrundstiicken verbunden sind, auf
andere landeseigene Grundstlcke erstrecken, sind sie nur mitverpachtet, wenn dies im Pachtver-
trag bestimmt ist.

Die Ausiibung des Jagdrechts auf den Pachtgrundstlicken ist, unbeschadet der Nr. 12, durch den
Vertrag uber die Verpachtung der Domane nicht mitverpachtet.

Die Auslibung der Fischerei auf den Pachtgrundstiicken wird, soweit sie dem Verpachter zusteht,
mitverpachtet. Naheres regelt Nr. 13.

Auf eine nahere Beschreibung der Pachtsache (§ 585 b BGB) wird grundsatzlich verzichtet. Pro-
duktions- und Lieferrechte sowie Rechtsanspriiche aus 6ffentlichen Einkommensubertragungen,
die mit der Pachtsache verbunden sind, beschreibt der Pachtvertrag.

Lebendes und totes Inventar

Die Pachterin oder der Pachter hat das zur ordnungsmafigen Nutzung der Pachtsache erforderli-
che lebende und tote Inventar, soweit im Pachtvertrag keine andere Regelung getroffen ist, selbst
zu beschaffen und wahrend der Pachtzeit in gutem Zustand zu halten.

Gewadbhrleistung

Die Pachterin oder der Pachter Gibernimmt die Pachtsache ohne Gewahr des Verpachters fir ih-
ren Zustand. Der Verpachter leistet fur Beschaffenheit, Nutzungsart und Ertragsfahigkeit der
Pachtgegensténde unter Ausschluss der der Pachterin oder dem Pachter in § 586 Absatz 2 BGB
gewahrten Befugnisse nur soweit Gewahr, als dies in den Nrn. 4.2 bis 4.5 oder im Pachtvertrag
vereinbart ist. Der Anspruch auf Schadens- und Aufwendungsersatz bleibt vom Gewahrleistungs-
ausschluss ausgenommen. AulRer bei Verletzung von Leben, Kérper oder Gesundheit haftet der
Verpéchter nur fiir solche Schaden, die durch eine vorsatzliche oder grob fahrlassige Pflichtver-
letzung seines gesetzlichen Vertreters oder Vertreterin oder Erfullungsgehilfen entstanden sind.
Fehlt den Pachtgegenstanden eine Eigenschaft, deren Vorhandensein der Pachterin oder dem
Péachter im Pachtvertrag zugesichert worden ist oder féllt sie nachtraglich weg, so kann die Pach-
terin oder der Pachter lediglich Minderung des Pachtzinses beanspruchen.

Weicht die GroRe der Domane von der im Pachtvertrag angegebenen Flachengréfe ab, so kann
der benachteiligte Vertragsteil eine entsprechende Pachtzinsanderung nur verlangen, wenn die
Abweichung mehr als 2 v. H. betragt. Die nachtragliche Geltendmachung dieses Anspruches ist
auf das laufende und das vorausgegangene Pachtjahr beschrankt.

Grunddienstbarkeiten und beschrankt personliche Dienstbarkeiten, mit denen die verpachtete Do-
mane oder eine Teilflache von ihr belastet ist, muss die Pachterin oder der Pachter dulden. Hat
sie oder er sie nicht gekannt und waren sie auch nicht im Grundbuch eingetragen, so kann sie
oder er lediglich Minderung des Pachtzinses beanspruchen, wenn sie oder ihn die Dienstbarkei-
ten in der Bewirtschaftung der Pachtgrundstiicke beeintrachtigen.

Anspriiche auf Herstellung des ordnungsmaRigen Zustandes oder auf Ersatz von Schaden, die
sich auf die Bewirtschaftung oder Unterhaltung der Pachtgegenstande beziehen und die dem
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Verpachter gegen den Pachtvorganger gesetzlich oder vertragsmafig zustehen, tritt der Verpach-
ter an die Pachterin oder den Pachter ab, soweit dieser die Mangel bei der Ubergabe angezeigt
hat. Unter Ausschluss des § 586 Absatz 1 Satz 1 BGB Ubernimmt der Verpachter jedoch keine
eigene Haftung.

Pachtzeit

Die Pachtzeit richtet sich nach den Regelungen des Pachtvertrages. Im Regelfall betragt sie 18
Jahre. Bei Pachtzeiten unter 18 Jahren findet § 595 BGB Anwendung.

Eine Verlangerung der Pachtzeit bedarf der schriftlichen Erklarung der Vertragsschlieen-

den. § 594 Satze 2 bis 4 BGB finden keine Anwendung.

Uber eine Neuverpachtung oder Pachtverlangerung wird der Verpéachter in der Regel im drittletz-
ten Pachtjahr entscheiden.

Pachtzins und riickstidndige Forderungen

Der im Pachtvertrag vereinbarte Pachtzins (Nettopachtzins) ist fir jedes Pachtjahr in vier gleichen
Teilen im Voraus zum ersten Werktag eines Pachtvierteljahres zu zahlen. Die erste Teilzahlung
fiir das erste Pachtjahr ist vor der Ubergabe zu leisten.

Ruckstandige Forderungen des Verpéachters sind bei Stundung mit 2 Prozentpunkten und bei
Verzug mit 5 Prozentpunkten Gber dem jeweiligen Basiszinssatz (§ 247 BGB) zu verzinsen. Die
Geltendmachung eines weiteren Verzugsschadens bleibt unberihrt.

Die Pachterin oder der Pachter hat alle Zahlungen aus dem Pachtverhaltnis auf ihre oder seine
Kosten und Gefahr an die vom Verpachter benannte Stelle zu leisten.

Pachtnebenverbindlichkeiten, Lasten und Abgaben, Haftung

Die Pachterin oder der Pachter hat die gegenwartig und kiinftig auf den Pachtgrundstiicken ru-
henden oder dem Verpachter als Eigentimer der Pachtgrundstlicke auferlegten Steuern, Lasten
und Abgaben aller Art in ihrem jeweiligen Umfange zu tragen und, wenn der Verpachter deshalb
in Anspruch genommen wird, dem Verpachter die bezahlten Betrage zu erstatten, soweit nicht die
Nrn. 7.2 und 7.3 etwas anderes bestimmen. § 586 a BGB findet keine Anwendung.

Die Pachterin oder der Pachter hat die von ihr oder ihm zu leistenden Betrage auf seine Kosten
zu den Falligkeitstagen unmittelbar an die Berechtigte oder den Berechtigten zu zahlen, wenn der
Verpachter nicht etwas anderes verlangt. Die Pachterin oder der Pachter hat dem Verpachter die
Erflllung auf Verlangen nachzuweisen. Es ist Sache der Pachterin oder des Pachters, ggf. recht-
zeitig Rechtsmittel gegen die Inanspruchnahme einzulegen. Hieraus entstehende Kosten hat die
Pachterin oder der Pachter zu tragen. Soweit es erforderlich ist, wird ihr oder ihm der Verpachter
eine Vollmacht zur Wahrnehmung seines Rechtsmittels erteilen.

Vom Verpachter zu tragen sind nur:

die dem Verpéachter bei Kirchen-, Pfarr- und Kistereigebauden obliegenden Bauverpflichtungen,
soweit nicht im Pachtvertrag hiervon abweichende Vereinbarungen getroffen werden;

die offentlichen Abgaben und Lasten, die in Kapitalbeitragen fir einen bestimmten Bedarfsfall
erhoben werden. Die Pachterin oder der Pachter hat diese Beitrage mit einem vom Verpachter
festzusetzenden angemessenen Hundertsatz vom Tage der Zahlung durch den Verpachter an zu
verzinsen, soweit die Verwendung der Beitrage fiir die Domane Vorteile bringt;

die offentlichen Steuern, Abgaben und Lasten, die nicht auf den Pachtgrundstiicken ruhen,
sondern nach den maRRgebenden Vorschriften als auf das Vermogen des Verpachters gelegt
anzusehen sind.

Fir die Lastentragung im Verhaltnis zur Pachtvorgangerin oder zum Pachtvorganger und zum
Wirtschaftsnachfolger oder zur Wirtschaftsnachfolgerin gilt § 103 BGB; der mafRgebende Stichtag
ergibt sich aus Nr. 27.1 Satz 2.

Die Pachterin oder der Pachter haftet fiir den ordnungsmafigen Zustand der Grundstiicke und
der von ihr oder ihm zu unterhaltenden Anlagen, insbesondere fur die Verkehrssicherheit sowie
fur die Streu- und Reinigungspflicht. Sie oder er hat den Verpachter von allen Schadensersatzan-
spruchen freizustellen, die gegen den Verpachter aus einer Verletzung oder Nichterfullung dieser
Verpflichtungen hergeleitet werden kdnnen.
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Herausnahme, Zulegung und Inanspruchnahme von Grundstiicken fiir besondere
Zwecke

Der Verpéchter ist jederzeit berechtigt, Pachtgegenstdnde aus dem Pachtvertrag herauszu-
nehmen, die aufgrund gesetzlicher MaRnahmen oder aufgrund eines Verwaltungsaktes fir
offentliche Zwecke bendtigt werden. Neben einer anteiligen PachtermaRigung hat die Pachterin
oder der Pachter in diesem Fall einen Entschadigungsanspruch nach den geltenden Vorschriften,
u. a. nach den jeweils glltigen Entschadigungsrichtlinien Landwirtschaft, wonach der Pachterin
oder dem Pachter bei Entzug von Teilflachen flr 6ffentliche Zwecke eine Pachtaufhebungsent-
schadigung zusteht. Ein Entschadigungsanspruch gegen den Verpachter steht ihr oder ihm nicht
Zu.

Der Verpachter ist ferner berechtigt, zur Erfullung privatrechtlicher Verpflichtungen oder sonstiger
Zwecke Pachtgrundstlicke aus der Pacht herauszunehmen, jedoch nur in dem im Pachtvertrag
bestimmten Umfang. Neben einer anteiligen Pachtermafigung hat die Pachterin oder der Pachter
Anspruch auf Entschadigung des Aufwuchses, sofern die Grundstiicke im bestellten Zustand her-
ausgenommen werden. Baume und Straucher werden nicht entschadigt.

Entstehen der Pachterin oder dem Pachter durch die Herausgabe von Pachtgegenstanden in be-
sonderen Fallen erhebliche wirtschaftliche Nachteile, so kann der Verpachter - ohne eine rechtli-
che Verpflichtung hierfir anzuerkennen - eine besondere Entschadigung oder einen weiteren
dauernden oder einmaligen Pachtnachlass gewahren.

Der Verpéachter kann als Ersatz fur herausgegebene Pachtgrundstiicke unter Anrechnung auf die
gemafl Nrn. 8.2 und 8.3 zu gewahrende Entschadigung oder aus sonstigen Griinden der Pachte-
rin oder dem Pachter Grundstiicke zuweisen.

Sinkt durch die Herausgabe von Grundstiicken nach Nrn. 8.1 und 8.2 der Pachtzins unter

70 v. H. des vertraglichen Pachtzinses, so ist die Pachterin oder der Pachter berechtigt, das
Pachtverhaltnis mit einjahriger Frist zum Ablauf des nachsten Pachtjahres zu kiindigen. Der Ver-
pachter ist berechtigt, im Laufe der Pachtzeit ihm gehérende Flachen, die in wirtschaftlicher Nahe
der Domane liegen, zur Domanenpachtung zuzulegen, jedoch insgesamt nicht mehr als 30 v. H.
der im Vertrag genannten Pachtflache.

Die Pachterin oder der Pachter hat die Inanspruchnahme der Pachtsache durch Leitungen und
die Errichtung baulicher Anlagen zum Zwecke der Windenergiegewinnung, des Energietrans-
ports, des Funkverkehrs und dergleichen zu dulden. Der Ersatz von Flurschaden durch den Ge-
stattungsnehmer steht der Pachterin oder dem Pachter zu.

Fir Wirtschaftserschwernisse aufgrund der Anlage von entsprechenden oberirdischen Bauanla-
gen erhalt der Pachter eine einmalige Entschadigung. Sie betragt fir jedes Jahr der Restpacht-
dauer 1/36 der an den Verpachter gezahlten Entschadigung fur Wirtschaftserschwernisse. Die
Ubrigen Entschadigungen und Entgelte verbleiben in voller Hohe dem Verpachter. Weitere An-
spruche stehen der Pachterin oder dem Pachter gegen den Verpachter nicht zu.

Uberlassung der Nutzung, Unterverpachtung und Untervermietung

Die Pachterin oder der Pachter darf die Pachtsache nur mit vorheriger schriftlicher Einwilligung
des Verpéchters ganz oder teilweise unterverpachten oder sonst an Dritte iiberlassen. Die Uber-
lassung geringfiigiger Flachen aufgrund eines Arbeitsvertrages und die Uberlassung von Wohn-
raum an Mitarbeiter der Domane bedarf keiner Zustimmung.

Uberlasst die Pachterin oder der Pachter den Gebrauch oder die Nutzung von Pachtgegenstén-
den nach Nr. 9.1 Satz 2 oder 3 einem Anderen, so hat sie oder er dafuir zu sorgen, dass die ord-
nungsgemale Bewirtschaftung dieser Pachtgegenstande nach dem Pachtvertrag gewahrleistet
bleibt und ohne vorherige schriftliche Zustimmung des Verpachters keine baulichen Anlagen auf
den Pachtgrundstiicken errichtet oder verandert werden. § 589 Absatz 2 BGB bleibt unbertihrt.
Dem Verpachter steht eine angemessene Beteiligung an den Einnahmen aus Untervermietung
und Unterverpachtung zu.

Nutzung

Allgemeines

Die Domane ist als landwirtschaftlicher Betrieb nach den Grundsatzen der guten fachlichen Pra-
xis und den fortschreitenden Anforderungen der Zeit beispielgebend zu bewirtschaften. In diesem
Zusammenhang kénnen Sondervereinbarungen im Vertrag geschlossen werden.

Die Pachterin oder der Pachter darf die landwirtschaftliche Bestimmung oder die bisherige Nut-
zung der Pachtsache nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Verpachters andern. Hierzu
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gehoren insbesondere der Umbruch von Griinland und die Anlage von Dauerkulturen. § 590 Ab-
satz 2 BGB findet keine Anwendung.

Die Pachterin oder der Pachter hat die Bewirtschaftung selbst zu leiten und ihren oder seinen
Wohnsitz auf der Doméane zu nehmen. Ausnahmen bediirfen der Regelung im Pachtvertrag.

Die Pachterin oder der Pachter hat die Rechte des Verpachters hinsichtlich der Pachtsache zu
wahren und darliber zu wachen, dass die bestehenden Berechtigungen, insbesondere auch Pro-
duktions- und Lieferrechte sowie Rechtsanspriiche aus 6ffentlichen Einkommensiibertragungen
im Zusammenhang mit der Flachenbewirtschaftung der Domane beantragt, erhalten und gesi-
chert werden. Auch hat sie oder er nach Kraften alle den Pachtgegenstanden drohenden Scha-
den auf eigene Kosten abzuwenden und darauf zu achten, dass auf den Nachbargrundstiicken
oder an einem Wasserlauf, der fir die Domane von Bedeutung ist, keine unzulassigen Anlagen
hergestellt oder gehalten werden, die auf die Pachtgrundstiicke nachteilig einwirken kénnten. Die
hiernach notwendigen MaRnahmen hat die Pachterin oder der Pachter in Angelegenheiten von
geringerer Bedeutung auf eigene Kosten selbsténdig zu ergreifen, im Ubrigen hat sie oder er den
Verpachter unverzuglich zu verstandigen.

Zeigt sich in der Pachtzeit ein Mangel an den Pachtgegenstanden, oder wird eine Vorkehrung
gegen eine nicht vorhergesehene Gefahr erforderlich, so hat es die Pachterin oder der Pachter,
soweit sie oder er nicht selbst zur Abhilfe verpflichtet ist, dem Verpachter sofort anzuzeigen und
bei Gefahr im Verzuge auch die notwendigen Maflnahmen selbst zu treffen.

Kommt die Pachterin oder der Pachter einer Verpflichtung aus dem Pachtverhaltnis, insbeson-
dere der vom Verpachter fur notwendig erachteten Unterhaltungspflichten, nicht nach, so ist der
Verpachter unbeschadet seiner sonstigen Anspriiche nach angemessener Fristsetzung zur
Ersatzvornahme auf Kosten der Pachterin oder des Pachters berechtigt, ggf. unter Inanspruch-
nahme der Sicherheitsleistung (Nr. 20.1).

Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit

Im Rahmen der Bodenbewirtschaftung ist eine ausgewogene Humuswirtschaft anzustreben,

die Bodenerosionen entgegenwirkt, Erntertickstande sollen nach Moglichkeit auf den Pacht-
grundstiicken verbleiben. Ausnahmen bedirfen der vorherigen schriftlichen Zustimmung

des Verpachters.

Bei Ackerflachen ist die Fruchtfolge so zu gestalten, dass sie einer ordnungsgemafRen Landwirt-
schaft entspricht und insbesondere nicht zu einer Vermehrung von Nematoden oder anderen
Schaderregern fuhrt. Insbesondere durfen Ruben (Beta vulgaris L) und Kartoffeln nicht 6fter als
alle drei Jahre auf der gleichen Flache angebaut werden. Bei vertragswidrigem Anbau hat die
Pachterin oder der Pachter eine Vertragsstrafe bis zum Zehnfachen des Pachtzinses fiir die ver-
tragswidrig genutzte Flache zu zahlen. Die Geltendmachung von Schadensersatzanspriichen (z.
B. bei Verungrasung) bleibt vorbehalten.

Der Verpachter kann verlangen, dass die Pachterin oder der Pachter die landwirtschaftliche Nutz-
flache mindestens alle vier Jahre auf seine Kosten durch ein anerkanntes Institut auf ihren Kalk-
und Nahrstoffgehalt untersuchen lasst. Bei einer vermuteten Schadstoffbelastung des Bodens
kann der Verpachter eine solche Bodenuntersuchung auch ofter verlangen. Der Untersuchungs-
befund ist dem Verpachter unverziiglich vorzulegen.

Bei Aufbringung von Klarschlamm und &hnlichen Stoffen i. S. des jeweiligen Abfallrechtes hat die
Pachterin oder der Pachter die vorherige schriftliche Zustimmung des Verpachters einzuholen
und regelmaRig den Nachweis gegenuber dem Verpachter zu flihren, dass die Stoffe den fir sie
bestehenden Bestimmungen entsprechen (Unbedenklichkeitsnachweis). Das Aufbringen von
Klarschlamm und &hnlichen Stoffen in Naturschutzgebieten und flachenhaften Naturdenkmalern
ist grundsatzlich nicht zugelassen. Evtl. weitere notwendige Regelungen bleiben dem Pachtver-
trag vorbehalten.

Die Pachterin oder der Pachter hat auf Verlangen des Verpachters die GAP-Antragsunterlagen
des aktuellen Agrarantrages vorzulegen.
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Natur-, Kultur- und Baudenkmaler, Landschaftspflege

Die auf den Pachtgrundstiicken vorhandenen Natur-, Kultur- und Baudenkmaler hat die Pachterin
oder der Pachter nach den gesetzlichen Bestimmungen und innerhalb ihrer oder seiner Bauunter-
haltungspflicht (Nr. 14) zu schitzen und zu erhalten. Von vor- und frilhgeschichtlichen Funden
hat sie oder er dem Verpachter sofort Mitteilung zu machen und bis auf weitere Anordnung daftr
zu sorgen, dass die Funde vor Zerstérung gesichert werden. Die gesetzlichen Anzeigepflichten
des Niedersachsischen Ausfuhrungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG)
und des Niedersachsischen Denkmalschutzgesetzes (DSchG) bleiben unberihrt.

Die Pachterin oder der Pachter hat die Erfordernisse der Landschaftspflege und des Naturschut-
zes, insbesondere die Naturschutzprogramme des Landes, zu bericksichtigen und an einer bei-
spielgebenden Landschaftsgestaltung mitzuwirken. Fir die Anlage von Flachen zur Starkung des
Naturhaushalts konnen vom Verpachter entsprechend Nr. 8.2 Grundstlicke in vertretbarem Um-
fang in Anspruch genommen werden. Etwaige zuséatzliche Erfordernisse sowie die Finanzierung
solcher Vorhaben bleiben einer gesonderten Vereinbarung vorbehalten. Fir die Erhaltung und
Pflege gilt Nr. 11 entsprechend.

Baumbestand

Der Péachterin oder dem Pachter obliegt die Erhaltung und Pflege der auf den Pachtgrundstiicken
vorhandenen Baume, Hecken, Straucher und Gartengewachse. Die sich durch hohes Alter, scho-
nen Wuchs oder Seltenheitswert auszeichnenden Einzelbdume, Alleebdume und Baumgruppen
hat die Pachterin oder der Pachter besonders zu pflegen.

Zur Entfernung der in Nr. 11.1 aufgefihrten Baume, Hecken, Straducher und Gartengewachse

ist die Pachterin oder der Pachter nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Verpachters
berechtigt. Dies gilt nicht bei abgestorbenen Gewachsen oder bei Malnahmen zur Pflege oder
Forderung eines naturnahen Gehdlzbestandes oder bei Gefahr im Verzuge.

Uberschiisse beim Nutzholzverkauf sind nach Abzug der Einschlagskosten an den Verpachter
abzufiihren. Ubersteigen die Einschlagskosten den méglichen Erlés, so hat die Péchterin oder
der Pachter keinen Anspruch auf Erstattung des Unterschiedsbetrages. Bei Eigenverbrauch
durch die Pachterin oder den Pachter erfolgt die Abrechnung sinngemaR. Holz, das nach den
Grundsatzen ordnungsmafiger Forstwirtschaft nicht als Nutzholz zu gelten hat, wird der Pachte-
rin oder dem Pachter unentgeltlich Gberlassen.

Abgangige oder beseitigte Baume und Straucher hat die Pachterin oder der Pachter laufend auf
ihre oder seine Kosten zu erganzen, sofern der Verpachter nicht auf einen Ersatz verzichtet.

Fur Parkanlagen, Obstbdume oder sonstige Baume kénnen im Pachtvertrag besondere Verein-
barungen getroffen werden.

GroRere Neuanpflanzungen bleiben einer gesonderten Vereinbarung zwischen Pachterin oder
Pachter und Verpachter vorbehalten.

Jagd

Soweit die Flachen der Domane einen Eigenjagdbezirk bilden, wird der Verpachter diesen im Re-
gelfall der Pachterin oder dem Pachter zu einem angemessenen Jagdpachtzins verpachten,
wenn nicht gesetzliche Hinderungsgriinde bestehen.

Soweit die Flachen der Doméne oder Teilflachen zu einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk geho-
ren oder einem anderen Jagdbezirk angegliedert sind, hat die Pachterin oder der Pachter die
Rechte und Pflichten des Grundeigentiimers (Verpachters) wahrzunehmen. Der Jagdnutzungser-
trag ist an den Verpachter abzufihren, sofern nicht eine andere vertragliche Vereinbarung getrof-
fen wird. Anspriiche auf Ersatz von Wildschaden hat die Pachterin oder der Pachter unmittelbar
geltend zu machen.

Der Ersatz des Wildschadens richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen.

Fischerei

Die zu den Pachtgrundstiicken gehérenden Fischgewasser, in denen der Pachterin oder dem
Pachter die Austibung der Fischerei mitverpachtet ist (Nr. 2.5), hat die Pachterin oder der Pachter
nach den Regeln einer ordnungsmafigen Fischwirtschaft zu befischen und zu pflegen. Die Pflich-
ten, die dem Verpachter gegeniiber einer Fischereigenossenschaft obliegen, hat die Pachterin
oder der Pachter zu erfillen.
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Unterhaltung baulicher Anlagen

Die Pachterin oder der Pachter hat alle zur Pachtsache gehérenden Gebaude und sonstigen bau-
lichen Anlagen und Einrichtungen aller Art einschlieRlich Zubehor - auch soweit sie wahrend der
Pachtzeit hinzukommen - ordnungsgemaf zu unterhalten; dies gilt auch fir die baulichen Anla-
gen und Einrichtungen der Pachterin oder des Pachters.

Die Unterhaltungspflicht umfasst - Uber § 586 Abs. 1 Satz 2 BGB hinausgehend - die Erhal-

tung und, wenn nétig, die Wiederherstellung eines guten Zustandes, der den gesetzlichen

und technischen Anforderungen sowie den Unfallverhitungsvorschriften entsprechen muss.

Die Pachterin oder der Pachter hat auler den Schonheitsreparaturen und den gewdéhnlichen
Ausbesserungen auch alle diejenigen baulichen Anderungen, Ergénzungen und Erneuerungen
im Rahmen der Unterhaltungspflicht auf ihre oder seine Kosten durchzufihren, die zur Sicherung
des Bestandes erforderlich sind. Hiervon ausgenommen sind die vom Verpachter als abgangig
anerkannten baulichen Anlagen und Einrichtungen.

Werden nach Auffassung des Verpachters an unter Denkmalschutz stehenden, fiir eine Be-
wirtschaftung nicht erforderlichen Gebauden, Gebaudeteilen, baulichen Anlagen und Einrich-
tungen solche Bauunterhaltungsarbeiten notwendig, die einen unverhaltnismalig hohen Kosten-
aufwand erfordern und deshalb fur die Pachterin oder den Pachter im Rahmen ihrer oder seiner
Unterhaltungspflicht nicht oder nicht in vollem Umfang zumutbar sind, so beteiligt sich der Ver-
pachter an diesen Kosten nach seinem Ermessen.

Die Unterhaltungspflicht der Pachterin oder des Pachters entfallt, soweit der Verpachter sie oder
ihn von einer weiteren Unterhaltung bestimmter Bauten, baulicher Anlagen oder Einrichtungen
schriftlich ganz oder teilweise befreit. Dies gilt auch fur Baulichkeiten, die ohne Verschulden der
Pachterin oder des Pachters zerstort oder so stark beschadigt worden sind, dass nach dem Er-
messen des Verpachters eine Ausbesserung unwirtschaftlich ware.

Die Pachterin oder der Pachter hat Forderungen des Verpachters bezuglich des Umfanges und
der Durchfihrung der Bauunterhaltungsarbeiten zu erflillen. Kommt sie oder er diesen nicht nach,
so wird der Verpachter gema Nr. 10.1.6 handeln. Will die Pachterin oder der Pachter bei Bauun-
terhaltungsmafRnahmen, die Nutzungsmaoglichkeiten des Gebaudes andern, so ist hierfir die vor-
herige schriftliche Zustimmung des Verpachters erforderlich. § 590 Absatz 2 BGB findet keine An-
wendung.

Die Pachterin oder der Pachter hat dem Verpachter die Betrage nachzuweisen, die sie oder er in
den einzelnen Pachtjahren fur die Bauunterhaltung aufgewendet hat.

Die Unterhaltung und Erneuerung technischer Einrichtungen und Anlagen sowie die Bauunter-
haltung aus Sicht der Denkmalpflege besonders wertvoller Gebaude, baulicher Anlagen und Ein-
richtungen bleiben ggf. einer besonderen Regelung vorbehalten.

Bauten des Verpachters

Die Pachterin oder der Pachter hat gegen den Verpachter keinen Anspruch auf Veranderung vor-
handener, Herstellung neuer oder Ersatz abgangig gewordener Bauten, baulicher Anlagen oder
Einrichtungen.

Fihrt der Verpachter auf Antrag oder mit Einverstandnis der Pachterin oder des Pachters Bau-
mafRnahmen durch, so bleibt die Beteiligung der Pachterin oder des Pachters an den Kosten ei-
ner besonderen Vereinbarung vorbehalten.

Im Rahmen dieser Vereinbarung sind auch Regelungen fiir die Ermittlung des Restwertes der
Kostenbeteiligung der Pachterin oder des Pachters bei Pachtende zu treffen. Offentliche Zuwen-
dungen, die die Pachterin oder der Pachter im Rahmen der Agrarforderung erhalt, sind hierbei
angemessen zu bericksichtigen.

Die Pachterin oder der Pachter hat alle baulichen MaRnahmen des Verpachters zu dulden, die
dieser fur nétig halt, um einen gesetzlich vorgeschriebenen Zustand der Domane zu schaffen. Bei
solchen Baumalfinahmen, die der Verpachter ohne Einverstandnis der Pachterin oder des Pach-
ters ausfihrt, hat die Pachterin oder der Pachter abweichend von § 588 BGB die vom Verpachter
aufgewendeten Baukosten von der Fertigstellung bis zum Pachtende mit einem vom Verpachter
festgesetzten angemessenen Satz zu verzinsen. Die Zinsen sind mit den jeweiligen Pachtzins-
zahlungen fallig. Bei Baumafinahmen im ausschlieRlichen Interesse des Denkmalschutzes kann
die Pachterin oder der Pachter von einer Beteiligung an den Baukosten freigestellt werden.

Im Rahmen von BaumaRnahmen kénnen Eigenleistungen durch die Pachterin oder den Pachter
erbracht werden. Uber Art und Umfang entscheidet der Verpachter. Der Wert der Eigenleistungen
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wird durch die Staatliche Bauverwaltung festgesetzt und auf den Barkostenanteil der Pachterin
oder des Pachters an der BaumalRnahme angerechnet.

Bei Brandschaden fihrt der Verpachter die zur Wiederherstellung oder zur Errichtung eines
Ersatzbaues betriebswirtschaftlich notwendigen BaumaRRnahmen durch. An etwaigen Mehr-
kosten gegenlber der Brandentschadigungssumme hat sich die P&achterin oder der Pachter ent-
sprechend zu beteiligen.

Die Pachterin oder der Pachter ist verpflichtet, die von dem Verpachter auf der Domane gelager-
ten Baustoffe und Baugerate in ihre oder seine Obhut zu nehmen. Verletzt die Pachterin oder der
Pachter diese Obhutspflicht vorsatzlich oder grob fahrlassig, so haftet sie oder er dem Verpachter
fur den entstandenen Schaden. Fur Wirtschaftserschwernisse und sonstige Nachteile, die der
Pachterin oder dem Pachter im Zusammenhang mit Bauausfiihrungen auf der Domane erwach-
sen, hat sie oder er gegeniiber dem Verpachter keinen Anspruch auf Entschadigung.

Die Pachterin oder der Pachter hat keinen Anspruch auf Baustoffe, die beim Abbruch oder Um-
bau mitverpachteter Baulichkeiten anfallen. Werden solche Baustoffe vom Verpachter auf der Do-
méane wiederverwendet oder werden andere Baustoffe aus der Doméane entnommen, so bleibt ihr
Wert bei der Berechnung des Baukostenbetrages, an dem sich die Pachterin oder der Pachter zu
beteiligen hat, auer Ansatz. Verwertbare Reste von zerstoérten oder abgangig gewordenen Bau-
lichkeiten hat die Pachterin oder der Pachter fir eine baldige Wiederverwendung vor Verderb und
Entnahme nach Kraften zu schutzen.

Hat die Pachterin oder der Pachter Barkostenbeitrdge zu Baumaflinahmen zu leisten, so sind
diese nach dem Baufortschritt innerhalb von 14 Tagen nach Aufforderung an die vom Verpachter
jeweils zu benennende Stelle kostenfrei zu entrichten. Wird anstelle des Barkostenbeitrages aus-
nahmsweise eine Verzinsung des Pachteranteils vereinbart, so sind diese Zinsen vom jeweiligen
Zahlungstag fiir die Bauaufwendungen an bis zum Pachtablauf zu leisten. Die Zinszahlungen
werden jeweils mit den Pachtzinszahlungen fallig.

Hat sich der verpachtete Baubestand wahrend der Pachtzeit infolge Zerstérung einer vom
Verpachter anerkannten Abgangigkeit oder durch dauernde Unbenutzbarkeit von Baulichkeiten

in dem fir die Bewirtschaftung der Domane notwendigen Umfang vermindert und stellt der Ver-
pachter den notwendigen Bestand binnen Jahresfrist nicht wieder her, kann die Pachterin oder
der Pachter eine PachtzinsermaRigung insoweit verlangen, als diese infolge der Verringerung des
Baubestandes als Gberhoht anzusehen ist. § 586 Absatz 2 BGB bleibt unbertuhrt.

Bauten der Pachterin oder des Pachters

Allgemeines

Fir BaumaRRnahmen der Pachterin oder des Pachters gelten die nachstehenden Bestimmungen.
§§ 590 Abs. 2, 591, 591 a und 591 b BGB finden insoweit keine Anwendung.

Die Pachterin oder der Pachter ist ohne vorherige schriftliche Zustimmung des Verpachters nicht
berechtigt, Bauten, bauliche Anlagen oder Einrichtungen auf der Domane herzustellen oder bauli-
che Anderungen vorzunehmen. Die Zustimmung hat die Pachterin oder der Pachter rechtzeitig
vor Beginn der Bauarbeiten unter Vorlage eines Entwurfs und eines Kostenvoranschlages sowie
einer Stellungnahme der zustandigen Stelle der Staatlichen Bauverwaltung zur ZweckmaRigkeit
und Unbedenklichkeit in technischer und sonstiger Hinsicht einzuholen.

Die Pachterin oder der Pachter hat dem Verpachter die Beendigung der Bauarbeiten schriftlich
anzuzeigen und dabei eine prifungsfahige Zusammenstellung der Kosten mit einer Stellung-
nahme der zustandigen Staatlichen Bauverwaltung zur einwandfreien Bauausfihrung und zur An-
gemessenheit der Baukosten einzureichen. Der Verpachter ist berechtigt, eine nach Nr. 16.2.1
erstellte Abnahmezusicherung bzw. Zustimmung zu widerrufen, wenn die Baumafnahme nicht
ordnungsgemal ausgefiihrt ist. Bei Widerruf der Abnahmezusicherung gelten die Nrn. 16.3.2 und
16.4 entsprechend.

BaumaBnahmen mit Abnahmezusicherung

Wird mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Verpachters eine BaumaRnahme gemaf

Nr. 16.1 von der Pachterin oder dem Pachter auerhalb seiner Unterhaltungspflicht (Nr. 14) aus-
gefuhrt, so kann der Verpachter der Pachterin oder dem Pachter gleichzeitig mit der Zustimmung
die entgeltliche Abnahme der Anlage bei Beendigung des Pachtverhaltnisses zusichern (pachter-
eigene Bauanlage mit Abnahmezusicherung), wenn

- die BaumaRnahme der Pachterin oder des Pachters fiir eine nach bewahrten Grundsatzen
durchgefiihrte Bewirtschaftung der Doméane nicht nur voriibergehend, sondern auch nach Pach-
tende noch notwendig und

- die Abnahme fiir die Entwicklung der Doméne von Vorteil ist.

Die Pachterin oder der Pachter darf Bauten, fur die ihr oder ihm die Abnahmezusicherung erteilt
ist, nicht entfernen.



16.2.3

16.2.4

16.3
16.3.1

16.3.2

16.4

16.5

17.

171
1711

17.1.2

17.1.3

17.2
17.2.1

17.2.2

17.2.3

Nds. MBI. Nr. 1/2021

10

Fir die Ermittlung des Abnahmeentgelts fir die Baumafnahme bei Pachtende ist vor Genehmi-
gung durch den Verpachter eine vertragliche Regelung mit der Pachterin oder dem Pachter zu
treffen. Hierbei sind die voraussichtliche wirtschaftliche Nutzungsdauer und evtl. 6ffentliche Zu-
wendungen aus der Agrarférderung angemessen zu bericksichtigen. Ein Zuriickbehaltungs- oder
Wegnahmerecht steht der Pachterin oder dem Pachter nicht zu.

Pachtereigene Bauten mit Abnahmezusicherung gelten, wenn sie mit dem Grundstuick fest
verbunden sind, als nicht nur zu voriibergehendem Zweck errichtet und sind mithin wesentliche
Bestandteile des Grundstlicks (§§ 93, 94 BGB). Bei Anerkennung der Baumafinahme kann etwas
anderes vereinbart werden. Eine Brandentschadigung ist zur Wiederherstellung der Anlage zu
verwenden, sofern der Verpachter und die Pachterin oder der Pachter nicht etwas anderes
vereinbaren.

BaumaBnahmen ohne Abnahmezusicherung

Ist eine BaumalRnahme gemaf Nr. 16.1 von der Pachterin oder dem Pachter auRerhalb seiner

Unterhaltungspflicht (Nr. 14) mit Zustimmung des Verpachters ausgefihrt worden und hat der

Verpachter eine Abnahmezusicherung nach Nr. 16.2 nicht gegeben (pachtereigene Bauanlage

ohne Abnahmezusicherung), so kann der Verpachter bei Pachtablauf

- die Bauanlage gegen ein mit der Pachterin oder dem Pachter zu vereinbarendes Entgelt selbst

Ubernehmen,

- es der Pachterin oder dem Pachter tberlassen, sich mit dem Wirtschaftsnachfolger wegen einer

Ubernahme der Bauanlage zu einigen oder

- verlangen, dass die Pachterin oder der Pachter die Bauanlage unter Wiederherstellung des

frheren Zustandes beseitigt.

Die Eigentumsverhaltnisse regeln sich nach den §§ 93 bis 95 BGB. Ein Bereicherungsanspruch

aus § 951 BGB steht der Pachterin oder dem Pachter nicht zu.

Nicht genehmigte BaumaBnahmen

- fur die keine schriftliche Zustimmung erteilt worden ist oder

bei denen die Abnahmezusicherung oder schriftliche Zustimmung aus wichtigem Grunde wider-
rufen worden ist;

- die nicht nach dem vorgelegten Entwurf oder nicht ordnungsmafig ausgefiihrt wurden, sind
auf Verlangen des Verpachters zu beseitigen. Die Pachterin oder der Pachter hat den friiheren

Zustand wiederherzustellen. Schadensersatzanspriiche des Verpachters bleiben unberihrt. Nr.

16.3.2 gilt entsprechend.

Kleinere Um- und Einbauten

Kleinere Um- und Einbauten in mitverpachteten Bauanlagen (Zeitwert) bis zu 10 v. H. des jahrli-
chen Pachtzinses hat die Pachterin oder der Pachter bei der Pachtriickgabe unentgeltlich zurtick-
zulassen, sofern nicht der Verpachter nach den Nrn. 16.3 und 16.4 die Beseitigung verlangt.

Meliorationsanlagen, Wasserlaufe und Griaben, Wasser- und Bodenverbénde,
Wege, Grenzzeichen und Vermessungen

Meliorationsanlagen

Die Pachterin oder der Pachter hat die Meliorationsanlagen ordnungsgemaf zu unterhalten.

Nr. 14 gilt entsprechend. § 590 b BGB findet keine Anwendung.

Die vom Verpachter wahrend der Dauer des Pachtvertrages fur Meliorationsanlagen aufgewen-
deten Kosten hat die Pachterin oder der Pachter angemessen zu verzinsen oder sich daran ein-
malig zu beteiligen. Die einmalige Pachterbeteiligung bzw. der Zinssatz bleiben einer besonderen
vertraglichen Vereinbarung vorbehalten.

Fir Meliorationsanlagen, die als pachtereigene Maflnahme durchgefiihrt werden sollen, gilt

Nr. 16 entsprechend.

Wasserlaufe und Graben

Die Pachterin oder der Pachter ist verpflichtet, die Wasserlaufe und Graben an den Pachtgrund-
stiicken zu unterhalten. Nr. 14 gilt entsprechend.

Die Pachterin oder der Pachter hat nach den Forderungen des Verpachters zusatzliche Neben-
graben innerhalb bestehender Entwasserungssysteme ohne Entschadigungsanspruch anzule-
gen, wenn dies im Rahmen einer ordnungsmafigen Wirtschaftsfihrung geboten ist. Die Pachte-
rin oder der Pachter hat die Anlage neuer Graben zu dulden, sofern der Verpachter sie zugunsten
seines benachbarten Grundbesitzes flr erforderlich halt.

Die Pachterin oder der Pachter hat, auch soweit ihm die Unterhaltung nicht obliegt, dafiir zu sor-
gen, dass die Ufer von Wasserlaufen und Graben nicht durch Weidevieh oder auf andere Weise
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beschadigt werden. Schaden, die infolge Verletzung dieser Verpflichtung entstanden sind, hat die
Pachterin oder der Pachter unverzuglich zu beseitigen und dabei Hinweise des Verpachters zu
befolgen; weitergehende Anspriiche des Verpachters bleiben unberihrt.

Wasser- und Bodenverbande

Gehort ein Grundstlick zu einem Wasser- oder Bodenverband, so ist das Kiindigungsrecht

der Pachterin oder des Pachters gemafl § 39 Absatz 2 Nr.1 Wasserverbandsgesetz (WVG) in der
jeweils gliltigen Fassung oder einer entsprechenden anderen Vorschrift ausgeschlossen.

Fir das Pachtobjekt zu leistende Verbandsbeitrdge oder sonstige Auslagen sind gemaf Nr. 7
von der Pachterin oder dem Pachter zu tragen.

Wege

Die Pachterin oder der Pachter hat die Wege der Domé&ne mit den zugehorigen Briicken, Durch-
lassen und Ubrigen Anlagen zu unterhalten; Nr. 14 gilt entsprechend.

Fur die Anlage von Wegen und Briicken oder deren Ausbau oder Erneuerung durch die Pachterin
oder den Pachter gilt Nr. 16 entsprechend.

Fihrt der Verpachter solche MaRnahmen durch oder wird er deshalb zu Kapitalbeitragen
herangezogen, so gilt Nr. 15 entsprechend. Die vom Verpachter angewendeten Kosten hat die
Pachterin oder der Pachter angemessen zu verzinsen oder sich daran einmalig zu beteiligen. Die
einmalige Pachterbeteiligung bzw. der Zinssatz bleiben einer besonderen vertraglichen Vereinba-
rung vorbehalten.

Die Pachterin oder der Pachter verpflichtet sich, Dritten den Ubergang und die Uberfahrt (iber die
Pachtflachen zu gestatten, soweit dieses nach dem Ermessen des Verpachters notwendig ist.
Uber ein eventuelles Entgelt entscheidet der Verpachter nach billigem Ermessen.

Grenzzeichen und Vermessungen

Die Pachterin oder der Pachter ist verpflichtet, auf ihre oder seine Kosten die Vermessungs- und
Grenzpunkte zu sichern, sie sichtbar zu erhalten und erforderlichenfalls ihre Ergédnzung zu veran-
lassen.

Sicherung gegen Feuer

Die Pachterin oder der Pachter hat die zur Verhitung von Feuergefahr erlassenen Rechtsvor-
schriften und Forderungen der Feuerversicherungsgesellschaft zu beachten. Sie oder er haftet
dem Verpachter fir alle Schaden, die durch Nichtbeachtung derartiger Bestimmungen entstehen.
Die Bereitstellung der erforderlichen Feuerléschkleingerate ist Sache der Pachterin oder des
Pachters. Sie verbleiben im Eigentum der Pachterin oder des Pachters. Halt der Verpachter es
fur notwendig, sonstige Feuerldschgerate zu beschaffen oder zu ersetzen, so hat der Pachterin
oder der Pachter die Halfte der Kosten zu tragen. Das Eigentum steht insoweit allein dem Ver-
pachter zu.

Die Pachterin oder der Pachter ist verpflichtet, auf Verlangen des Verpachters die elektrischen
Licht- und Kraftanlagen sowie die Blitzschutz- und Rundfunkanlagen auf ihre oder seine Kosten
durch einen anerkannten Sachverstandigen priifen zu lassen und der zustandigen Stelle der
Staatlichen Bauverwaltung eine Bescheinigung Uber das Ergebnis der Priifung vorzulegen.

Die Pachterin oder der Pachter hat daflir zu sorgen, dass Hoch- und AuRenantennen sachgemaf
angebracht und unterhalten werden. Sie oder er haftet fir alle durch die Antennenanlagen an den
Pachtgegenstanden entstehenden Schaden. Bei einer Entfernung der Anlage hat der Pachterin
oder der Pachter den vorherigen Zustand auf ihre oder seine Kosten wiederherzustellen. Dies gilt
auch, wenn bei Pachtablauf der Wirtschaftsnachfolger oder die Wirtschaftsnachfolgerin die An-
lage nicht Gbernehmen will.

Versicherungsschutz
Brandschadenversicherung durch den Verpachter

Die mitverpachteten und wahrend der Pachtzeit hinzukommenden Gebaude und baulichen
Anlagen werden vom Verpachter gegen Brandschaden versichert. Der Verpachter bestimmt nach
der wirtschaftlichen ZweckmafRigkeit im Einzelnen die zu versichernden Gebaude und baulichen
Anlagen (gleitender Neuwert, Zeitwert usw.), Dauer der Versicherung und das Versicherungsun-
ternehmen.

Die Versicherungsbeitrage und Nebenkosten hat der Pachterin oder der Pachter nach Anweisung
des Verpachters zu zahlen. Die Pachterin oder der Pachter haftet fir allen Schaden, der durch
nicht rechtzeitige Zahlung der Versicherungspramien entsteht.
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Die Pachterin oder der Pachter ist verpflichtet, den fir den Versicherungsfall geltenden allgemei-
nen Bestimmungen und den Versicherungsbedingungen des Versicherers gewissenhaft nachzu-
kommen. Die Pachterin oder der Pachter hat von jedem Versicherungsfall dem Versicherer, der
zustandigen Dienststelle der Staatlichen Bauverwaltung und der 6rtlich zustadndigen Polizeidienst-
stelle unverziglich Anzeige zu erstatten und gleichzeitig den Verpachter von dem Versicherungs-
fall in Kenntnis zu setzen. Die Pachterin oder der Pachter haftet dem Verpachter fir allen durch
eine verspatete Meldung verursachten Schaden.

Brandschadenversicherung durch die Pachterin oder den Pachter

Die Pachterin oder der Pachter ist verpflichtet, die pachtereigenen Bauanlagen mit Abnahmezusi-
cherung (Nr. 16.2) bei einem dem Verpachter genehmen Versicherungsunternehmen gegen
Brandschaden nach den fir die Gebaude des Verpachters geltenden Grundsatzen zu versichern
und wahrend der Pachtzeit versichert zu halten.

Die Pachterin oder der Pachter ist ferner verpflichtet, das gesamte lebende und tote Inventar, die
Ernte und die Vorrate bei einem Versicherungsunternehmen angemessen zu versichern.

Die Erflllung der Verpflichtungen aus den Nrn. 19.2.1 und 19.2.2 hat die Pachterin oder der
Pachter dem Verpachter auf Verlangen nachzuweisen.

Die Versicherungssumme fir die in den Nrn. 19.2.1 und 19.2.2 genannten Gegenstande

ist zur Behebung des Schadens zu verwenden, aulder wenn der Verpachter hierauf schriftlich
verzichtet hat.

Hagelversicherung

Die Pachterin oder der Pachter hat die Halmfriichte, die Ol- und Hulsenfriichte wahrend der
Pachtzeit auf ihre oder seine Kosten gegen Hagelschaden angemessen zu versichern, sofern der
Verpachter nicht schriftlich darauf verzichtet.

In die Versicherung seines Pachtvorgangers oder der Pachtvorgangerin, die bei Pachtbeginn fiir
das laufende Kalenderjahr besteht, hat die Pachterin oder der Pachter gegen Erstattung der be-
reits geleisteten Versicherungsbeitrage so einzutreten, dass ihm die Pachtvorgangerin oder der
Pachtvorganger ihre oder seine Anspriiche an den Versicherer abtritt, die Pachterin oder der
Pé&chter aber den etwa vor Ubergabe der Domane entstandenen Hagelschaden zu tragen

hat.

Ihre oder seine Anspriiche aus der beim Pachtablauf bestehenden Versicherung hat die Pachte-
rin oder der Pachter bei Riickgabe der Domane unter Aushandigung des Versicherungsscheines
gegen Erstattung der daflir gezahlten Versicherungsbeitrage an ihre oder seinen Wirtschafts-
nachfolger oder Nachfolgerin abzutreten. Die Abtretung ist so vorzunehmen, dass die von der
Pachterin oder dem Pachter ordnungsmaRig zu verfolgenden Anspriiche wegen eines vor der
Ruckgabe entstandenen Schadens gleichfalls auf den Wirtschaftsnachfolger oder die Nachfolge-
rin Ubergehen.

Sturmschadenversicherung

Eine Sturmschadenversicherung ist Sache der Pachterin oder des Pachters.

Fir die Beseitigung von Sturmschéaden findet Nr. 14 entsprechende Anwendung.
Gefahrgutversicherung

Werden besondere Gefahrguter gelagert, von denen Gefahrdungen fir den Boden und Wasser-
haushalt ausgehen kénnen, so sind entsprechende Risiken durch die Pachterin oder den Pachter
auf ihre oder seine Kosten angemessen zu versichern.

Haftpflichtversicherung

Die Pachterin oder der Pachter hat sich und die Domane oder Teildomane gegen Haftpflichtscha-
den angemessen zu versichern.

Sicherheitsleistung, Verschuldung

Sicherheitsleistung

Die Pachterin oder der Pachter hat einen Monat vor Beginn der Pachtperiode oder einen Monat
nach Unterzeichnung des Pachtvertrages dem Verpachter Sicherheit zu leisten. Zur Sicherheits-
leistung hat sie oder er einen Betrag in Hohe des bei Beginn der Pachtperiode festgelegten jahrli-
chen Pachtzinses als Sparguthaben bei einer Sparkasse oder Bank anzulegen, dem Verpachter
das jederzeitige alleinige Verfigungsrecht Uber das Sparguthaben einzurdumen und ihm das
Sparbuch zu tUbergeben. Der Verpachter wird die jahrlich aufgelaufenen Zinsen des Spargutha-
bens der Pachterin oder dem Pachter auf dessen Verlangen zur Verfiigung stellen, wenn die
Pachterin oder der Pachter die Sicherheitsleistung voll erflllt hat. Der Pachterin oder dem Pach-
ter bleibt es freigestellt, dem Verpachter eine Bankbirgschaft in gleicher Hohe zur Verfligung zu
stellen.
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Der Pachterin oder dem Pachter obliegende vertragliche Verpflichtungen (vgl. insbesondere Nrn.
10.1.6 und 14.5) kdnnen, wenn sie oder er in Verzug gerat, vom Verpachter auf Kosten der Pach-
terin oder des Pachters - ggf. unter Inanspruchnahme der Sicherheitsleistung - ausgefihrt wer-
den.

Der Verpachter ist berechtigt, sich wegen aller mit dem Pachtverhaltnis zusammenhangenden
falligen Forderungen gegen die Pachterin oder den Pachter aus der Sicherheit zu befriedigen.
Wird die Sicherheit in Anspruch genommen, so hat sie die Pachterin oder der Pachter innerhalb
eines Monats nach Mitteilung der erfolgten Inanspruchnahme wieder aufzufillen.

Die Sicherheit haftet auch nach Riickgabe der Pachtgegenstande solange, bis die Verbind-
lichkeiten der Pachterin oder des Pachters vom Verpachter als erfillt anerkannt worden sind.
Diese Verbindlichkeiten sollen binnen drei Monaten nach Beendigung des Pachtverhaltnisses ab-
gewickelt werden.

Verschuldung

Die Pachterin oder der Pachter hat dem Verpachter auf dessen Verlangen Auskunft Giber die Ver-
schuldung des Betriebes zu geben.

Ubersteigt der Schuldenstand des Betriebes am Ende des Wirtschaftsjahres das Zehnfache

des Jahrespachtzinses (vgl. Nr. 6.1), so ist die Pachterin oder der Pachter von sich aus verpflich-
tet, den Verpachter unverziglich davon in Kenntnis zu setzen.

Forderungen gegen den Verpachter

Die im Laufe eines Pachtjahres entstandenen Anspriiche der Pachterin oder des Pachters gegen
den Verpéachter kdnnen nur geltend gemacht werden, wenn sie innerhalb der ersten sechs Mo-
nate des folgenden Pachtjahres beim Verpachter schriftlich angemeldet worden sind.

Der Pachterin oder dem Pachter stehen Anspriiche auf Erstattung von Aufwendungen, die sie
oder er zum Vorteil der Domane gemacht hat nur zu, wenn dies im Pachtvertrag vereinbart oder
vom Verpachter vor Ausflihrung der Aufwendungen schriftlich zugesichert worden ist. §§ 590 b
und 591 BGB finden keine Anwendung.

Die Pachterin oder der Pachter kann gegen den Pachtzins und alle anderen Forderungen des
Verpéachters aus dem Pachtverhaltnis nur mit Forderungen aufrechnen (§ 387 BGB), die vom
Verpéchter schriftlich anerkannt worden sind oder Uber die die Pachterin oder der Pachter einen
mindestens vorlaufig vollstreckbaren Titel erlangt hat.

Das gesetzliche Pfandrecht des § 583 BGB steht der Pachterin oder dem Pachter nicht zu.

Buchfiihrung, Bestandsunterlagen

Die Pachterin oder der Pachter ist zur ordnungsgemafen Buchfihrung verpflichtet. Der Verpach-
ter kann verlangen, dass sich die Pachterin oder der Pachter einer anerkannten landwirtschaftli-
chen Buchstelle anschlieRt.
Die Pachterin oder der Pachter hat laufende Aufzeichnungen zu fihren Gber
- die jahrliche Bestellung der landwirtschaftlich genutzten Flache,
- die Feld- und Naturalwirtschaft (Diingung, Aussaat, Ernteergebnisse, Viehbestand und

dessen Leistungen),
- die Produktions- und Lieferrechte,
- Rechtsanspriiche aus 6ffentlichen Einkommensubertragungen fiir die Pachtflachen
- die bestehenden Versicherungsvertrage,
- die Unterverpachtungen und Untervermietungen sowie die entsprechenden Einnahmen.
Der Verpachter ist berechtigt, in die in Nr. 22.2 genannten Aufzeichnungen sowie in die Aufzeich-
nungen uber die Betriebsaufwendungen Einsicht zu nehmen und sich Ausztige oder Ablichtun-
gen daraus kostenlos fertigen zu lassen.
Bewirtschaftet die Pachterin oder der Pachter aul’er der Domane noch andere selbstandige Be-
triebe, so sind die Biicher liber die Domane getrennt zu fiihren. Uber Landereien, die von ihr oder
ihm aufRer der Doméne bewirtschaftet werden, hat die Pachterin oder der Pachter Auskunft zu
geben.
Alle die Pachtgegenstande betreffenden Unterlagen, insbesondere Vertrage, Karten, Zeichnun-
gen, Baubestandsbucher, Bodenuntersuchungsergebnisse und dgl. hat die Pachterin oder der
Pachter sorgfaltig aufzubewahren, dem Verpachter jederzeit auf Verlangen vorzuzeigen und bei
Pachtende vollstandig zurtickzugeben.
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Besichtigung

Die Pachterin oder der Pachter hat den Beauftragten des Verpachters jederzeit die Besichtigung
der Domane und seines oder ihres gesamten Wirtschaftsbetriebes zu gestatten und Auskunft
hiertiber zu geben.

Steht der Ablauf des Pachtverhaltnisses bevor, so hat die Pachterin oder der Pachter die Besich-
tigung der Pachtgegenstande durch Pacht- oder Kaufbewerber oder Bewerberinnen oder ihre Be-
auftragten, die ihr oder ihm vom Verpachter bezeichnet werden, zuzulassen.

Vertretung des Verpéchters durch die Pachterin oder den Pachter, Geschiftsver-
kehr

Die Pachterin oder der Pachter ist verpflichtet, den Verpachter auf Verlangen in allen die Pacht-
gegenstande betreffenden 6ffentlichen und privaten Angelegenheiten unentgeltlich und ohne
Kostenentschadigung zu vertreten. Auf Verlangen des Verpachters ist die Pachterin oder der
Pachter zur Vertretung nach Satz 1 auch in Angelegenheiten verpflichtet, die den benachbarten
Besitz des Verpachters betreffen.

Schriftliche Anfragen des Verpachters hat die Pachterin oder der Pachter binnen einer angemes-
senen Frist sachgemaf und portofrei zu beantworten. Kommt sie oder er dieser Verpflichtung
trotz Mahnung nicht nach, so ist der Verpachter befugt, Vertragsstrafen bis zu 500,00 Euro anzu-
drohen und sie nach fruchtlosem Ablauf der dabei gesetzten Frist festzusetzen. Androhung und
Festsetzung der Vertragsstrafe kdnnen, wenn nétig, fir denselben Fall mehrmals wiederholt wer-
den.

Ist die Domane an mehrere Pachter oder Pachterinnen verpachtet, so ist dem Verpachter schrift-
lich ein Pachter oder eine Pachterin zu benennen, mit der oder dem der Verpachter in allen Ange-
legenheiten so verhandeln kann, dass die Erklarungen dieses Pachters oder der Pachterin fir
alle Pachter oder Pachterinnen verbindlich sind. Empfangsbediirftige Willenserklarungen des Ver-
pachters werden gegenuber samtlichen Pachtern oder Pachterinnen in dem Zeitpunkt wirksam,

in welchem sie dem benannten Pachter oder Pachterin zugehen. Ist die Domane an eine juristi-
sche Person verpachtet, so hat diese dem Verpachter schriftlich einen bevollmachtigten Vertreter
oder eine Vertreterin zu benennen.

Tod der Pachterin oder des Pachters

Stirbt die Pachterin oder der Pachter vor Ablauf des Pachtvertrages, so kann der Verpachter den
Pachtvertrag abweichend von den Vorschriften des § 594 d Absatz 2 BGB mit sechsmonatiger
Frist zum Ablauf des auf den Todestag folgenden Pachtjahres kiindigen. Doch besteht kein Kiin-
digungsrecht, wenn sich der Ehegatte oder die Ehegattin oder ein Abkdmmling des verstorbenen
Pachters oder der verstorbenen Pachterin zur Fortsetzung des Pachtverhaltnisses bereit erklart
und bis zum Ablauf der ersten vier Monate des auf den Todestag der Pachterin oder des Pach-
ters folgenden Pachtjahres dem Verpachter nachweist, dass

sie oder er zur alleinigen Ubernahme der Pacht berechtigt ist,

sie oder er persdnlich geeignet ist und die fachlichen Voraussetzungen zur Bewirtschaftung der
Domane erfillt,

ihr oder ihm das zur Ubernahme der Domane und zur Fortfiihrung der Wirtschaft notwendige Ei-
genvermdgen zur Verfigung steht und

das vorhandene lebende und tote Inventar in ihr oder sein Eigentum Ubergegangen ist und der
Nr. 3 entspricht.

Der Verpachter wird die Voraussetzung nach Nr. 25.1.2 Uber die fachliche Eignung auch dann
als gegeben ansehen, wenn die Ehegattin oder der Ehegatte oder Abkbmmling zur Bewirtschaf-
tung der Domane nicht oder nicht voll geeignet ist, sich jedoch verpflichtet, die Doméane von ei-
nem dem Verpachter genehmen Wirtschaftsleiter oder Wirtschaftsleiterin verwalten zu lassen und
den Wirtschaftsleiter oder die Wirtschaftsleiterin auf Verlangen des Verpachters durch einen an-
deren zu ersetzen.

Beim Tode eines von mehreren Mitpachtern oder Mitpachterinnen gilt Nr. 25.1 entsprechend.
Dem, der oder den uberlebenden Mitpachtern oder Mitpachterinnen stehen die gleichen Befug-
nisse zu, wie sie in Nr. 25.1 dem Uberlebenden Ehegatten oder der Uberlebenden Ehegattin oder
Abkémmling zugebilligt sind.

Bewirtschaftet die oder der zur Fortfilhrung des Pachtverhaltnisses nach den Nrn. 25.1 und 25.2
Berechtigte einen anderen landwirtschaftlichen Betrieb, so kann der Verpachter verlangen, dass
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sie oder er die Bewirtschaftung dieses Betriebes in angemessener Frist zu angemessenen Bedin-
gungen einem oder einer Anderen Uberlasst.

Vorzeitige Kiindigung

Der Verpachter ist zur fristlosen Kiindigung des Pachtvertrages berechtigt, wenn die Pachterin
oder der Pachter

Uber ihre oder seine fiir die Begriindung des Pachtverhaltnisses wesentlichen persénlichen Ver-
héltnisse, insbesondere Uber ihr oder sein Vermdgen, falsche Angaben gemacht hat,

ihre oder seine vertraglichen Verpflichtungen, insbesondere aus den Nrn. 10, 14, 17, 19.1, 19.2,
20 oder 22 erheblich verletzt und binnen einer angemessenen Frist die gertiigten Mangel in we-
sentlichen Punkten nicht beseitigt hat bzw. den Forderungen des Verpachters nicht nachkommt,
ihre oder seine Zahlungen eingestellt hat, tUber ihr oder sein Vermdgen das Insolvenzverfahren
eroffnet ist, Inventarstiicke, Vorrate oder Einklinfte der Pachterin oder des Pachters aus den
Pachtgegenstanden gepfandet sind oder eine Zwangsvollstreckung gegen sie oder ihn fruchtlos
verlaufen ist,

wegen einer Straftat zu mehr als einem Jahr Freiheitsstrafe rechtskraftig verurteilt worden ist.

Die im Gesetz festgelegten Kiindigungsgriinde und die Ubrigen Anspriiche des Verpachters
bleiben unberihrt.

In allen Fallen, in denen der Verpachter zur fristlosen Kiindigung berechtigt ist, kann er die
Klndigung auch zum Ende des laufenden oder folgenden Pachtjahres aussprechen.

Ist die Domane an mehrere Personen als Mitpachter verpachtet, so steht dem Verpachter

das Kundigungsrecht nach den Nr. 26.1 und 26.2 samtlichen Pachtern gegenuber zu, wenn

der Kundigungsgrund auch nur bei einem der Pachter oder Pachterinnen vorliegt. Der Verpachter
wird jedoch die gegentiber einem anderen Mitpachter oder Mitpachterin ausgesprochene Kindi-
gung zuriicknehmen, wenn dieser oder diese binnen drei Monaten seit der Kiindigung nachweist,
dass sie oder er die Voraussetzungen der Nrn. 25.1.1 bis 25.1.4 erfillt.

Die Kiindigung bedarf der Schriftform. Sie soll durch eingeschriebenen Brief gegen Riickschein
oder schriftliche Empfangsbestatigung tibermittelt werden.

Die Pachterin oder der Pachter kann geman § 594 ¢ BGB das Pachtverhaltnis wegen Berufsunfa-
higkeit vorzeitig kiindigen.

Ubergabe und Riickgabe, Arbeits- und Anbauvertrige, Produktions- und Pri-
mienrechte

Der Verpachter kann bei Beginn bzw. Ende des Pachtverhéltnisses die Ubergabe bzw. Riickgabe
bis zu vier Wochen vor oder nach Beginn bzw. Ende der Pachtzeit durchflihren, ohne dass die
Pachterin oder der Pachter hieraus Anspriiche gegen den Verpachter herleiten kann. Fir die Ab-
rechnung ist auch in diesen Fallen der vertragsmafige Zeitpunkt des Beginns und der Beendi-
gung des Pachtverhaltnisses maf3gebend.

Soweit es der Verpachter fiir erforderlich hélt, leitet er die Ubergabe und Riickgabe. Er kann
Streitigkeiten zwischen den daran Beteiligten - unbeschadet des Rechtsweges, der den Beteilig-
ten offen steht - vorlaufig dahin regeln, dass die Ubergabe und Riickgabe einstweilen zu Ende
gefuhrt und der Wirtschaftsnachfolger oder die Wirtschaftsnachfolgerin in den Besitz der Pachtge-
genstande gesetzt wird. Schadensersatzanspriiche kdnnen wegen einer solchen vorlaufigen Re-
gelung gegen den Verpéachter nicht geltend gemacht werden.

Uber die gesetzlichen Vorschriften hinaus verpflichtet sich die Pachterin oder der Pachter, alles
zu tun, um bei Pachtbeginn und Pachtablauf eine voribergehende Ertragsminderung zu vermei-
den und eine reibungslose Fortflihrung der Wirtschaft zu ermdglichen. Die Bestellungs- und Diin-
geplane fir die letzten drei Pachtjahre sind bei der Riickgabe der Domane dem Wirtschaftsnach-
folger oder Nachfolgerin zu Gibergeben. Im letzten Pachtjahr hat die Pachterin oder der Pachter
auf Verlangen des Verpachters dem Wirtschaftsnachfolger oder der Nachfolgerin zu gestatten,
von der Ackerbestellung und Diingung Kenntnis zu nehmen; auf Verlangen des Verpachters hat
die Pachterin oder der Pachter ferner zuzulassen, dass Bestellungsarbeiten und Diingung, zu de-
ren Vornahme die Pachterin oder der Pachter nicht in der Lage ist, ganz oder teilweise vom Wirt-
schaftsnachfolger oder Nachfolgerin auf dessen oder deren Kosten ausgefiihrt werden.

Die Pachterin oder der Pachter hat dem Pachtvorganger oder der Pachtvorgangerin die Kosten
fir die Bodenuntersuchungen zur Halfte zu erstatten, die diese oder dieser in den beiden letzten
Pachtjahren auf Verlangen des Verpachters aufgewendet hat.

Die P&chterin oder der Pachter ist verpflichtet, bei Ubergabe der Pachtgegensténde die Verpflich-
tungen zu erfullen, die der Verpachter, insbesondere wegen des Feldinventars, des lebenden und
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des toten Inventars, des Baumbestandes sowie wegen der Abnahme von Anlagen nach den Nrn.
16 und 17 dem Pachtvorganger oder der Vorgangerin gegeniber zu erflllen hat, soweit nicht der
Verpachter die Befriedigung der Anspriiche selbst Gbernimmt. Die Pachterin oder der Pachter
entlasst den Verpachter aus der Schuldverbindlichkeit wegen aller Anspriiche, die ihr oder ihm
gegen den Verpachter bei der Pachtriickgabe zustehen und deren Erfillung der Wirtschaftsnach-
folger oder die Wirtschaftsnachfolgerin Ubernimmt.

Wegen der Anspriiche, die dem Verpachter wegen nicht ordnungsmafigen Zustandes der
Pachtgegenstande gegen den Pachtvorganger oder die Pachtvorgéngerin zustehen, wird auf

Nr. 4.5 verwiesen.

Die Pachterin oder der Pachter tritt in die bei Pachtbeginn mit den Arbeitnehmern bestehenden
Arbeitsvertrage sowie auf Verlangen des Verpachters in die Anbauvertrage Uber die heranwach-
sende Ernte ein. Die Arbeitsvertrage sind, wenn nicht vom Wirtschaftsnachfolger oder von der
Wirtschaftsnachfolgerin rechtzeitig etwas anderes verlangt wird, so zu schliel3en, dass sie beim
vertraglich vereinbarten Pachtende auf unbestimmte Zeit laufen; Abweichungen von der gesetzli-
chen, tarifvertraglichen oder tblichen Kiindigungsfrist diirfen nicht vereinbart werden.

Beihilfen, Produktions- und Lieferrechte

Die Pachterin oder der Pachter verpflichtet sich, mit den Pachtgrundstiicken verbundene Produk-
tions- und Lieferrechte, sowie bewirtschaftungsbezogene oder betriebsindividuelle Zahlungsan-
spriche oder vergleichbare Rechte zur Einkommensibertragung im Rahmen der EU-Agrarpolitik
bei Beendigung des Pachtverhaltnisses auf den Verpachter, oder nach dessen Entscheidung, auf
eine oder einen von ihm benannte Dritte oder benannten Dritten zu tUbertragen, soweit gesetzli-
che Regelungen dem nicht entgegenstehen oder der Verpachter im Einzelfall ausdriicklich darauf
verzichtet.

Hat die Pachterin oder der Pachter entsprechende Rechte fur die Doméane erworben, erhalt sie
oder er eine Entschadigung in H6he des Verkehrswertes dieser Rechte, durch den Verpachter
oder einen Nachfolgebewirtschafter oder eine Nachfolgebewirtschafterin, sofern ein Ubernah-
meinteresse im Hinblick auf die Erhaltung der Rentabilitdt der Domane besteht oder aufgrund
rechtlicher Vorgaben eine Trennung dieser Rechte von der Pachtsache nicht méglich ist.

Einzelheiten der Riickgabe

Zustand der Domaéne bei der Riickgabe

Die Pachterin oder der Pachter hat die Domane nach Beendigung der Pacht in dem Zustand zu-
rickzugeben, der einer wahrend der Pachtzeit bis zur Riickgabe fortgesetzten ordnungsmafligen
Bewirtschaftung entspricht.

Danach hat die Pachterin oder der Pachter insbesondere auf den landwirtschaftlich genutzten
Flachen alle notwendigen MaRnahmen durchzufiuhren, die nach den Grundsatzen der guten fach-
lichen Praxis fur die Nachfolgebewirtschaftung erforderlich sind.

Fir die noch aufstehende Ernte hat die Pachterin oder der Pachter, wenn nach den Grundsatzen

ordnungsmabiger Wirtschaftsfuhrung bestellt ist, flir angemessene Aufwendungen, abweichend

von § 596 a BGB, Anspruch auf folgende Vergitungen:

- Die Bestellungs- und Pflegearbeiten einschlief3lich der Ausbringungskosten fur Pflanzenschutz
werden mit 75 v. H. der Gestehungskosten vergutet

- Kosten fiir Saatgut, Handelsdiinger und, Pflanzenschutzmittel, werden zu 100 v. H. vergiitet.
Bei Dauerkulturen wird der Restwert der Anlage vergutet.

Wenn die von der Pachterin oder dem Pachter bei der Riickgewahr bestellt zu Gibergebenden
Ackerflachen durch Witterungseinfliisse, Schadlinge oder andere dem Pachter nicht zur Last fal-
lende Ereignisse - auf3er Hagel - eine Minderernte erwarten lassen, so hat die Pachterin oder der
Pachter dem Verpachter dies rechtzeitig anzuzeigen und auf Verlangen nach dessen Weisungen
die Flachen nachzubestellen. In diesem Falle werden der Pachterin oder dem Pachter die Nach-
bestellungs- und Pflegearbeiten und das aufgewendete Saatgut der Nachbestellung nach

Nr. 28.1.3 zuséatzlich vergutet.

Mitverpachtete Fischteiche sind mit einem wirtschaftlich vollstandigen Besatz zuriickzugeben.
Die Erfullung dieser Verpflichtung wird durch Ausfischen der Teiche im Herbst nach Ablauf der
Pachtzeit unter Beiladung des friiheren Pachters oder der friiheren Pachterin festgestellt. Der
Pachterin oder dem Pachter sind die nachgewiesenen Kosten fur die Beschaffung des Besatzes
im Rahmen des Angemessenen zu erstatten.

Fir zuriickgelassene, von der Pachterin oder dem Pachter wahrend der Pachtzeit angepflanzte
Gewachse gemal Nr. 11 steht ihr oder ihm kein Vergltungsanspruch zu.
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Zuriicklassen von Erzeugnissen

Die Pachterin oder der Pachter hat von den landwirtschaftlichen Erzeugnissen so viel zurtickzu-
lassen, wie zur Fortfiihrung der Wirtschaft bis zur nédchsten Ernte erforderlich ist. Ob die Pachte-
rin oder der Pachter bei Antritt der Pacht solche Erzeugnisse ibernommen hat, ist unbeachtlich
(§ 596 b Absatz 1 BGB);

Fir zurickgelassene landwirtschaftliche Erzeugnisse, die zur Fortfihrung der Bewirtschaftung
erforderlich sind, hat die Pachterin oder der Pachter Anspruch auf Ersatz des Marktwertes.

Feststellungen durch Schatzungsausschuss

Der Umfang der nach den Nrn. 27 und 28 bestehenden Forderungen der Pachterin oder des
Pachters und des Verpachters einschliel3lich geltend gemachter Entschadigungsanspriiche oder
Mangelabzlige wird, soweit sich die Vertragsteile nicht einigen, durch einen Schatzungsaus-
schuss ermittelt.

Abweichender Zeitpunkt der Riickgabe

Wird die Domane im Laufe eines Pachtjahres zuriickgegeben, so sind die Nrn. 28.1 und 28.3
sinngemaf anzuwenden; dabei ist auf das Ende des Pachtjahres voranschlagsmafig voraus-
zurechnen oder auf den Beginn des Pachtjahres zurlickzurechnen, wenn dieser naher liegt.
Wie sich die sinngemafle Anwendung im Einzelnen auswirkt, wird, wenn nétig, durch den
Schatzungsausschuss ermittelt.

Schatzungsausschuss

Der Schatzungsausschuss setzt sich aus je einem von jedem Vertragsteil als Schatzer oder
Schatzerin benannten Sachverstandigen oder benannte Sachverstandige und einem von diesem
oder dieser auszuwahlenden Obmann oder Obfrau zusammen. Alle Mitglieder des Schatzungs-
ausschusses mussen vereidigte landwirtschaftliche Sachverstandige sein. Soweit dem Wirt-
schaftsnachfolger oder der Wirtschaftsnachfolgerin Forderungen des Verpachters gegen die
Pachterin oder den Pachter abgetreten worden sind (Nr. 4.5) oder soweit sie oder er die Erflllung
von Verbindlichkeiten des Verpachters gegenuber der Pachterin oder dem Pachter Ubernommen
hat (Nr. 27) gilt der Wirtschaftsnachfolger oder die Wirtschaftsnachfolgerin als Vertragspartei. Im
Einvernehmen der Vertragsparteien kann der Obmann oder die Obfrau allein statt des Schat-
zungsausschusses tatig werden. Die Schatzer oder Schatzerinnen und der Obmann oder die Ob-
frau kdnnen fur einzelne Begutachtungen besondere Sachverstandige ohne Stimmrecht zuzie-
hen. Jede Vertragspartei kann Personen als Schatzer oder Schatzerin und als Obmann oder Ob-
frau ablehnen, die nach § 1032 ZPO als Schiedsrichter oder Schiedsrichterin abgelehnt werden
kdnnen.

Will eine Vertragspartei den Schatzungsausschuss anrufen, so hat sie der anderen Vertrags-
partei einen Schatzer oder eine Schatzerin schriftlich zu benennen mit der Aufforderung, binnen
zwei Wochen den anderen Schatzer oder die andere Schatzerin anzugeben. Benennt die andere
Vertragspartei nicht fristgemaf eine Schéatzerin oder einen Schéatzer, so wird diese oder dieser
auf Antrag durch die Landwirtschaftskammer bestimmt. Kommt zwischen den Schatzern binnen
zwei Wochen keine Einigung lber die Person des Obmanns oder der Obfrau zustande, so be-
stellt die zustandige Landwirtschaftskammer auf Antrag eines Vertragspartners den Obmann oder
die Obfrau.

Geschatzt wird nach billigem Ermessen. Wenn die Schatzer oder Schatzerinnen sich nicht eini-
gen, ist das Gutachten der Obfrau oder des Obmanns entscheidend. Besteht eine amtliche oder
allgemein anerkannte Schatzungsordnung, so soll der Schatzungsausschuss sie seiner Tatigkeit
zugrunde legen.

Jede Vertragspartei tragt die Kosten des von ihr oder an ihrer Stelle von der Landwirtschafts-
kammer benannten Schatzerin oder Schatzers und der von dieser oder diesem etwa zugezoge-
nen besonderer oder besonderen Sachverstandigen; die ibrigen Kosten des Schatzungsaus-
schusses tragen die beteiligten Vertragsparteien je zur Halfte.

Formvorschriften

Alle das Pachtverhaltnis betreffenden Vereinbarungen und Erklarungen sind nur in schriftlicher
Form rechtswirksam.

Der Verpachter kann 6ffentliche Beglaubigung der Unterschriften verlangen; die hierbei entste-
henden Kosten tragt die Pachterin oder der Pachter.

Herausgeber: Niedersachsisches Ministerium fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Calenberger Stralle 2,
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Anlage 2

Allgemeine Pachtbedingungen fur landeseigene
Einzelgrundstiicke im Geschaftsbereich

des Niedersachsischen Ministeriums fur Ernahrung, Land-
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wirtschaft und Verbraucherschutz

vom 01.01.2021
- APB 2021 - Streubesitz -

Pachtsache, Pachtzeit, Pachtjahr

Verpachtet sind die im Pachtvertrag bezeichneten Grundstiicke. Vertragsdauer und Pachtjahr rich-
ten sich nach dem Pachtvertrag.

Auf eine nahere Beschreibung der Pachtsache (§ 585 b BGB) wird grundsatzlich verzichtet. Pro-
duktions- und Lieferrechte, sowie evtl. Rechtsanspriche aus 6ffentlichen Einkommenstibertragun-
gen, die mit der Pachtsache verbunden sind, beschreibt der Pachtvertrag.

Die Jagd und die Fischerei auf den Pachtgrundstuiicken ist nicht Gegenstand des Pachtvertrages.
Ausschluss von Gewahrleistungs- und anderen Anspriichen des Pachters

Die Pachterin oder der Pachter ibernimmt die Grundstiicke ohne Gewahr des Verpachters fiir ihren
Zustand, ihre Grofte und Beschaffenheit. Insoweit entfallt jede Haftung des Verpachters fiir Sach-
und Rechtsmangel der Pachtsache (§ 586 Absatz 2 BGB). Die Pachterin oder der Pachter tragt
alle mit der Bewirtschaftung verbundenen Gefahren. Soweit nicht die Voraussetzungen des § 593
BGB vorliegen, verzichtet er auf jeden Pachtnachlass, insbesondere wegen etwaigen Uferab-
bruchs, wegen Verschlechterung des Bestandes oder Nutzungsstérung durch Naturereignisse, z.
B. Hochwasser oder Seuchen. Der Anspruch auf Schadens- und Aufwendungsersatz bleibt vom
Gewahrleistungsausschluss ausgenommen. Aul3er bei der Verletzung von Leben, Kérper oder Ge-
sundheit haftet der Verpachter nur fur solche Schaden, die durch eine vorsatzliche oder grob fahr-
Iassige Pflichtverletzung seines gesetzlichen Vertreters oder Erfiillungsgehilfen entstanden sind.

Die Pachterin oder der Pachter hat alle dinglichen und vertraglichen Rechte Dritter an den Grund-
stiicken zu dulden, die bei Vertragsabschluss bestehen, auch wenn sie ihr oder ihm nicht ausdriick-
lich bekannt gemacht worden sind. Das gleiche gilt fiir Rechte Dritter, die nach Beginn des Pacht-
verhaltnisses zur Anlage von Versorgungsleitungen (Strom, Gas, Wasser usw.) oder fiir ahnliche
Zwecke (z. B. Windenergieanlagen) begriindet werden. Wird die vertragsmafige Nutzung des
Pachtgrundstiickes durch Rechte Dritter, die erst nach Beginn des Pachtverhaltnisses entstanden
sind, wesentlich eingeschrankt, so ist die Geltendmachung etwaiger gegen Dritte zu richtender
Anspriiche Sache des Pachters.

Die Pachterin oder der Pachter verzichtet auf Ersatz von Wild- und Jagdschaden durch den Ver-
pachter, Anspriiche gegen Dritte bleiben unberthrt.

Ubergabe und Auseinandersetzung mit dem Pachtvorginger

Die Grundstiicke gelten bei Pachtbeginn als Gibergeben. Die Pachterin oder der Pachter kann eine
Einweisung an Ort und Stelle nur verlangen, wenn sie oder er das bei Pachtbeginn unverziiglich
beantragt hat.

Der Verpachter tritt der Pachterin oder dem Pachter seine gesetzlichen und vertraglichen Anspri-
che gegen die oder den abziehende Pachterin oder Pachter auf Ersatz von Schaden und ordnungs-
mafige Herrichtung der Pachtsache ab. Die Pachterin oder der Pachter hat den Verpachter von
allen Ansprichen der oder des abziehenden Pachters oder Pachterin aus dem Pachtverhaltnis
freizustellen.
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Pachtzins

Betrag und Falligkeit des jahrlichen Pachtzinses regeln sich nach dem Pachtvertrag. Die Aufrech-
nung des Pachtzinses mit einer vom Verpachter bestrittenen und noch nicht rechtskraftig festge-
stellten Gegenforderung wird ausgeschlossen.

Bei Verzug ist der Pachtzins mit 5 Prozentpunkten, im Falle der Stundung mit 2 Prozentpunkten
Uber dem Basiszinssatz gemal § 247 BGB zu verzinsen. Die Geltendmachung eines weiteren
Verzugsschadens bleibt unberuhrt.

Bewirtschaftung

Die Pachtgrundstiicke sind in der ibernommenen Kulturart als Acker, Wiese, Weide oder Garten
nach den Grundsatzen der guten fachlichen Praxis pfleglich zu bewirtschaften, es sei denn, dass
aus Grinden des Naturschutzes und der Landschaftspflege etwas anderes vereinbart ist. Eine
Anderung der landwirtschaftlichen Bestimmung der Pachtsache oder ihrer Nutzung (z. B. Umbruch
von Griinland in Acker, Anpflanzung von Obst- oder Nutzholz, Umbruch von Griinland mit dem
Ziele der Neuansaat) bedurfen der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Verpachters. Auf Ver-
langen des Verpachters sind Ackerflachen, die im Rahmen der Umsetzung der Agrarpolitik stillge-
legt oder anderweitig aus der Produktion genommen wurden, bei Pachtende als Ackerflache her-
zurichten.

Bei Ackerflachen ist die Fruchtfolge so zu gestalten, dass sie einer ordnungsgemafien Landwirt-
schaft entspricht und insbesondere nicht zu einer Vermehrung von Nematoden oder anderen Scha-
derregern fuhrt. Bei vertragswidrigem Anbau hat die Pachterin oder der Pachter eine Vertragsstrafe
bis zum Zehnfachen des Pachtzinses flr die vertragswidrig genutzte Flache zu zahlen. Die Gel-
tendmachung von Schadensersatzanspriichen (z. B. bei Verungrasung) bleibt vorbehalten.

Fir jedes Einzelgrundstuick kann der Verpachter auf Kosten der Pachterin oder des Pachters eine
Bodenuntersuchung durch ein anerkanntes Institut als Maf3gabe fiir Art und Umfang der Diingung
bzw. der Schadstoffbelastung des Bodens verlangen. Der Untersuchungsbefund ist unverziiglich
dem Verpachter zur Kenntnisnahme vorzulegen.

Sicherung des Pachtgegenstandes
Landwirtschaftliche Nutzflachen sind in ihrem Umfang zu erhalten.

Hecken, Straucher und Baume aller Art hat die Pachterin oder der Pachter bei der Bewirtschaftung
grundsatzlich zu schonen, aber regelmaRig zu pflegen. Sie dirfen nur mit schriftlicher Einwilligung
des Verpachters beseitigt werden. Auf der Pachtflache befindliche Gewasser, Rohrichte, Feldraine,
Trockenrasen, Wallhecken, Boschungen u. a. sind von einer Bewirtschaftung auszunehmen und
ihrer natirlichen Entwicklung zu tUberlassen unter Beriicksichtigung von Nr. 5.4.1.

Die Pachterin oder der Pachter haftet fir den ordnungsmafigen Zustand der Grundstticke und der
von ihm zu unterhaltenden Anlagen (Nr. 6.1), insbesondere fir die Verkehrssicherheit sowie fur die
Erfillung der Streu- und Reinigungspflicht. Sie oder er hat den Verpachter von allen Schadenser-
satzanspruchen freizustellen, die gegen den Verpachter aus seiner Verletzung oder Nichterfillung
dieser Verpflichtungen hergeleitet werden kénnen.

Die Pachterin oder der Pachter hat die Erfordernisse des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege, insbesondere die Naturschutzprogramme des Landes, zu berticksichtigen und an einer bei-
spielgebenden Landschaftsgestaltung mitzuwirken. Evtl. Einzelheiten und Bedingungen kénnen im
Pachtvertrag in Abweichung von Nrn. 5.1 und 5.2 besonders vereinbart werden.

Bei Aufbringung von Klarschlamm und ahnlichen Stoffen i. S. der Abfallgesetzgebung hat die Pach-
terin oder der Pachter die vorherige schriftliche Zustimmung des Verpachters einzuholen und re-
gelmafig den Nachweis gegeniiber dem Verpachter zu fiihren, dass die Stoffe den fiir sie beste-
henden Bestimmungen entsprechen (Unbedenklichkeitsnachweis). Das Aufbringen von Klar-
schlamm und ahnlichen Stoffeni. S. der Abfallgesetzgebung in Naturschutzgebieten, flachenhaften
Naturdenkmalen, Nationalparks und geschiitzten Landschaftsbestandteilen ist grundsatzlich ver-
boten. Evil. weitere notwendige Regelungen bleiben dem Pachtvertrag vorbehalten.

Die Pachterin oder der Pachter hat auf Verlangen des Verpachters die GAP-Antragsunterlagen des
aktuellen Agrarantrages vorzulegen.
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Graben, Wege und andere Anlagen

Zu den Pachtgrundstiicken gehérende Graben, Wege, Briicken, Uberfahrten, Durchlésse, Zaune
und Drananlagen sind von der Pachterin oder dem Pachter im ordnungsmafigen Zustand zu un-
terhalten. Neue Anlagen darf sie oder er nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Verpach-
ters errichten. Dies gilt auch fur die Durchfihrung von MeliorationsmafRnahmen. Regelungen tber
die Unterhaltspflicht solcher Anlagen, die mit anderen gemeinsam benutzt werden, bleiben dem
Pachtvertrag vorbehalten.

Die Pachterin oder der Pachter verpflichtet sich, Dritten den Ubergang oder die Uberfahrt (iber die
Pachtsache zu gestatten, soweit dieses nach dem Ermessen des Verpachters notwendig ist.

Errichtet der Verpachter wahrend der Pachtzeit auf den Pachtgrundstiicken Anlagen oder sonstige
Einrichtungen, die fir die Bewirtschaftung nitzlich sind, oder Iasst er solche Anlagen durch Was-
ser- und Bodenverbande oder andere Dritte errichten, so hat die Pachterin oder der Pachter das
zu dulden. Der Verpachter kann unbeschadet des § 588 BGB flir die Anlagen eine angemessene
Erhoéhung des Pachtzinses vom Zeitpunkt seiner Aufwendungen an verlangen.

Unterlassene Pflege- und UnterhaltungsmafRnahmen

Fihrt die Pachterin oder der Pachter MaRnahmen, die zur Pflege und Unterhaltung der Pacht-
grundsticke und ihrer Anlagen notwendig sind (Nrn. 5 und 6), trotz Mahnung nicht aus, so kann
sie der Verpachter — unbeschadet seiner sonstigen Rechte — auf Kosten der Pachterin oder des
Pachters selbst durchflihren lassen.

Unterverpachtung, Erhaltung des Besitzstandes

Die Pachterin oder der Pachter darf die Pachtgrundstiicke nur mit vorheriger schriftlicher Einwilli-
gung des Verpachters unterverpachten oder sonst an Dritte Uberlassen. Der vorherigen Einwilli-
gung bedirfen insbesondere der Pflugtausch und das Einbringen des Pachtgegenstandes in eine
Kapital- oder Personengesellschaft einschlieRlich der GbR.

Die Pachterin oder der Pachter hat daflir zu sorgen, dass die Pachtgrundstiicke in ihren Grenzen
nicht beeintrachtigt, von Unbefugten nicht benutzt und durch Anlagen auf Nachbargrundstiicken
nicht geschadigt werden, ggf. hat sie oder er den Verpachter unverziiglich von derartigen Stérun-
gen oder Schaden zu benachrichtigen.

Grundstiickslasten und Abgaben

Der Verpachter tragt die fir die Pachtgrundstiicke zu entrichtenden Steuern, Abgaben und sonsti-
gen offentlichen Lasten, sofern im Pachtvertrag nicht etwas anderes bestimmt ist. Die Beitrage zur
Berufsgenossenschaft sind von der Pachterin oder dem Pachter zu tragen.

Riickgabe der Pachtsache

Die Pachterin oder der Pachter hat die Pachtsache zum Ende des Pachtverhaltnisses in ordnungs-
gemalem Zustand (Nrn. 5 und 6) zuriickzugeben. Die Pachterin oder der Pachter verzichtet auf
seine Anspriiche aus §§ 590 b und 591 BGB. Sie oder er kann Ersatz fir Verwendungen nur ver-
langen, soweit das in dem Pachtvertrag vereinbart oder ihr oder ihm vor den Verwendungen vom
Verpachter schriftlich zugesagt ist.

Produktions- und Prédmienrechte

Die Pachterin oder der Pachter verpflichtet sich, mit den Pachtgrundstiicken verbundene Produk-
tions- und Lieferrechte, sowie bewirtschaftungsbezogene oder betriebsindividuelle Zahlungsan-
spruche oder vergleichbare Rechte zur Einkommensiibertragung im Rahmen der EU-Agrarpolitik
bei Beendigung des Pachtverhaltnisses auf den Verpachter, oder nach dessen Entscheidung, auf
eine oder einen von ihm benannte Dritte oder benannten Dritten zu ibertragen, soweit gesetzliche
Regelungen dem nicht entgegenstehen oder der Verpachter im Einzelfall ausdriicklich darauf ver-
zichtet.

Die Pachterin oder der Pachter ist verpflichtet, fir die Erhaltung der genannten Rechte wahrend
der Pachtlaufzeit zu sorgen und hierbei samtliche Zahlungsanspriiche gem. Nr. 10.2.1, die ihr oder
ihm im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung der Pachtflache zugeteilt werden kénnen, zu be-
antragen.
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10.2.4

10.2.5

1.

11.4.1

11.4.2

11.4.3

11.4.4
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Ist ein gesetzliches oder amtlich vorgeschriebenes Ubertragungsverfahren vorgeschrieben, sind
beide Vertragsparteien verpflichtet, an den erforderlichen MaRnahmen mitzuwirken.

Die Pachterin oder der Pachter bevollmachtigt den Verpachter unter Befreiung der Beschrankung
des § 181 BGB fiir sich bei Beendigung des Pachtverhaltnisses samtliche erforderlichen Auskiinfte
einzuholen, die notwendigen Erklarungen abzugeben und alle Antrége zu stellen, die zur Ubertra-
gung entsprechender Rechte von Nr. 10.2.1 auf den Verpachter oder Dritte notwendig sind.

Soweit gesetzliche Regelungen dem nicht entgegenstehen, erfolgt die Ubertragung unentgeltlich
und entschadigungslos. Weist der abziehende Pachter oder die abziehende Pachterin allerdings
nach, dass sie oder er Ausgaben fiir die Beschaffung entsprechender Rechte hatte, erhalt sie oder
er eine Entschadigung in Hohe des Verkehrswertes der entsprechenden Rechte bei Pachtende
durch den Verpachter oder einen Nachfolgebewirtschafter oder eine Nachfolgebewirtschafterin.
Gleiches gilt, wenn bei Pachtende mit dem Pachtgegenstand auch Zahlungsanspriiche zu Gbertra-
gen sind, die betriebsindividuelle, bewirtschaftungsbezogene Anteile enthalten.

Vorzeitige Kiindigung

Werden Pachtgrundstiicke fir 6ffentliche Zwecke bendtigt, fur die ihre Enteignung zulassig ware,
so kann der Verpachter den Pachtvertrag ohne Einhaltung einer Kindigungsfrist kiindigen. Der
Pachterin oder dem Pachter steht eine Entschadigung dafiir nur dann zu, wenn sie oder er sie auch
im Falle einer Enteignung verlangen kdnnte. Hat ein Dritter, der im Enteignungsverfahren entscha-
digungspflichtig sein wiirde, dem Verpachter gegentiber die Entschadigung der Pachterin oder des
Pachters ibernommen, so kann sich der Verpachter von seinen Verpflichtungen durch Abtretung
seiner Anspriiche an den Dritten befreien.

Bendtigt der Verpachter Pachtgrundstiicke fiir andere Bedurfnisse, die nicht bereits unter Nr. 11.1
fallen, oder will er die Grundstiicke verkaufen oder anderweitig Uber sie verfigen (z. B. Erbbau-
recht, NieBbrauch, Naturschutzzwecke), so kann er den Pachtvertrag jeweils zum Ende des lau-
fenden Pachtjahres mit einer Frist von drei Monaten vorzeitig kiindigen. Fur die herauszugebenden
Pachtgrundstiicke regelt sich die Entschadigung nach den bestehenden Vorschriften und vertrag-
lichen Vereinbarungen.

Wird ein Pachtvertrag nach Nrn. 11.1 oder 11.2 nur fir Teile der Pachtgrundstiicke gekiindigt, so
hat die Pachterin oder der Pachter fiir die herauszugebenden Grundstiicke Anspruch auf Erlass
des anteiligen Pachtzinses. Die Pachterin oder der Pachter kann das Pachtverhaltnis gleichzeitig
auch fir die Restgrundstiicke kiindigen, wenn ihr oder ihm wirtschaftlich die Fortsetzung nicht zu-
gemutet werden kann.

Der Verpéachter kann den Pachtvertrag — unbeschadet seiner sonstigen Anspriiche — ohne Einhal-
tung einer Kiindigungsfrist kiindigen, wenn

die Pachterin oder der Pachter die Pachtgrundstiicke nicht ordnungsgemaf bewirtschaftet;

die Pachterin oder der Pachter mit der Zahlung des Pachtzinses Uber drei Monate im Verzug ist;
die Pachterin oder der Pachter ihre oder seine vertraglichen Verpflichtungen aus den Nrn. 5.1, 5.2,
5.4, 6.1 und 8.1 erheblich verletzt, insbesondere mit der Abstellung geriigter Mangel in Verzug

gerat;

Uber das Vermogen der Pachterin oder des Pachters das Insolvenzverfahren eréffnet oder fruchtlos
in das Vermogen gepfandet ist.

In den Fallen der Nr. 11.4 haftet die Pachterin oder der Pachter dem Verpachter fir einen durch
die vorzeitige Kindigung etwa verursachten Pachtausfall sowie fir die Kosten der weiteren Ver-
pachtung.

Beim Tode der Pachterin oder des Pachters gilt § 594 d BGB.
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12. Vertretung des Verpachters

121 Die Vertretung des Verpachters (Land Niedersachsen) gegeniiber der Pachterin oder dem Pachter
obliegt dem Niedersachsischen Ministerium fir Erndhrung, Landwirtschaft, und Verbraucher-
schutz. Dieses wird vertreten durch die jeweils 6rtlich zustdndige Grundbesitz verwaltende Dienst-
stelle.

12.2  Die Beauftragten des Verpachters sind jederzeit befugt, die Pachtgrundstiicke zu betreten. Die
Pachterin oder der Pachter hat ihnen alle erforderlichen Auskunfte zu geben.

13. Pachtvertrag

Der Pachtvertrag, alle Nachtrage und zusatzlichen Vereinbarungen bedirfen der Schriftform.

Herausgeber: Niedersachsisches Ministerium fir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Calenberger Stralie 2,
30169 Hannover
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Offentliche Bekanntmachung
im Verfahren zur Anderung der LROP-VO;
Beteiligungsverfahren

Bek. d. ML v. 23. 12. 2020
— 303-20302/35-2-7 —

Bezug: Bek. v. 27. 11. 2019 (Nds. MBL. S. 1638)

Mit der Bezugsbekanntmachung zur Unterrichtung tber
die allgemeinen Planungsabsichten wurde 2019 ein Verfahren
zur Anderung des LROP, dem Raumordnungsplan fiir das ge-
samte Land Niedersachsen, eingeleitet. Inzwischen liegt ein
konkreter Planentwurf vor. Die Anderungen des LROP betref-
fen

— Abschnitt 2.1 ,Entwicklung der Siedlungsstruktur” (Fest-
legungen zu kulturellem Sachgut im besiedelten Bereich
durch Verweis auf Abschnitt 3.1.5),

— Abschnitt 3.1.1 ,Elemente und Funktionen des landes-
weiten Freiraumverbundes, Bodenschutz“ (Festlegung eines
Grundsatzes zur Reduzierung der Neuversiegelung, Strei-
chung einer Ausnahme von Vorranggebieten Torferhal-
tung, kleinrdumige Anderungen an Vorranggebieten Torf-
erhaltung im Marcardsmoor — Landkreis Aurich — und
Gnarrenburger Moor — Landkreis Rotenburg [Wiimme] —),

— Abschnitt 3.1.2 ,Natur und Landschaft (Aktualisierung
der Gebietskulisse der Vorranggebiete Biotopverbund),

— Abschnitt 3.1.3 ,Natura 2000“ (insbesondere Aktualisierung
der Gebietskulisse der Vorranggebiete Natura 2000 sowie
der Liste der kleinfldchigen Gebiete),

— Abschnitt 3.1.4 ,Entwicklung der Grofischutzgebiete” (neue
Festlegungen zur Sicherung des in Entstehung befindli-
chen UNESCO-Biosphirenreservats Dromling),

— die Einfiigung eines neuen Abschnitts 3.1.5 ,Kulturelles
Sachgut, Kulturlandschaften” (u. a. mit der Festlegung von
Vorranggebieten kulturelles Sachgut),

— Abschnitt 3.2.1 ,Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fischerei“
(Festlegung von Grundsitzen zum okologischen Landbau
und zum klimagerechten Waldumbau),

— Abschnitt 3.2.2 ,Rohstoffsicherung und Rohstoffgewinnung"
(insbesondere Streichung von Vorranggebieten Rohstoffge-
winnung der Rohstoffart Torf im Gnarrenburger Moor,
Landkreis Rotenburg [Wiimme], und im Hankhauser Moor,
Landkreis Ammerland, sowie Streichung der Festlegungen
zu einem integrierten Gebietsentwicklungskonzept fir das
Hankhauser Moor, Anderungen der Festlegungen zu Vor-
ranggebieten Rohstoffgewinnung der Rohstoffart Gips im
Landkreis Gottingen, Streichung der Vorranggebiete Roh-
stoffgewinnung der Rohstoffart Braunkohle im Landkreis
Helmstedt, zugleich Festlegung eines Vorranggebiets Roh-
stoffsicherung der Rohstoffart Braunkohle, Anderungen an
Festlegungen zu obertdgigen Anlagen fur tief liegende
Rohstoffe),

— Abschnitt 3.2.4 ,Wassermanagement, Wasserversorgung,
Kiisten- und Hochwasserschutz“ (Neufestlegung aller Vor-
ranggebiete Trinkwassergewinnung und Préizisierung von
deren Sicherungsfunktion),

— Abschnitt 4.1.1 ,Entwicklung der technischen Infrastruk-
tur, Logistik“ (Uberarbeitung der Vorranggebiete Giiterver-
kehrszentrum),

— Abschnitt 4.1.2 ,,Schienenverkehr, 6ffentlicher Personen-
nahverkehr, Fahrradverkehr” (insbesondere Uberarbeitung
einzelner Vorranggebiete Haupteisenbahnstrecke und Vor-
ranggebiete sonstige Eisenbahnstrecke),

— Abschnitt 4.1.4 ,,Schifffahrt, Hafen“ (insbesondere Anpas-
sung des Vorranggebiets Schifffahrt im Kiistenmeer und in
den Flussdstuaren von Ems, Weser, Hunte und Elbe, am
Elisabethfehnkanal und Leda sowie im Weserverlauf bzw.
an den Schleusenkanélen Drakenburg und Langwedel),

— die Neufassung des LROP-Abschnitts 4.2 ,Energie“ mit
Gliederung in die Abschnitte ,,4.2.1 Erneuerbare Energien
und Sektorkopplung” (mit Festlegungen zur Windenergie
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an Land und im Kistenmeer sowie zu anderen erneuerba-
ren Energien, insbesondere der Photovoltaik) sowie ,,4.2.2
Energieinfrastruktur und Sektorkopplung® (insbesondere
mit Festlegungen zu Gas-, Hoch- und Hochstspannungslei-
tungen bzw. zum Netzausbau, zu grofitechnischen Energie-
anlagen zur Energieerzeugung, -umwandlung und -spei-
cherung, zu Gas und Kavernen sowie zu Offshore-Netzan-
bindungen).

Ferner werden in Anlage 3 der LROP-VO Vorgaben fiir Dar-
stellungen in den Regionalen Raumordnungsprogrammen an-
gepasst (Planzeichen).

Im LROP-Anderungsverfahren wird gemi § 8 ROG eine
Umweltpriifung durchgefiihrt, die geméaf3 § 9 Abs. 4 ROGi. V. m.
den §§ 60 und 61 UVPG auch eine grenziiberschreitende Um-
weltprifung umfasst. Die voraussichtlichen erheblichen Um-
weltauswirkungen sind in einem Umweltbericht ermittelt,
beschrieben und bewertet worden. Der Umweltbericht stellt
nach einem allgemeinen einleitenden Teil diese voraussichtli-
chen Umweltauswirkungen jeweils abschnittsweise in Bezug
auf die einzelnen, o. g. Anderungen des LROP dar und bewer-
tet sie. Der Umweltbericht enthélt ferner einen separaten Ab-
schnitt zu etwaigen grenziiberschreitenden Umweltauswir-
kungen, Aussagen zur Methodik der Umweltpriiffung und
moéglichen Uberwachungsmafinahmen sowie eine allgemein-
verstidndliche Zusammenfassung.

In der LROP-Begriindung und insbesondere im Umweltbe-
richt finden sich insbesondere Angaben zu folgenden Arten
umweltbezogener Informationen:

— Menschen, einschlielich der menschlichen Gesundheit:
inklusive Wechselwirkungen z. B. beziiglich der Erholungs-
eignung von Landschaft oder der Einwirkungen von Schad-
stoffen,

— Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt: Auswirkun-
gen auf Artenvorkommen (insbesondere geschiitzter Arten)
und ihrer genetischen Vielfalt sowie auf Lebensrdume (Ha-
bitate),

— FFH-Vertréglichkeit: Priifung auf mogliche Beeintrdchti-
gungen von Natura 2000-Gebieten,

— Flache, Boden: Inanspruchnahme von Fldche, Beeintrach-
tigung schutzwiirdiger Boden,

— Wasser: Auswirkungen auf Oberflichen- und Grundwasser,

— Luft, Klima: Schadstoffemissionen, Mikroklima und loka-
les Klima, insbesondere Auswirkungen auf Kaltluftentste-
hungsgebiete und Frischluftbahnen, und globales Klima
(Treibhausgasemissionen),

— Landschaft: Landschaftsbild, Erholungseignung der Land-
schaft,

— Kulturgtiter und sonstige Sachgiiter: Auswirkungen auf
Denkmaler, historische Kulturlandschaften und histori-
sche Kulturlandschaftselemente und Inanspruchnahme
von Ressourcen, sowie

— die Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutz-
gitern und deren Umweltaspekten.

Der Offentlichkeit sowie den in ihren Belangen beriihrten
offentlichen Stellen wird Gelegenheit zur Stellungnahme ge-
geben. Hierfiir werden

— der Verordnungsentwurf fiir die textlichen und zeichneri-
schen Anderungen des LROP, bestehend aus

— dem Entwurf der Anderungsverordnung,

— Anlage 1 (Neufassung des Anhangs 2 zu Abschnitt 3.1.3
Ziffer 02 — Tabelle ,Kleinfldchige [...] Gebiete von ge-
meinschaftlicher Bedeutung und Europdische Vogel-
schutzgebiete"),
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— Anlage 2 (neuer Anhang 3 zu Abschnitt 3.1.4 Ziffer 03
— Karte ,,Sicherungsgebiet Biosphérenreservat Drom-
ling, Zonierung"),

— Anlage 3 (neuer Anhang 4 a zu Abschnitt 3.1.5 Ziffer 04
— Tabelle ,Kulturelles Sachgut; Historische Kulturland-
schaften [HK] und Landschaften mit herausragenden
Archdologischen Denkmalern [AD]“),

— Anlage 4 (neuer Anhang 4 b zu Abschnitt 3.1.5 Ziffer 04
— Karte ,,Kulturelles Sachgut; Historische Kulturland-
schaften [HK] und Landschaften mit herausragenden
Archiologischen Denkmaélern [AD]),

— Anlage 5 (Karte zur Darstellung von Anderungen des
Anhangs 6 a/vormals Anhang 4 a (zu Abschnitt 3.2.2
Ziffer 03 — , Vorranggebiete Rohstoffgewinnung fiir den
obertédgigen Gipsabbau im Landkreis Gottingen®),

— Anlage 6 (Karte zur Darstellung von Anderungen des
Anhangs 6 b/vormals Anhang 4 b zu Abschnitt 3.2.2
Ziffer 03 — ,Vorranggebiete Rohstoffgewinnung fiir
den obertigigen Gipsabbau im Landkreis Gottingen®),

— Anlage 7 (Neufassung des Anhangs 8/vormals Anhang 5,
jetzt zu Abschnitt 4.2.2 Ziffer 11 Satz 6 — Karte ,,An-
bindung der Anlagen zur Windenergienutzung auf See;
Begrenzungslinien zur Emstrasse®),

— Anlage 8 (Karte im Mafistab 1:500 000 zur Darstel-
lung der Anderungen der Anlage 2 der LROP-VO),

— Anlage 9 (Neufassung der in Anlage 3 Ziffer 04 der
LROP-VO enthaltenen Liste ,,Planzeichen fiir Regionale
Raumordnungsprogramme®),

— die zugehorige Begriindung (Teil A bis I),
— der Umweltbericht (Begriindung Teil J) sowie

— eine nachrichtliche Lesefassung der gednderten textlichen
Abschnitte des LROP

offentlich zu jedermanns Einsicht ausgelegt und im Internet
bereitgestellt.

Die o. g. Unterlagen konnen in der Zeit
vom 20. 1. bis einschlieflich 19. 2. 2021

im Rahmen des internetbasierten Beteiligungsverfahrens ganz-
tdgig unter der Adresse www.LROP-online.de und — vorbe-
haltlich der Zuginglichkeit — als gedruckte Exemplare wih-
rend der unten genannten Dienstzeiten bei den folgenden
Stellen von jedermann eingesehen werden:

— Niedersidchsisches Ministerium fiir Erndhrung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz, Dienstgebdude Calenberger
Esplanade 3, 30169 Hannover, Zimmer 02, 4. OG,

Einsichtmoglichkeit wie unten angegeben oder nach Ver-
einbarung, Tel.: 0511 120-8633;

— Amt fir regionale Landesentwicklung Braunschweig,
Friedrich-Wilhelm-Strafle 3, 38100 Braunschweig, Zim-
mer R 302/301, 3. OG,

Einsichtmoglichkeit wie unten angegeben oder nach Ver-
einbarung, Tel.: 0531 484-1045;

— Amt fir regionale Landesentwicklung Leine-Weser, Bahn-
hofsplatz 3—4, 31134 Hildesheim, Zimmer A-121,
Einsichtmoglichkeit wie unten angegeben oder nach Ver-
einbarung, Tel.: 05121 6970-184;

— Amt fir regionale Landesentwicklung Liineburg, Behorden-
zentrum, Auf der Hude 2, 21339 Liineburg, Zimmer 3.126 b,
Einsichtmoglichkeit wie unten angegeben oder nach Ver-
einbarung, Tel.: (04131) 15-1328;

— Amt fir regionale Landesentwicklung Weser-Ems, Theo-
dor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg (Oldenburg), Zim-
mer 216-217,

Einsichtmoglichkeit wie unten angegeben oder nach Ver-
einbarung, Tel.: (0441) 799-2318.

Die regelméafSigen Dienstzeiten sind:

montags bis donnerstags
in der Zeit von 9.00 bis 12.00 Uhr und
14.00 bis 15.30 Uhr sowie
freitags und an Tagen vor

gesetzlichen Feiertagen

in der Zeit von 9.00 bis 12.00 Uhr.

Aufgrund der aktuellen Lage der COVID-19-Pandemie kann
eine Einsichtnahme nur unter Einhaltung der jeweils gelten-
den Hygiene- und Abstandsmafinahmen erfolgen. Sollte eine
Einsichtnahme in einer der Auslegungsstellen gewiinscht sein,
wird gebeten — auch bei einer Einsichtnahme wéhrend der
iiblichen Dienstzeiten — vorab telefonisch einen Termin zur
Einsichtnahme unter der jeweils genannten Telefonnummer
zu vereinbaren. Bei Einsichtnahme in einer Behérde kann es
nach Mafigabe der zum jeweiligen Zeitpunkt geltenden Vor-
schriften tber infektionsschiitzende Mafinahmen gegen die
Ausbreitung des Corona-Virus erforderlich sein, den Namen
und die Kontaktdaten sowie Datum und Uhrzeit zu dokumen-
tieren, damit eine etwaige Infektionskette nachvollzogen wer-
den kann.

Soweit infolge der COVID-19-Pandemie behordliche Ausle-
gungsstellen vortibergehend fiir den Publikumsverkehr ge-
schlossen werden miissen oder aufgrund einer angeordneten
Ausgangssperre ein Zugang nicht moglich sein sollte, erfolgt
wihrenddessen die Offenlegung ausschliefflich im Internet
(§ 3 Abs. 1 PlanSiG). In einem solchen Fall konnen Personen,
denen kein Internetzugang zur Verfiigung steht, Unterlagen in
Papierform beim ML anfordern.

Stellungnahmen zum Verordnungsentwurf nebst Anlagen,
zur Begriindung und zum Umweltbericht kénnen von Beginn
der Auslegung bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungs-
zeit

bis einschlief3lich 5. 3. 2021

von jedermann
— elektronisch:

iber die eingerichtete Beteiligungsplattform unter der
Internetadresse www.LROP-online.de oder per E-Mail an
LROP-fortschreibung@ml.niedersachsen.de oder

— schriftlich:

beim Niedersdchsischen Ministerium fiir Erndhrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz, Referat 303, Calenber-
ger Strafle 2, 30169 Hannover,

abgegeben werden. Mit Ablauf der oben angegebenen Stel-
lungnahmefrist sind alle Stellungnahmen zu den Unterlagen
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen
Titeln beruhen.

Im Fall einer Stellungnahme werden personenbezogene
Daten zum Zweck des laufenden Verfahrens zur Anderung
des LROP (einschlieBSlich der Ermittlung und Abwégung be-
troffener Belange und Dokumentation des ordnungsgemaéfien
Verfahrens) gespeichert und verarbeitet. Informationen zum
Datenschutz sind auf der Internetseite der Beteiligungsplatt-
form www.LROP-online.de sowie unter der Internetseite
www.raumordnung.niedersachsen.de in der Rubrik ,Landes-
Raumordnungsprogramm® zu finden.

Sofern ein Erérterungstermin unter Beteiligung der Offent-
lichkeit stattfindet, erfolgt hiertiber zu gegebener Zeit eine ge-
sonderte Information. Nachdem alle gesetzlich vorgesehenen
Verfahrensschritte zur Beteiligung der Offentlichkeit, der 6f-
fentlichen Stellen und des LT sowie die planerische Abwégung
abgeschlossen sind, soll die Anderung des LROP durch Ver-
ordnung der LReg beschlossen werden.

Es findet eine separate grenziiberschreitende Beteiligung im
Konigreich der Niederlande statt.

— Nds. MBI Nr. 1/2021 S. 58
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I. Justizministerium

Anwendung des § 31 a Abs. 1 BtMG
und Bearbeitung von Ermittlungsverfahren
in Strafsachen gegen Betdubungsmittelkonsumentinnen
und Betdubungsmittelkonsumenten

Gem. RdErl. d. MJ u. d. MI v. 14. 12. 2020
— 4208-401.83 —

— VORIS 33210 —

Bezug: AV d.MJv. 22. 11. 1976 (Nds. Rpfl. S. 250), zuletzt gedndert durch
AV v. 29. 10. 2018 (Nds. Rpfl. S. 342)
— VORIS 33300 00 00 00 003 —

1. Vorbemerkung

Nach § 31 a Abs. 1 BtMG kann die Staatsanwaltschaft ohne
Zustimmung des Gerichts von der Verfolgung eines Vergehens
nach § 29 Abs. 1, 2 oder 4 BtMG absehen, wenn

,die Schuld des Titers als gering anzusehen wiére, kein 6ffent-
liches Interesse an der Strafverfolgung besteht und der Téter
Betdubungsmittel lediglich zum Eigenverbrauch in geringer
Menge anbaut, herstellt, einftihrt, ausfiihrt, durchfiihrt, erwirbt,
sich in sonstiger Weise verschafft oder besitzt.”

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschl. vom 9. 3.
1994 — 2 BvL 43/92 (NJW 1994 S. 1577) — zur Verfassungs-
mafigkeit des geltenden Betdubungsmittelstrafrechts ausge-
sprochen:

,...3. Soweit die Strafvorschriften des Betdubungsmittelgeset-
zes Verhaltensweisen mit Strafe bedrohen, die ausschlief8lich
den gelegentlichen Eigenverbrauch geringer Mengen von Can-
nabisprodukten vorbereiten und nicht mit einer Fremdgeféhr-
dung verbunden sind, verstoflen sie deshalb nicht gegen das
Ubermafverbot, weil der Gesetzgeber es den Strafverfolgungs-
behorden ermaglicht, durch das Absehen von Strafe (vgl. § 29
Abs. 5 BtMG) oder Strafverfolgung (§§ 153 ff. Strafprozessord-
nung [StPO], § 31 a BtMG) einem geringen individuellen Un-
rechts- und Schuldgehalt der Tat Rechnung zu tragen. In
diesen Fillen werden die Strafverfolgungsorgane nach dem
Ubermafverbot von der Verfolgung der in § 31 a BtMG be-
zeichneten Straftaten grundsétzlich abzusehen haben.”

Das Bundesverfassungsgericht hat ferner darauf hingewie-
sen, dass die Lander verpflichtet sind, fir eine im Wesentli-
chen einheitliche Einstellungspraxis der Staatsanwaltschaften
Zu sorgen.

Die folgenden Hinweise tragen diesem Auftrag Rechnung
und bertcksichtigen sowohl den Umstand, dass einerseits Ver-
stofle gegen das BtMG grundsitzlich kriminelles Unrecht dar-
stellen und aus Griinden des Legalitatsprinzips (§ 152 Abs. 2
StPO) eine konsequente Strafverfolgung notwendig machen,
andererseits § 31 a BtMG den Strafverfolgungsbehorden die
Moglichkeit eroffnet, differenziert auf Drogendelinquenz zu
reagieren, um den Betdubungsmittelhandel (einschlieflich des
Klein- und Straflenhandels) von den nicht handelnden Rausch-
giftkonsumentinnen und Rauschgiftkonsumenten in der justi-
ziellen Reaktion abzugrenzen.

Damit werden die Ziele verfolgt,

a) durch Entlastung der Staatsanwaltschaft und der Polizei bei
Erwerb oder Besitz geringer Mengen zum Eigenverbrauch
die Moglichkeit zu eroffnen, die Ressourcen auf die Be-
kdmpfung des organisierten Betdubungsmittelhandels zu
konzentrieren,

b) dadurch zugleich der Ponalisierung der therapiebediirfti-
gen Betdubungsmittelkonsumentin oder des therapiebe-
dirftigen Betdubungsmittelkonsumenten durch die Straf-
verfolgung zu begegnen.

2. Hinweise zur Anwendung des § 31 a BtMG durch die Staatsan-
waltschaften

2.1 Geringe Mengen zum Eigenverbrauch

2.1.1 Bezieht sich die Tat auf den Umgang mit Cannabispro-
dukten ausschliefflich zum Eigenverbrauch in einer Menge
von nicht mehr als 6 g und verursacht die Tat keine Fremdge-
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fahrdung, so kann die Staatsanwaltschaft das Ermittlungsver-
fahren gemafs § 31 a BtMG einstellen. Dasselbe gilt, soweit der
in Satz 1 bezeichnete unerlaubte Umgang mit Amphetamin in
einer Menge bis 3 g oder von bis zu fiinf Tabletten Ecstasy (bis
zu insgesamt 1,8 g) betroffen ist.

2.1.2 Dies gilt nicht, sofern zureichende tatsdchliche An-
haltspunkte dafiir bestehen, dass der Umgang mit Betdu-
bungsmitteln einem anderen Zweck als dem gelegentlichen
Eigenkonsum, insbesondere dem Handeltreiben, dient.

2.1.3 In den Verfahren, die den Umgang mit anderen als in
Nummer 2.1.1 genannten unerlaubten Betdubungsmitteln
(Heroin, Kokain usw.) betreffen, kommt eine Anwendung von
§ 31 a BtMG nur in Ausnahmefillen in Betracht. Die Staatsan-
waltschaft entscheidet iiber das Absehen von der Verfolgung
nach den Umstdnden des Einzelfalles.

2.2 Geringe Schuld

Eine geringe Schuld i. S. des § 31 a BtMG kann grundsatz-
lich angenommen werden, wenn eine Betdubungsmittelab-
hangigkeit nicht auszuschliefien ist. Eine Verurteilung wegen
Straftaten gegen das BtMG oder die Begehung der Tat wih-
rend einer laufenden Bewéhrungszeit muss der Annahme einer
geringen Schuld nicht entgegenstehen.

Bei nicht betdubungsmittelabhéngigen Beschuldigten kann
eine geringe Schuld in der Regel im ersten oder zweiten Fall
angenommen werden, wihrend bei wiederholtem Antreffen
mit unerlaubten Betdubungsmitteln eine Einstellung nach
§ 31 a BtMG nur ausnahmsweise, etwa bei Vorliegen eines
groBeren Tatzwischenraumes, sowie unter Berticksichtigung
des verfassungsrechtlichen Ubermafiverbots in Betracht kommt.

2.3 Offentliches Interesse an der Strafverfolgung

Ein offentliches Interesse an der Strafverfolgung besteht in
Anlehnung an die in Nummer 86 des Bezugserlasses (Richtli-
nien fiir das Strafverfahren und das Bufigeldverfahren) nieder-
gelegten Grundsitze in der Regel, wenn der Rechtsfrieden
tiber den Lebenskreis der von der Tat Betroffenen hinaus ge-
stort ist und die Strafverfolgung ein gegenwiértiges Anliegen
der Allgemeinheit ist. Dies ist insbesondere der Fall, wenn

2.3.1 Drogen in einer Weise gebraucht werden, die eine Ver-
fithrungswirkung auf nicht abhingige Kinder, Jugend-
liche und Heranwachsende hat,

2.3.2 Drogen in der Offentlichkeit ostentativ, vor besonders
schutzbediirftigen Personen (z. B. Kindern oder Jugend-
lichen) sowie vor oder in Einrichtungen und Anlagen,
die regelméfig von diesen Personen genutzt oder auf-
gesucht werden (insbesondere Kindertagesstéitten, Kin-
dergarten, Spielplitze, Schulen, Jugendheime, Jugend-
wohnungen oder Bahnhofe) erworben oder konsumiert
werden,

2.3.3 die Handlung durch Personen begangen wurde, welche
in diesen Einrichtungen tatig oder mit dem Vollzug des
BtMG beauftragt sind,

2.3.4 die Tat nachteilige Auswirkungen auf die Sicherheit des
offentlichen Straflenverkehrs befiirchten ldsst oder

2.3.5 die Tat in Justiz- oder Mafiregelvollzugsanstalten oder
Kasernen begangen wird.

2.4 Jugendliche und heranwachsende Beschuldigte

Die Diversionsregelungen in den §§ 45 und 47 JGG stehen
der Moglichkeit einer Einstellung des Strafverfahrens nach
§ 31 a BtMG nicht entgegen. Die Staatsanwaltschaft priift, ob
eine Einstellung bereits nach dieser Vorschrift moglich ist. Da-
bei berticksichtigt sie, dass eine solche Verfahrensweise mog-
liche Stigmatisierungseffekte durch die Eintragung der Ver-
fahrenseinstellung im Erziehungsregister vermeidet. Sie be-
riicksichtigt im Rahmen der Verhaltnisméfiigkeit und Gleich-
behandlung auch, dass bei Erwachsenen eine entsprechende
Registrierung nicht erfolgt.

3. Hinweise zur Gestaltung des Ermittlungsverfahrens:
3.1 Allgemeines

Die Strafverfolgungsbehorden sind wegen des Legalitits-
prinzips (§ 152 Abs. 2 StPO) verpflichtet, in jedem Fall des
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Verdachts einer Straftat gemafl § 29 Abs. 1, 2 und 4 BtMG die
Ermittlungen aufzunehmen, auch wenn die Voraussetzungen
des § 31 a BtMG gegeben erscheinen. Ermittlungen der Polizei
sind deshalb in jedem Verdachtsfall, auch im Fall einer Erst-
begehung, erforderlich, weil nur so ein spaterer Wiederho-
lungsfall, der nach Nummer 2.2 im Regelfall zur Anklage fiihrt,
als solcher erkannt werden kann.

3.2 Umfang der Ermittlungen

Die Staatsanwaltschaft wirkt kraft ihrer Zustdndigkeit dar-
auf hin, dass der Umfang der polizeilichen Ermittlungstatig-
keit trotz der fortbestehenden Pflicht zur Strafverfolgung auf
das unbedingt notwendige Maf} reduziert werden kann.

In Verfahren, in denen die Staatsanwaltschaft voraussicht-
lich nach § 31 a BtMG unter den in Nummer 2 genannten
Voraussetzungen von der Strafverfolgung absehen wird, ist es
in der Regel ausreichend, wenn die Polizei die Art und das Ge-
wicht des Betdubungsmittels feststellt. Eine Bestimmung von
sichergestellten Betdubungsmittelsubstanzen durch eine kri-
minaltechnische Untersuchung ist grundsatzlich verzichtbar.
Im Zweifel fiihrt die Polizei einen Vortest durch. Betaubungs-
mittel sowie ggf. Konsumgegenstinde sind sicherzustellen.
Ferner ist eine Beschuldigtenvernehmung, insbesondere zur
Konsumverhaltensweise, der Betdaubungsmittelherkunft (Dea-
lerin oder Dealer) sowie ggf. zur Frage des Verzichts auf die
Riickgabe sichergestellter Gegenstidnde angezeigt. Weitere Er-
mittlungsmafinahmen — z. B. Zeugenvernehmung, Durchsu-
chung oder kriminaltechnische Untersuchung — werden in
der Regel nicht notwendig sein. Bestehen Zweifel iiber die
Anwendbarkeit des § 31 a BtMG, entscheidet die Staatsan-
waltschaft dartiber, ob auf weitere Ermittlungsmafinahmen
verzichtet werden kann. In der Ubersendungsverfiigung an
die Staatsanwaltschaft vermerkt die Polizei einen ggf. beste-
henden Verdacht auf das Vorliegen einer Betdaubungsmittelab-
héngigkeit.

3.3 Einbeziehung der sozialen Dienste

Die Staatsanwaltschaft prift in geeigneten Fillen unter Ein-
schaltung der Gerichtshilfe oder der Jugendgerichtshilfe, ob
Mafinahmen der Beratung, Therapie oder sonstigen sozialen
Stabilisierung angezeigt sind. Dabei ist namentlich auch bei
hoheren als den in Nummer 2.1 genannten Gewichtsangaben
zu priifen, ob die Durchfiihrung dieser Mafinahmen ein 6ffent-
liches Interesse an der weiteren Strafverfolgung entfallen las-
sen (§§ 153, 153 a StPO, § 31 a BtMG) oder bei fortbestehen-
dem offentlichem Interesse ein Absehen von der Anklageerhe-
bung erméglichen kann (§ 153 b StPO i. V. m. § 29 Abs. 5 und
§ 37 Abs. 1 BtMG).

4. Schlussbhestimmungen
Dieser Gem. RdErl. tritt am 1. 1. 2021 in Kraft und mit Ab-
lauf des 31. 12. 2026 aufler Kraft.

An die
Staatsanwaltschaften
Polizeidirektionen

— Nds. MBI. Nr. 1/2021 S. 60

Amt fiir regionale Landesentwicklung Leine-Weser

Anerkennung der ,,CRN Stiftung*

Bek. d. ArL Leine-Weser v. 14. 12. 2020
— 11741-C23 —

Mit Schreiben vom 14. 12. 2020 hat das ArL Leine-Weser
als zustdndige Stiftungsbehorde gemafd § 3 NStiftG aufgrund
des Stiftungsgeschafts vom 24. 9. 2020 und der diesem beige-
fiigten Stiftungssatzung die ,,CRN Stiftung” mit Sitz in Hildes-
heim gemafd § 80 BGB als rechtsfahig anerkannt.

Zweck der Stiftung sind die Forderung der Aus- und Weiter-
bildung der Familienangehorigen der Stifter sowie die Gewah-
rung von einmaligen Beihilfen und/oder laufenden Unterstiit-
zungsleistungen an die Familienangehorigen.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

CRN Stiftung
Weinberg 52
31134 Hildesheim.

— Nds. MBL. Nr. 1/2021 S. 61

Anerkennung der ,,Sven Diekena Stiftung*

Bek. d. ArL Leine-Weser v. 18. 12. 2020
— 11741-S99 —

Mit Schreiben vom 18. 12. 2020 hat das ArL Leine-Weser
als zustdndige Stiftungsbehorde gemafd § 3 NStiftG aufgrund
des Stiftungsgeschéftes vom 10. 12. 2020 und der diesem bei-
geftigten Stiftungssatzung die ,,Sven Diekena Stiftung“ mit Sitz
in Weyhe geméfl § 80 BGB als rechtsfihig anerkannt.

Zwecke der Stiftung sind die ideelle sowie materielle Unter-
stiitzung und Forderung der Stifter, deren gemeinsamer Kin-
der sowie der weiteren leiblichen Nachkommen der Stifter
(,Stifterfamilie”) in allen Lebenslagen, der Erhalt und die Stér-
kung der Verbundenheit der Stifterfamilie, die Starkung, For-
derung und Unterstiitzung der personlichen Entwicklung der
Familienmitglieder, die Ermutigung aller Mitglieder der Stif-
terfamilie, sich selbst eine wirtschaftliche, familidre und ideelle
Existenz aufzubauen sowie der Erhalt des Familiennamens
Diekena.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

Sven Diekena Stiftung
Geschwister-Scholl-Strafle 47 b
28844 Weyhe.

— Nds. MBL Nr. 1/2021 S. 61

Anerkennung der ,,ASWO Stiftung*

Bek. d. ArL Leine-Weser v. 21. 12. 2020
— 11741-A39 —

Mit Schreiben vom 21. 12. 2020 hat das ArL Leine-Weser
als zustdndige Stiftungsbehorde gemafs § 3 NStiftG aufgrund
des Stiftungsgeschéfts vom 15. 12. 2020 und der diesem bei-
gefiigten Stiftungssatzung die ,,ASWO Stiftung” mit Sitz in
Eime geméf} § 80 BGB als rechtsfahig anerkannt.

Zwecke der Stiftung sind die Unterstiitzung des Stifters und
der Mitstifter sowie ihrer Ehefrauen, der leiblichen Abkomm-
linge des Stifters und der Mitstifter einschliefSlich adoptierter
Kinder sowie deren leibliche Abkémmlinge einschliefilich
adoptierter Kinder in der Generationenfolge durch Zuwen-
dungen aus dem jdhrlichen Stiftungsergebnis sowie die Aus-
ibung der Beteiligungsrechte an der ASWO International
Beteiligungsgesellschaft mbH mit Sitz in Eime, eingetragen im
Handelsregister des Amtsgerichtes Hildesheim unter HRB 15096,
sobald sie tibertragen sind, um damit fiir die wirtschaftliche
Sicherung und den Erhalt der ASWO International Beteili-
gungsgesellschaft mbH und der mit ihr verbundenen Unter-
nehmen zu sorgen sowie deren Charakter als familiengefiihr-
tes Unternehmen moglichst zu erhalten.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

ASWO Stiftung
Riesweg 1
31036 Eime.

— Nds. MBI Nr. 1/2021 S. 61
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Landeswahlleiterin

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschligen
fiir die Bundestagswahl am 26. 9. 2021

Bek. d. Landeswabhlleiterin v. 14. 12. 2020
— LWL 11401/3 —

1. Gemdf § 32 BWO . d. F. vom 19. 4. 2002 (BGBIL. I S. 1376),
zuletzt gedndert durch Artikel 10 der Verordnung vom 19. 6.
2020 (BGBL.IS. 1328), fordere ich hiermit dazu auf, Wahlvor-
schldge fir die Bundestagswahl am 26. 9. 2021 frithzeitig ein-
zureichen. Die Kreiswahlvorschlédge sind bei den zustdandigen
Kreiswahlleiterinnen oder Kreiswahlleitern, die Landeswahl-
vorschlége bei mir, Postanschrift: Lavesallee 6, 30169 Hannover,
Dienstgebdude: Clemensstraf’e 17, 30169 Hannover, einzurei-
chen. Die Einreichungsfrist endet am

Montag, dem 19. 7. 2021, um 18.00 Uhr.

Kreiswahlvorschldge konnen von Parteien und Wahlberech-
tigten, Landeslisten nur von Parteien eingereicht werden.

Nach § 18 Abs. 2 des Bundeswahlgesetzes i. d. F. vom 23. 7.
1993 (BGBL. I S. 1288, 1594), zuletzt gedndert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 14. 11. 2020 (BGBI. I S. 2395), — im Folgen-
den: BWG — konnen Parteien, die im Bundestag oder in ei-
nem Landtag seit deren letzter Wahl nicht aufgrund eigener
Wahlvorschldge ununterbrochen mit mindestens fiunf Abge-
ordneten vertreten waren, als solche einen Wahlvorschlag nur
einreichen, wenn sie spatestens am

Montag, dem 21. 6. 2021, bis 18.00 Uhr

dem Bundeswahlleiter, Statistisches Bundesamt, 65180 Wies-
baden, ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich angezeigt ha-
ben und der Bundeswahlausschuss ihre Parteieneigenschaft
festgestellt hat. In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem
Namen sich die Partei an der Wahl beteiligen will. Die Anzeige
muss von mindestens drei Mitgliedern des Bundesvorstandes,
darunter die oder der Vorsitzende oder die oder der stellver-
tretende Vorsitzende, personlich und handschriftlich unter-
zeichnet sein. Hat eine Partei keinen Bundesvorstand, so tritt
der Vorstand der jeweils obersten Parteiorganisation an die
Stelle des Bundesvorstandes. Die schriftliche Satzung und das
schriftliche Programm der Partei sowie ein Nachweis tiber die
satzungsgemifle Bestellung des Vorstandes sind der Anzeige
beizufiigen.

2. Kreiswahlvorschlége sollen nach dem Muster der Anlage 13
zu § 34 Abs. 1 BWO eingereicht werden. Ein Kreiswahlvor-
schlag muss enthalten (§ 34 Abs. 1 Satz 2 BWO):

— den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder Stand,
das Geburtsdatum, den Geburtsort und die Anschrift (Haupt-
wohnung) der Bewerberin oder des Bewerbers,

— den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, bei anderen Kreis-
wahlvorschldgen deren Kennwort (§ 20 Abs. 4 BWG).

Als Bewerberin oder Bewerber kann in einem Kreiswahl-
vorschlag nur benannt werden, wer wahlbar ist (vgl. § 15
BWG). Als Bewerberin oder Bewerber einer Partei kann nur
benannt werden, wer nicht Mitglied in einer anderen Partei
als der den Kreiswahlvorschlag einreichenden Partei ist und
in einer Versammlung der im Wahlkreis zum Deutschen Bun-
destag wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder in einer be-
sonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung in geheimer
Abstimmung hierzu gewéhlt worden ist. Auf die anzuwen-
denden Bestimmungen des § 21 BWG wird besonders hinge-
wiesen. Wer sich als Bewerberin oder Bewerber fiir eine Wahl
aufstellen ldsst, obwohl sie oder er nicht wihlbar ist, macht
sich nach § 107 b Abs. 1 Nr. 4 StGB strafbar.

Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften
der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauens-
person enthalten (§ 34 Abs. 1 Satz 3 BWO).

Kreiswahlvorschldge von Parteien miissen von mindestens
drei Mitgliedern des Vorstandes des Landesverbandes, darun-
ter die oder der Vorsitzende, oder die oder der stellvertretende
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Vorsitzende, personlich und handschriftlich unterzeichnet
sein. Hat eine Partei im Land keinen Landesverband oder kei-
ne einheitliche Landesorganisation, so missen die Kreiswahl-
vorschldge von den Vorstdnden der nédchstniedrigen Gebiets-
verbdnde, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, personlich
und handschriftlich unterzeichnet sein (§ 34 Abs. 2 BWO).

Kreiswahlvorschldge von Parteien, die im Deutschen Bun-
destag oder in einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf-
grund eigener Wahlvorschldge ununterbrochen mit mindes-
tens fiinf Abgeordneten vertreten waren (§ 18 Abs. 2 BWG),
miissen auflerdem von mindestens 200 Wahlberechtigten des
Wahlkreises personlich und handschriftlich unterzeichnet sein.
Kreiswahlvorschlédge, die nicht von Parteien eingereicht wer-
den, miissen ebenfalls von 200 Wahlberechtigten des Wahl-
kreises personlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Kreis-
wahlvorschldge von Parteien diirfen erst nach Aufstellung der
Bewerberin oder des Bewerbers durch eine Mitglieder- oder
Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete
Unterschriften sind ungiiltig. Die Wahlberechtigung der Un-
terzeichnerinnen oder Unterzeichner muss im Zeitpunkt der
Unterschriftenleistung gegeben sein und ist bei der Einrei-
chung des Kreiswahlvorschlags nachzuweisen (§ 20 Abs. 2
Satz 2 BWG). Die Unterschriften sind auf amtlichen Formblét-
tern zu erbringen, die bei den Kreiswahlleiterinnen oder Kreis-
wabhlleitern angefordert werden kénnen. Bei der Anforderung
sind der Familienname, die Vornamen und die Anschrift
(Hauptwohnung) der vorzuschlagenden Bewerberin oder des
vorzuschlagenden Bewerbers sowie die Bezeichnung des Tra-
gers des Wahlvorschlags anzugeben, bei Parteien deren Name
und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese,
bei anderen Kreiswahlvorschldgen deren Kennwort. Die Par-
teien haben ferner die Aufstellung der Bewerberin oder des
Bewerbers in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung
nach § 21 BWG zu bestétigen.

Gemaf § 34 Abs. 5 BWO sind dem Kreiswahlvorschlag fol-
gende Unterlagen beizufiigen:

— die Erkldrung der vorgeschlagenen Bewerberin oder des
vorgeschlagenen Bewerbers, dass sie oder er der Aufstellung
zustimmt und fir keinen anderen Wahlkreis eine Zustim-
mung zur Benennung als Bewerberin oder Bewerber gege-
ben hat (Anlage 15 zu § 34 Abs. 5 Nrn. 1 und 3 Buchst. b
BWO),

— bei Kreiswahlvorschldgen von Parteien eine Versicherung
an Eides statt der Bewerberin oder des Bewerbers, dass sie
oder er nicht Mitglied einer anderen als der den Wahlvor-
schlag einreichenden Partei ist (Anlage 15 zu § 34 Abs. 5
Nrn. 1 und 3 Buchst. b BWO),

— eine Bescheinigung der zustindigen Gemeinde, dass die
vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene Bewer-
ber wahlbar ist (Anlage 16 zu § 34 Abs. 5 Nr. 2 und § 39
Abs. 4 Nr. 2 BWO),

— bei Kreiswahlvorschldgen von Parteien eine Ausfertigung
der Niederschrift iiber die Beschlussfassung der Mitglie-
der- oder Vertreterversammlung, in der die Bewerberin
oder der Bewerber aufgestellt worden ist, im Fall eines Ein-
spruchs nach § 21 Abs. 4 BWG auch eine Ausfertigung der
Niederschrift iiber die wiederholte Abstimmung, mit den
nach § 21 Abs. 6 Satz 2 BWG vorgeschriebenen Versiche-
rungen an Eides statt (Anlagen 17 und 18 zu § 34 Abs. 5
Nr. 3 Buchst. a BWO),

— die erforderliche Zahl von Unterstiitzungsunterschriften
nebst Bescheinigungen des Wahlrechts der Unterzeichne-
rinnen und Unterzeichner (Anlage 14 zu § 34 Abs. 4 BWO),
sofern der Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 Wahl-
berechtigten des Wahlkreises unterzeichnet sein muss.

Hinsichtlich des Inhalts und der Form der Kreiswahlvor-
schlige weise ich im Ubrigen auf die §§ 20 ff. BWG und § 34
BWO hin. Die fiir die Einreichung der Kreiswahlvorschlédge
erforderlichen Vordrucke sind bei den Kreiswahlleiterinnen
oder Kreiswahlleitern erhéltlich.

3. Die Landesliste soll nach dem Muster der Anlage 20 zu
§39 Abs. 1 BWO eingereicht werden. Sie muss enthalten
(§ 39 Abs. 1 Satz 2 BWO):
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— den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese,

— den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder Stand,
das Geburtsdatum, den Geburtsort und die Anschrift (Haupt-
wohnung) der Bewerberinnen und Bewerber.

Die Landesliste soll ferner Namen und Anschriften der Ver-
trauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson
enthalten (§ 39 Abs. 1 Satz 3 BWO).

Die Namen der Bewerberinnen und Bewerber miissen in er-
kennbarer Reihenfolge aufgefiihrt sein (§ 27 Abs. 3 BWG).

Eine Bewerberin oder ein Bewerber kann nur in einem Land
und hier nur in einer Landesliste vorgeschlagen werden. In ei-
ner Landesliste kann nur benannt werden, wer seine Zustim-
mung dazu schriftlich erklart hat; die Zustimmung ist unwi-
derruflich (§ 27 Abs. 4 BWG).

Als Bewerberin oder Bewerber einer Partei kann in einer Lan-
desliste nur benannt werden, wer wahlbar ist (vgl. § 15 BWG),
nicht Mitglied in einer anderen Partei als in der die Landes-
liste einreichenden Partei ist und in einer Versammlung der
zum Deutschen Bundestag wahlberechtigten Mitglieder der
Partei im Land oder in einer besonderen oder allgemeinen
Vertreterversammlung in geheimer Abstimmung hierzu ge-
wéhlt worden ist. Auf die nach § 27 Abs. 5 BWG entsprechend
anzuwendenden Bestimmungen des § 21 Abs. 1, 3, 5 und 6
BWG wird besonders hingewiesen. Wer sich als Bewerberin
oder Bewerber fiir eine Wahl aufstellen ldsst, obwohl sie oder
er nicht wahlbar ist, macht sich nach § 107 b Abs. 1 Nr. 4
StGB strafbar.

Die Landesliste muss von mindestens drei Mitgliedern des
Vorstandes des Landesverbandes der Partei, darunter die oder
der Vorsitzende oder die oder der stellvertretende Vorsitzende,
personlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine
Partei im Land keinen Landesverband oder keine einheitliche
Landesorganisation, so muss die Landesliste von den Vorstan-
den der nédchstniedrigen Gebietsverbinde, die im Bereich des
Landes liegen, persénlich und handschriftlich unterzeichnet
sein (§ 39 Abs. 2 BWO).

Landeslisten von Parteien, die im Deutschen Bundestag
oder in einem Landtag seit deren letzten Wahl nicht aufgrund
eigener Wahlvorschldge ununterbrochen mit mindestens fiinf
Abgeordneten vertreten waren (§ 18 Abs. 2 BWG), miissen au-
flerdem von mindestens 2 000 im Land Niedersachsen Wahl-
berechtigten personlich und handschriftlich unterzeichnet
sein; die Wahlberechtigung der Unterzeichnerinnen oder Un-
terzeichner muss im Zeitpunkt der Unterschriftenleistung ge-
geben sein und ist bei der Einreichung der Landesliste nach-
zuweisen (§ 27 Abs. 1 BWG). Landeslisten diirfen erst nach
Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber durch eine Mit-
glieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden.
Vorher geleistete Unterschriften sind ungiiltig.

Die Unterschriften sind auf amtlichen Formblattern zu er-
bringen, die bei mir angefordert werden kénnen. Bei der An-
forderung dieser Formblatter ist der Name der Partei, die die
Landesliste einreichen will, und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese anzugeben. Auflerdem ist die
Aufstellung der Landesliste in einer Mitglieder- oder Vertre-
terversammlung nach § 27 Abs. 51i. V. m. § 21 BWG zu besté-
tigen.

Der Landesliste sind geméaf} § 39 Abs. 4 BWO folgende Un-
terlagen beizufiigen:

— die Erkldarungen der vorgeschlagenen Bewerberinnen und
Bewerber, dass sie ihrer Aufstellung zustimmen und fiir
keine andere Landesliste ihre Zustimmung zur Benennung
als Bewerberin oder Bewerber gegeben haben, sowie eine
Versicherung an Eides statt, dass sie nicht Mitglied einer
anderen als der den Wahlvorschlag einreichenden Partei
sind (Anlage 22 zu § 39 Abs. 4 Nr. 1 BWO),

— die Bescheinigungen der zustdandigen Gemeinden, dass die
vorgeschlagenen Bewerberinnen und Bewerber wihlbar
sind (Anlage 16 zu § 34 Abs. 5 Nr. 2 und § 39 Abs. 4 Nr. 2
BWO),

— eine Ausfertigung der Niederschrift tiber die Beschlussfas-
sung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der
die Bewerberinnen und Bewerber aufgestellt worden sind
und ihre Reihenfolge auf der Landesliste festgelegt worden
ist, mit den nach § 21 Abs. 6 BWG vorgeschriebenen Versi-
cherungen an Eides statt, wobei sich die Versicherung an
Eides statt auch darauf zu erstrecken hat, dass die Festlegung
der Reihenfolge der Bewerberinnen und Bewerber in der
Landesliste in geheimer Abstimmung erfolgt ist (Anlagen 23
und 24 zu § 39 Abs. 4 Nr. 3 BWO),

— die erforderliche Zahl von Unterstiitzungsunterschriften
nebst Bescheinigungen des Wahlrechts der Unterzeichne-
rinnen oder Unterzeichner (Anlage 21 zu § 39 Abs. 3 BWO),
sofern die Landesliste von mindestens 2 000 Wahlberech-
tigten unterzeichnet sein muss.

Hinsichtlich des Inhalts und der Form der Landesliste weise
ich im Ubrigen auf § 27 BWG und § 39 BWO hin. Die fiir die
Einreichung der Landesliste erforderlichen Vordrucke sind
bei mir erhiltlich. Eine Ubersicht tiber die fiir Kreiswahl- und
Landeswahlvorschldge einzureichenden Formblatter kann im
Internet unter

https://www.landeswahlleiterin.niedersachsen.de

unter ,Bundestagswahl 2021 — Vordrucke 2021 eingesehen
werden.

4. Vorsorglich weise ich darauf hin, dass die im Wahlverfah-
ren vorgegebenen Fristen nur gewahrt sind, wenn die einzu-
reichenden Unterlagen in Schriftform rechtzeitig vorgelegt
werden. Die Schriftform ist nur gewahrt, wenn die einzurei-
chenden Unterlagen personlich und handschriftlich unter-
zeichnet sind und beim zustdndigen Wahlorgan im Original
vorliegen. Eine Mdoglichkeit, Kopien, Faxe oder sonst elektro-
nisch tibermittelte Anlagen und Unterschriften zu akzeptieren,
besteht nicht.

5. Im Hinblick auf die in den Nummern 2 und 3 gemachten
Ausfithrungen zu den Wahlvorbereitungsmafinahmen der
Wahlvorschlagstrédger verweise ich vor dem Hintergrund der
COVID-19-Pandemie auf § 52 Abs. 4 BWG. Sofern es durch
den FErlass einer Rechtsverordnung oder durch sonstige
Rechtsidnderungen zu Modifikationen der geltenden Rechts-
vorschriften kommen sollte, werde ich dies umgehend unter

https://www.landeswahlleiterin.niedersachsen.de

bekannt geben. Ich empfehle, sich regelméflig unter der ange-
gebenen Adresse zu informieren.

— Nds. MBL Nr. 1/2021 S. 62
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Niedersichsischer Landesbetrieb
fiir Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz

Festsetzung der Deichabmessungen
gemif § 4 Abs. 1 NDG
fiir den linken Hochwasserdeich der Aller
im Bereich der Ortslage Hiilsen, Landkreis Verden (Aller)

Bek. d. NLWKN vom 5. 1. 2021
— VI L-62210-266-001 —

A. Verfiigender Teil

Gemil § 4 Abs. 1 NDG i. d. F. vom 23. 2. 2004 (Nds. GVBI.
S. 83), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 13. 10.
2011 (Nds. GVBL. S. 353), sowie § 30 a Satz2 NDGi. V. m. § 1
Nr. 2 ZustVO-Deich vom 29. 11. 2004 (Nds. GVBI. S. 549)
werden fiir die Teilstrecke des Hochwasserdeiches des Deich-
verbandes Hiilsen an der linken Allerseite im Abschnitt von
Deich-km 0 + 000 bis Deich-km 0 + 905 im Bereich der Orts-
lage Hulsen im Landkreis Verden (Aller) folgende Abmessun-
gen festgesetzt:

1. Verlauf des Deiches

Der festgesetzte Abschnitt hat eine Linge von 905 m und
beginnt am stidlichen Teil von Hiilsen am Stidzuweg mit Deich-
km 0 + 000 und endet an der Lange Strafle (Kreisstrafle 14)
mit Deich-km 0 + 905.

2. Abmessungen des Deiches
2.1 Sollmaf des Deiches

Die Sollhohe des Deiches steigt von NN + 18,64 m (Deich-
km 0 + 000) auf NN + 18,78 m (Deich-km 0 + 905).

Die Deichkronenbreite im Abschnitt von Deich-km 0 + 000
bis Deich-km 0 + 791 betrédgt 3,0 m, die Breite im Abschnitt
von Deich-km 0 + 791 bis Deich-km 0 + 905 betragt 4,0 m.

Die durchgingige Boschungsneigung des Deiches betrdgt
beidseitig 1 : 3 oder flacher.

2.2 Deichverteidigungsweg

Im Abschnitt von Deich-km 0 + 000 bis Deich-km 0 + 791
ist ein Deichverteidigungsweg auf der Binnenberme ca. 0,50 m
tber dem anstehenden Gelédnde vorzusehen.

Im Abschnitt von Deich-km 0 + 791 bis Deich-km 0 + 905
verlauft der Deichverteidigungsweg auf der Deichkrone.

Im gesamten festgesetzten Abschnitt ist der Deichverteidi-
gungsweg in Betonbauweise mit einer Breite von 3,0 m und
einem Quergefille von 3 % vorzusehen. Die Befestigung ist ge-
méf den Richtlinien fiir den Lindlichen Wegebau (RLW) fiir
eine Belastung von 44 t auszulegen.

2.3 Unterhaltungsweg auf der Aulenberme

Im Abschnitt von Deich-km 0 + 000 bis Deich-km 0 + 040
und Deich-km 0 + 470 bis Deich-km 0 + 690 ist jeweils ein
Unterhaltungsweg auf der Auflenberme vorzusehen. In diesen
Abschnitten ist der Weg in Pflasterbauweise mit einer Breite
von 3,0 m und einem Quergefille von 3 % vorzusehen. Die
Befestigung ist gemédfl den RLW fiir eine Belastung von 44 t
auszulegen.

2.4 Deichiiberfahrten

Die Deichrampen bei Deich-km 0 + 470, Deich-km 0 + 690
und Deich-km 0 + 905 werden in einer befahrbaren Breite
von 3,00 m mit einer Neigung von 1 : 10 in Pflasterbauweise
hergestellt. Die Befestigung ist geméfl den RLW fiir eine Belas-
tung von 44 t vorzusehen.
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2.5 Entwaésserung

Zur Abfithrung des anfallenden Sicker-, Qualm- und Ober-
flaichenwassers im Abschnitt von Deich-km 0 + 360 bis Deich-
km 0 + 760 ist eine Entwésserungsrinne mit einer Breite von
1,00 m aus Betonsteinen, die in eine darunterliegende Teil-
sickerrohrleitung entwéssert, anzulegen. Die Teilsickerrohr-
leitung ist an den Vorfluter des Schopfwerks am Hassberger
Hauptgraben anzubinden.

3. Anlagen
Folgende Anlagen 1 und 2 sind Bestandteil der Festsetzung:

Anlage 1: Ubersichtskarte, Mafistab = 1 : 25 000 (mitveréffent-
licht),

Anlage 2: Ordner mit Erlduterungsbericht, Lageplan Mafstab
1:2 000, Langsschnitt Mafistab 1 : 100 und 1 : 2 000,
Querprofile des Deiches: Mindestprofile Mafistab
1 : 100, Regelprofil Deichrampe Maf}stab 1 : 200 und
1 : 50, Querprofile Mafstab 1 : 100.

Anlage 2 kann beim Landkreis Verden, Lindhooper Straf3e 76,
27283 Verden (Aller), und beim Deichverband Hiilsen, Ver-
bandsvorsteher Dieter Precht, Hintere Strafe 1, 27313 Dérver-
den, von jeder Person nach Absprache eingesehen werden.

B. Begriindung

Der linksseitige Deich an der Aller im Bereich von Hiilsen
entspricht nicht mehr den anerkannten Regeln der Technik,
insbesondere nicht den Anforderungen der DIN 19712 ,Fluss-
deiche”. Der Deich weist Fehlhohen bis zu 59 cm auf und die
Deichkrone entspricht nicht der Mindestbreite von 3 m. Fer-
ner fehlt eine Dichtungsschiirze auf der gesamten Auflenbo-
schung und der Deichverteidigungsweg ist nicht durchgangig
vorhanden. Weiter verfiigt der vorhandene Weg nicht tber
eine ausreichende Tragkraft und ist deshalb stark abgingig.
Der Bau des Unterhaltungsweges auf der Auflenberme ist not-
wendig, um den Deich auch auf der Auflenbdschung unter-
halten zu kénnen.

Damit der Deich zukiinftig den heutigen Anforderungen
entspricht, ist die Festsetzung der Deichabmessungen nach
§ 4 Abs. 1 NDG erforderlich. Dies wiederum verpflichtet ge-
mafl § 5 Abs. 2 NDG den Deichverband Hiilsen, den Deich
entsprechend dieser Festsetzung zu verstarken und zu erho-
hen.

C. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Bestickfestsetzung kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Wider-
spruch ist einzulegen beim Niedersdchsischen Landesbetrieb
fiir Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz, Direktion,
Geschiiftsbereich VI, Adolph-Kolping-Strafle 6, 21337 Liine-
burg.
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Anlage 1

A"\. Niedersichsischer Landesbetrieb fiir
NLWKN Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz
Direktion - Standort Liineburg -

Anlage 1 zur Festsetzung der Deichabmessungen
gemal § 4 Abs. 1 NDG
fur den linken Hochwasserdeich der Aller
im Bereich der Ortslage Hulsen, Landkreis Verden
vom 05.01.2021

Ubersichtskarte =~ MafRstab: 1:25.000

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niederséchsischen Q
Vermessungs- und Katasterverwaltung © 2013 LGLN
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) Vorliufige Sicherung
des Uberschwemmungsgebietes des Hengstebachs
im Landkreis Wolfenbiittel

Bek. d. NLWKN v. 13. 1. 2021
— EIII2.62023-02-246-488634 —

Der NLWKN hat den Bereich des Landkreises Wolfenbitittel,
der von einem hundertjihrlichen Hochwasser des Hengste-
bachs tiberschwemmt wird, ermittelt und in Arbeitskarten
dargestellt.

Die Arbeitskarten werden hiermit 6ffentlich bekannt ge-
macht. Das Uberschwemmungsgebiet ist ab dem Tag nach
dieser Bek. nach § 76 Abs. 3 WHG vom 31. 7. 2009 (BGBI. I
S. 2585), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
19. 6. 2020 (BGBIL. I S. 1408), i. V. m. § 115 NWG vom 19. 2.
2010 (Nds. GVBL. S. 64), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des
Gesetzes vom 10. 12. 2020 (Nds. GVBL. S. 477), vorlaufig gesi-
chert. Es gelten gemafs § 78 Abs. 8 WHG die Verbote und Ge-
nehmigungsvorbehalte des § 78 Abs. 1 bis 7 WHG.

Das Uberschwemmungsgebiet erstreckt sich auf das Gebiet
der Gemeinde Baddeckenstedt der Samtgemeinde Baddecken-
stedt im Landkreis Wolfenbiittel und ist in der mitver6ffent-
lichten Ubersichtskarte (Anlage) im Mafstab 1 : 25 000 darge-
stellt. Die Arbeitskarten im Mafistab 1 : 5 000 (Blatt 1 bis 2)
werden beim

Landkreis Wolfenbiittel,
Umweltamt,
Bahnhofstrafie 11,
38300 Wolfenbiittel,

aufbewahrt und kénnen ab dem Tag nach dieser Bek. wihrend
der Dienststunden dort kostenlos eingesehen werden. In den
Arbeitskarten ist die Grenze des nach § 115 Abs. 5 NWG vor-
laufig gesicherten Uberschwemmungsgebietes mit einer roten
Linie gekennzeichnet; das vom NLWKN ermittelte Uber-
schwemmungsgebiet selbst ist blau dargestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Bek. kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schrift-
lich oder zur Niederschrift beim

Niedersdachsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz,

Betriebsstelle Std,

Rudolf-Steiner-Strafle 5,

38120 Braunschweig,

oder beim

Niedersdachsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz,

Direktion — Geschiftsbereich VI —,

Im Dreieck 12,

26127 Oldenburg (Oldenburg),

oder beim

Niedersdchsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz,
Direktion,
Am Sportplatz 23,
26506 Norden,
einzulegen.

Hinweis:
Die aktuellen Karten werden nach der Bearbeitung auf der In-
ternetseite des NLWKN eingestellt unter: www.nlwkn.nieder-
sachsen.de/Hochwasser- & Kiistenschutz/Hochwasserschutz/

Uberschwemmungsgebiete/zu den Uberschwemmungsgebiets-
karten.
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} Vorlaufige Sicherung
des Uberschwemmungsgebietes der Warmen Bode
im Landkreis Goslar

Bek. d. NLWKN v. 13. 1. 2021
— EIII2.62023-02-548-568 —

Der NLWKN hat den Bereich des Landkreises Goslar, der
von einem hundertjihrlichen Hochwasser der Warmen Bode
tiberschwemmt wird, ermittelt und in Arbeitskarten dargestellt.

Die Arbeitskarten werden hiermit 6ffentlich bekannt ge-
macht. Das Uberschwemmungsgebiet ist ab dem Tag nach
dieser Bek. nach § 76 Abs. 3 WHG vom 31. 7. 2009 (BGBI. I
S. 2585), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
19. 6. 2020 (BGBL. I S. 1408), i. V. m. § 115 NWG vom 19. 2.
2010 (Nds. GVBL. S. 64), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des
Gesetzes vom 10. 12. 2020 (Nds. GVBL. S. 477), vorlaufig gesi-
chert. Es gelten gemdf} § 78 Abs. 8 WHG die Verbote und Ge-
nehmigungsvorbehalte des § 78 Abs. 1 bis 7 WHG.

Das Uberschwemmungsgebiet erstreckt sich auf das Gebiet
der Stadt Braunlage im Landkreis Goslar und ist in der mitver-
offentlichten Ubersichtskarte (Anlage) im Maf3stab 1 : 20 000
dargestellt. Die Arbeitskarten im Mafistab 1 : 5 000 (Blatt 1 bis 3)
werden beim

Landkreis Goslar,

Fachbereich Bauen & Umwelt — Gewaésserschutz,
Klubgartenstrafie 6,

38640 Goslar,

aufbewahrt und kénnen ab dem Tag nach dieser Bek. wéhrend
der Dienststunden dort kostenlos eingesehen werden. In den
Arbeitskarten ist die Grenze des nach § 115 Abs. 5 NWG vor-
laufig gesicherten Uberschwemmungsgebietes mit einer roten
Linie gekennzeichnet; das vom NLWKN ermittelte Uber-
schwemmungsgebiet selbst ist blau dargestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Bek. kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schrift-
lich oder zur Niederschrift beim

Niedersachsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz,

Betriebsstelle Sud,

Rudolf-Steiner-Strafle 5,

38120 Braunschweig,

oder beim

Niedersdachsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz,

Direktion — Geschiftsbereich VI —,

Im Dreieck 12,

26127 Oldenburg (Oldenburg),

oder beim

Niedersiachsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz,
Direktion,
Am Sportplatz 23,
26506 Norden,
einzulegen.

Hinweis:
Die aktuellen Karten werden nach der Bearbeitung auf der In-
ternetseite des NLWKN eingestellt unter: www.nlwkn.nieder-
sachsen.de/Hochwasser- & Kiistenschutz/Hochwasserschutz/
Uberschwemmungsgebiete/zu den Uberschwemmungsgebiets-
karten.
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig

Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG;
Offentliche Bekanntmachung
(EGGER Kunststoffe GmbH & Co. KG, Gifthorn)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 17. 12. 2020
— BS 20-108 —

Die Firma EGGER Kunststoffe GmbH & Co. KG, Im Weiland-
moor 2, 38518 Gifhorn, hat mit Antrag vom 20. 10. 2020 die
Erteilung einer Anderungsgenehmigung gemafs § 16 Abs. 1
BImSchG fir den Bau einer neuen Linie zur Phenol-Im-
priagnierung mit den dazugehorigen Nebenanlagen beantragt.

Die EGGER Kunststoffe GmbH & Co. KG stellt am Standort
in Githorn Papierimprédgnate und Schichtstoffe her. Hierzu
werden drei Produktionslinien zur Melamin-Imprégnierung
(U1 bis U3), eine Produktionslinie zur Phenol-Impragnierung
(P1) und insgesamt acht Doppelbandpressen (L2 bis L9) be-
trieben.

Das jetzt beantragte Vorhaben umfasst die folgenden Maf3-
nahmen:

— die Errichtung und den Betrieb einer neuen Linie zur Phe-
nol-Impragnierung (P1 neu) mit einer Abluftbehandlung
durch regenerative thermische Oxidation (RTO) und eines
Tanklagers (Tanklager P1 neu),

— die Errichtung einer neuen Produktionshalle (P1 neu) fir
die neue Impréagnieranlage und das neue Tanklager,

— die Erhohung der Losemittelkapazitdt von bisher 3 300 t/a
auf 6 100 t/a,

— die Erhohung der Leistung des bestehenden Thermaldler-
hitzers von derzeit 0,9 MW auf zukinftig 3,2 MW und

— die Errichtung und den Betrieb eines Gefahrstofflagers und
eines Altollagers.

Nach der Inbetriebnahme von P1 neu werden P1 und die
nachgeschaltete thermische Nachverbrennung (TNV) inner-
halb eines Ubergangszeitraumes von einem Jahr au8er Betrieb
genommen. Wahrend der Inbetriebnahmephase kann noch ein
Parallelbetrieb der beiden Anlagen P1 und P1 neu erfolgen.
Die genehmigten Kapazitidten werden dabei zu keinem Zeit-
punkt tiberschritten.

Des Weiteren wird eine Zulassung vorzeitigen Beginns ge-
méafl § 8 a Abs. 1 BImSchG fiir die Errichtung der neuen Pro-
duktionshalle, der Imprédgniermaschine, der Abfluftbehandlung
(RTO) und des Tanklagers einschlieBlich der Stiitzwéande zur
Bergseite beantragt.

Die Anderung der Anlage bedarf der Anderungsgenehmi-
gung gemdfl den §§ 16 und 10 BImSchG i. V. m. § 1 sowie
Nummer 5.1.1.1 (G/E) des Anhangs 1 der 4. BlmSchV.

Es handelt sich dabei um eine Anlage geméaf} Artikel 10 der
Richtlinie 2010/75/EU des Europédischen Parlaments und des
Rates vom 24. 11. 2010 tiber Industrieemissionen (integrierte
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung)
— sogenannte Industrieemissions-Richtlinie — (ABL. EU Nr.
L 334 S.17;2012 Nr. L 158 S. 25).

Genehmigungsbehorde ist das GAA Braunschweig.

Die neuen Anlagen sollen schnellstmoglich nach Erteilung
der Genehmigung in Betrieb genommen werden.

Der Antrag einschliefilich der dazu eingereichten Unter-
lagen (Zeichnungen, Erlduterungen usw.) kann in der Zeit vom
20. 1. bis zum 22. 2. 2021 bei den folgenden Stellen aufgrund
der derzeit geltenden Vorschriften wegen der COVID-19-
Pandemie (s. u.) nur nach vorheriger telefonischer Termin-
vereinbarung zu den jeweils angegebenen Zeiten eingesehen
werden:

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig, Ludwig-
Winter-Strafle 2, 38120 Braunschweig,
Einsichtmoglichkeit:
montags bis donnerstags

in der Zeit von 8.00 bis 15.30 Uhr,

freitags in der Zeit von 8.00 bis 14.30 Uhr,
Telefonnummer zur Terminvereinbarung: 0531 35476-0;

— Stadt Gifhorn, Fachbereich Bauordnung, Marktplatz 1, 38518
Gifhorn,
Einsichtmoglichkeit:

montags, mittwochs und
freitags in der Zeit von
donnerstags in der Zeit von

8.30 bis 12.00 Uhr,
8.30 bis 12.00 Uhr und
14.00 bis 17.00 Uhr,
dienstags geschlossen,
Telefonnummer zur Terminvereinbarung: 05371 88-241.

Regelung der Einsichtmaglichkeit bei den Auslegungsstel-
len aufgrund der derzeit geltenden Einschrinkungen wegen
der COVID-19-Pandemie:

Aufgrund der besonderen Ausnahmesituation durch das Coro-
na-Virus (Sars-CoV-2) kann wihrend der Dauer von Zugangs-
beschrankungen fiir Biirgerinnen und Burger beim GAA
Braunschweig und bei der Stadt Gifhorn eine Einsichtnahme
der Antragsunterlagen nur nach vorheriger telefonischer Ter-
minvereinbarung unter der jeweils o. g. Telefonnummer er-
folgen. Nur dadurch kann sichergestellt werden, dass die
Einsichtnahme nach den zum Auslegungszeitpunkt geltenden
Bestimmungen durchgefithrt wird (derzeit z. B. Zutritt nur
durch eine Person, Einhalten von Abstands- und Hygienere-
geln, Tragen eines Mund-Nase-Schutzes).

Diese Bek. ist auch im Internet unter http://www.gewerbe-
aufsicht.niedersachsen.de und dort tiber den Pfad ,Bekannt-
machungen > Braunschweig — Gottingen“ einsehbar.

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben sind wahrend
der Einwendungsfrist, diese beginnt am 20. 1. 2021 und endet
mit Ablauf des 22. 3. 2021, schriftlich bei den genannten Aus-
legungsstellen oder elektronisch unter poststelle@gaa-bs.nie-
dersachsen.de geltend zu machen. Mit Ablauf der Einwen-
dungsfrist sind fir das Genehmigungsverfahren alle Einwen-
dungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrecht-
lichen Titeln beruhen.

Gemaéf § 12 Abs. 2 der 9. BImSchV sind die Einwendungen
der Antragstellerin und, soweit sie deren Aufgabenbereich be-
rithren, den nach § 11 der 9. BImSchV beteiligten Behoérden
bekannt zu geben. Es wird darauf hingewiesen, dass auf Ver-
langen der Einwenderin oder des Einwenders deren oder des-
sen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich
gemacht werden sollen, wenn diese zur ordnungsgeméflen
Durchfithrung des Genehmigungsverfahrens nicht erforder-
lich sind.

Es wird weiter darauf hingewiesen, dass gleichformige Ein-
wendungen unberticksichtigt bleiben konnen, wenn die Un-
terzeichnerinnen und Unterzeichner ihren Namen oder ihre
Anschrift nicht oder nicht leserlich angegeben haben.

Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die Geneh-
migungsbehorde nach Ermessen, ob ein Erdrterungstermin
durchgefihrt wird.

Findet der Erorterungstermin statt, werden die form- und
fristgerecht erhobenen Einwendungen anldsslich dieses Ter-
mins am

Dienstag, dem 4. 5. 2021, 14.00 Uhr,
Stadt Gifhorn,
Ratssaal,
Marktplatz 1,
38518 Gifhorn,

erortert. Findet ein Erorterungstermin nicht statt, so wird dies
gesondert offentlich bekannt gemacht.
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Sollte die Erorterung am 4. 5. 2021 nicht abgeschlossen
werden koénnen, wird sie an den darauffolgenden Werktagen
(ohne Samstag) zur gleichen Zeit am selben Ort fortgesetzt.

Kann der Erorterungstermin wegen der geltenden Beschran-
kungen aufgrund der COVID-19-Pandemie nicht durchgefiihrt
werden, gentigt eine Online-Konsultation nach § 5 Abs. 1 bis 4
PlanSiG.

Der Erorterungstermin dient dazu, die rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen zu erdrtern, soweit dies fir die Priifung
der Genehmigungsvoraussetzungen nach dem BImSchG von
Bedeutung sein kann. Er soll denjenigen, die Einwendungen
erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu er-
lautern. Die formgerecht erhobenen Einwendungen werden
auch dann erortert, wenn die Antragstellerin oder die Perso-
nen, die Einwendungen erhoben haben, zu diesem Erorte-
rungstermin nicht erscheinen.

Einwendungen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen, werden im Erorterungstermin nicht behandelt.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung gemaf}
§ 10 Abs. 7 und 8 BImSchG und § 21 a der 9. BImSchV 6ffent-
lich bekannt gemacht wird und die 6ffentliche Bekanntma-
chung die Zustellung der Entscheidung ersetzen kann.

— Nds. MBL. Nr. 1/2021 S. 67

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Liineburg

Ent§cheidung nach dem BImSchG;
Offentliche Bekanntmachung
(Muehlhan Deutschland GmbH, Bremen)

Bek. d. GAA Liineburg v. 13. 1. 2021
— 4.1-CUX903021512/LG 18-069-61 bi —

Das GAA Liuneburg hat der Firma Muehlhan Deutschland
GmbH, Zur Westpier 40, 28755 Bremen, mit der Entscheidung
vom 14. 12. 2020 eine Genehmigung zur Errichtung und zum
Betrieb einer Anlage zur Durchfiihrung von Korrosionsschutz-
arbeiten an Bauteilen von Windenergieanlagen und sonstigen
Stahlbauteilen mit einem Rohstahldurchsatz von 50 t/h ge-
maf den §§ 4 und 10 BImSchG erteilt.

Gegenstand des Verfahrens waren die Errichtung und der
Betrieb einer Anlage zur Beschichtung von fertigen Stahlbau-
teilen mit einem Gesamtgewicht von bis zu 65 t je Bauteil im
Lichtbogenverfahren mit einer metallischen Schutzschicht am
Standort An der Baumroénne 18, 27472 Cuxhaven. Die Bear-
beitungsschritte bestehen im Wesentlichen aus dem Reinigen
und Strahlen von Stahlbauteilen sowie deren Metallisieren
und Beschichten mit Farbe.

Der Bescheid enthalt Nebenbestimmungen, um die Erftllung
der Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG sicher-
zustellen.

Der vollstandige Bescheid und die genehmigten Antragsun-
terlagen konnen in der Zeit vom 14. 1. bis einschlief8lich 27. 1.
2021 bei den folgenden Stellen zu den angegebenen Zeiten
eingesehen werden:

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Liineburg, Auf der Hude 2,
21339 Liineburg, Zimmer 0.310 a, wihrend der Dienststun-
den, aufgrund der derzeit geltenden Vorschriften infolge
des Corona-Virus (SARS-CoV-2) nur nach telefonischer
Terminvereinbarung mit dem GAA Liineburg, Tel. 04131
15-1400,

montags bis donnerstags
in der Zeit von 8.00 bis 16.00 Uhr,
freitags in der Zeit von 8.00 bis 14.30 Uhr;

— Rathaus der Stadt Cuxhaven, Rathausplatz 1, 27472 Cux-
haven, Zimmer E.07, wihrend und auflerhalb der Dienst-
stunden, aufgrund der derzeit geltenden Vorschriften
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infolge des Corona-Virus (SARS-CoV-2) nur nach telefo-
nischer Terminvereinbarung mit der Stadt Cuxhaven,
Tel. 04721 700-313 oder 04721 700-311,

montags und mittwochs
in der Zeit von

dienstags und donnerstags
in der Zeit von

8.30 bis 12.30 Uhr,

8.30 bis 13.30 Uhr und
14.30 bis 17.00 Uhr,
7.30 bis 12.30 Uhr.

Regelung der Einsichtmoglichkeit bei den Auslegungsstel-
len aufgrund der derzeit geltenden Einschrinkungen infolge
der COVID-19-Pandemie:

Aufgrund der besonderen Ausnahmesituation durch das Co-
rona-Virus (SARS-CoV-2) kann wihrend der Dauer von Zu-
gangsbeschriankungen fiir Birgerinnen und Burger beim GAA
Liineburg und bei der Stadt Cuxhaven eine Einsichtnahme
der Antragsunterlagen bei den genannten Stellen nur nach te-
lefonischer Terminvereinbarung unter den o. g. Telefonnum-
mern erfolgen. Nur dadurch kann sichergestellt werden, dass
die Einsichtnahme nach den zum Auslegungszeitpunkt gel-
tenden Bestimmungen durchgefiihrt wird (derzeit z. B. Zutritt
nur durch eine Person, Einhalten von Abstands- und Hygiene-
regeln).

freitags in der Zeit von

Diese Bek. und der vollstindige Genehmigungsbescheid sind
auch im Internet unter http://www.gewerbeaufsicht.nieder-
sachsen.de und dort tiber den Pfad ,Bekanntmachungen >
Liineburg — Celle — Cuxhaven“ einsehbar.

Nach der offentlichen Bekanntmachung kann der Bescheid
einschliefilich Begriindung bis zum Ablauf der Widerspruchs-
frist von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim
Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Liineburg, Auf der Hude 2,
21339 Liineburg, schriftlich angefordert werden.

Gemifl §10 Abs. 7 und 8 BImSchG i. V. m. § 21 a der
9. BImSchV werden der verfiigende Teil des Bescheides und
die Rechtsbehelfsbelehrung als Anlage offentlich bekannt ge-
macht.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Bescheid mit dem
Ende der Auslegungsfrist auch gegentiber Dritten, die keine
Einwendungen erhoben haben, als zugestellt gilt.

Das genehmigte Vorhaben betrifft eine Anlage geméafl der
Richtlinie 2010/75/EU des Europédischen Parlaments und des
Rates vom 24. 11. 2010 tiber Industrieemissionen (integrierte
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung)
— sog. Industrieemissions-Richtlinie — (ABL. EUNr.L 334 S. 17;
2012 Nr. L 158 S. 25), ein BVT-Merkblatt ist fiir die Anlage
nicht mafigeblich.

— Nds. MBL. Nr. 1/2021 S. 68

Anlage

I. Tenor

1. Der Firma Muehlhan Deutschland GmbH, An der Baum-
ronne 18, 27472 Cuxhaven, wird aufgrund ihres Antrages
vom 18. 12. 2019, zuletzt ergdnzt durch Schreiben vom 10. 6.
2020 die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer
Anlage zur Durchfithrung von Korrosionsschutzarbeiten an
Bauteilen von Windenergieanlagen und sonstigen StahIbau-
teilen mit einem Rohstahldurchsatz von 50 t/h erteilt.

2. Gegenstand der Genehmigung

Dieser Bescheid erstreckt sich auf die Errichtung der folgen-
den wesentlichen Anlagenteile und Nebeneinrichtungen ein-
schliefilich ihres Betriebes:

— Fertigungshalle mit Sozial- und Technikgebédude,

— 3 Fertigungslinien mit Bearbeitungskabinen zur Beschich-
tung von Bauteilen mit einem Gewicht von maximal 65 t,
jeweils mit Logistikflaiche, Waschkabine, Strahlkabine, Me-
tallisierungskabine zum Spritzverzinken (TSZA) mittels
Lichtbogenverfahren und Nachbearbeitung,

— Beschichtungskabinen fiir die Fertigungslinien 1 und 2 mit
einem Losemittelverbrauch von 23,5 t/a,

— Strahlmittelaufbereitung jeweils zu den Kabinen der Ferti-
gungslinien 1—3,
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— Entstaubungsanlage jeweils in den Kabinen der Fertigungs-
linien 1—3,

— Farbmischraum,

— Farb- und Gefahrstofflager,

— Wasseraufbereitungsanlage fir die Waschlosung der Wasch-
kabinen,

— Abfallsammelstation.

Standort der Anlage ist:
Ort: 27472 Cuxhaven
Strafle: An der Baumronne 18
Gemarkung: Groden
Flur: 6

Flurstiicke:  14/15.

Die im Formular ,Inhaltsverzeichnis“ im Einzelnen aufge-
fithrten Antragsunterlagen sind Bestandteil dieses Genehmi-
gungsbescheides und liegen diesem zugrunde.

3. Konzentrationswirkung
Diese Genehmigung schliefit folgende Entscheidungen mit ein:

— Baugenehmigung gemdfl § 64 NBauO fiir folgende Bau-
mafinahmen:

— Errichtung einer Bearbeitungshalle mit Technikbereich

— Errichtung eines Anbaus mit Sozialbereich, Biiros und
Technikbereich

— Herstellung von 20 Pkw-Einstellpldtzen
— Lagerflaichen im Auflenbereich.

— Zulassung einer Abweichung gem. § 66 Absatz 1 NBauO
fir den Verzicht auf eine Brandwand zwischen der Bear-

beitungshalle und dem 2-geschossigem Sozialbereich mit
Biiro und Technik (Abweichung von NBauO § 30). Die brand-
schutztechnische Abtrennung erfolgt durch eine feuerbe-
stdndige Trennwand (F90).

— Zulassung einer Abweichung gem. § 83 Absatz 1 NBauO
von den Technischen Baubestimmungen auf Verzicht der
Anordnung von Wandhydranten in der Bearbeitungshalle
(Abweichung von MIndBauRL Abschnitt 5.14.1).

Im Ubrigen ergeht diese Genehmigung unbeschadet der be-
hordlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht
von der Genehmigung eingeschlossen werden.

4. Kostenentscheidung
Die Kosten dieses Verfahrens tragt die Antragstellerin.

II. Nebenbestimmungen und Hinweise*)
III. Hinweise*)

IV. Begriindung*)

V. Kostenlastentscheidung*)

VI. Rechtsbehelfshelehrung

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch beim Staatlichen Gewerbeaufsichts-
amt Lineburg, Auf der Hude 2, 21339 Lineburg, eingelegt
werden.

*) Hier nicht abgedruckt.
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Anlage (zu S. 66)
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg

Entscheidung nach dem BImSchG;
Offentliche Bekanntmachung
(Metchem Vermietungs GmbH, Laar)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 11. 12. 2020
— OL 19-214-01 —

Das GAA Oldenburg hat der Metchem Vermietungs GmbH,
Europark Allee 7, 49824 Laar, mit der Entscheidung vom 11. 12.
2020 eine Genehmigung geméafl den §§ 4 und 10 BImSchG
erteilt.

Gegenstand des Verfahrens war im Wesentlichen die fol-
gende Mafinahme:

die Errichtung eines Zwischenlagers fiir gefahrliche und nicht
gefdahrliche Abfille mit einer Gesamtlagerkapazitit von 2 870 t.

Der Bescheid enthilt Nebenbestimmungen, um die Erftllung
der Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG sicher-
zustellen.

Der vollstindige Bescheid und die genehmigten Antragsun-
terlagen konnen in der Zeit vom 14. 1. bis einschlie8lich 27. 1.
2021 bei den folgenden Stellen eingesehen werden:

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theodor-Tant-
zen-Platz 8, 26122 Oldenburg (Oldenburg), Zimmer 433,
wihrend der Dienststunden,
montags bis donnerstags
in der Zeit von 7.30 bis 16.00 Uhr,
freitags in der Zeit von 7.30 bis 13.00 Uhr;

— Samtgemeinde Emlichheim, Hauptstrafle 24, 49824 Emlich-
heim, wahrend der Dienststunden,
montags bis donnerstags
in der Zeit von
freitags in der Zeit von

8.00 bis 17.00 Uhr,
8.00 bis 12.00 Uhr.

Aufgrund aktuell miglicher Einschrinkungen beim Betre-
ten des Landesbehordenzentrums oder der Samtgemeinde
Emlichheim hinsichtlich der COVID-19-Pandemie ist vorab
telefonisch ein Termin zur Einsichtnahme unter Tel. 0441
799-2419 (GAA Oldenburg) oder Tel. 05943 809-155 (Samt-
gemeinde Emlichheim) zu vereinbaren.

Diese Bek. und der vollstindige Genehmigungsbescheid sind
auch im Internet unter http://www.gewerbeaufsicht.nieder-
sachsen.de und dort iiber den Pfad ,Bekanntmachungen >
Oldenburg — Emden — Osnabriick” einsehbar.

Nach der 6ffentlichen Bekanntmachung kann der Bescheid
einschliefllich Begriindung bis zum Ablauf der Widerspruchs-
frist von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim
Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theodor-Tant-
zen-Platz 8, 26122 Oldenburg (Oldenburg), schriftlich angefor-
dert werden.

Gemdafl § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG i. V. m. § 21 a der
9. BImSchV werden der verfiigende Teil des Bescheides und
die Rechtsbehelfsbelehrung als Anlage 6ffentlich bekannt ge-
macht.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Bescheid mit dem
Ende der Auslegungsfrist auch gegentiber Dritten, die keine
Einwendungen erhoben haben, als zugestellt gilt.

Das genehmigte Vorhaben betrifft eine Anlage gemafl der
Richtlinie 2010/75/EU des Europédischen Parlaments und des
Rates vom 24. 11. 2010 iiber Industrieemissionen (integrierte
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung)
— sog. Industrieemissions-Richtlinie — (ABl. EU Nr. L 334
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S.17; 2012 Nr. L 158 S. 25), fiir diese Anlage gilt die BVT-
Schlussfolgerung ,,Abfallbehandlung”. Die aktuellen BVT-Merk-
blatter/Schlussfolgerungen kénnen im Internet beim Umwelt-
bundesamt heruntergeladen werden.

— Nds. MBL. Nr. 1/2021 S. 74

Anlage

1. Tenor

1. Einleitung

Die Firma Metchem Vermietungs GmbH, Europark Allee 7,
49824 Laar, wird aufgrund ihres Antrages vom 4. 12. 2019,
zuletzt ergdnzt durch Schreiben vom 15. 9. 2020, die Geneh-
migung zur Errichtung und zum Betrieb eines Zwischenlagers
fur gefdhrliche Abfille mit einer Gesamtlagerkapazitdt von
2 870 t erteilt.

2. Gegenstand der Genehmigung

Dieser Bescheid erstreckt sich auf die folgenden wesent-
lichen Anlagenteile und Nebeneinrichtungen einschliefSlich
ihres Betriebes:

— Neuerrichtung eines Zwischenlagers fiir gefahrliche und
nicht gefdhrliche Abfélle (metallhaltige Abtalle, u. a. Indus-
triekatalysatoren) mit Lagerhalle und Auflenlagerbereich
fir Tatigkeiten im Zusammenhang mit dem Transport die-
ser Abfalle (Abfallannahmekatalog Anhang 1).

— Gesamtlagerkapazitdt gefidhrliche und nicht gefahrlicher
Abfille: maximal 2 870 Tonnen.

3. Standort der Anlage ist:
Ort: 49824 Laar

Strafle: Europark Allee 7
Gemarkung: Laar

Flur: 101

Flurstiicke:  1/6, 11/8, 12/2, 16/4, 16/31.

Die im Formular ,Inhaltsverzeichnis“ im Einzelnen aufgefiihr-
ten Antragsunterlagen sind Bestandteil dieses Genehmigungs-
bescheides und liegen diesem zugrunde.

4. Konzentrationswirkung

Diese Genehmigung schliefit folgende Entscheidungen mit
ein:

— Baugenehmigung geméafl § 59 Niedersidchsische Bauord-
nung (NBauO),

— Eignungsfeststellung geméfl § 63 Wasserhaushaltsgesetz
(WHG).

Im Ubrigen ergeht diese Genehmigung unbeschadet der be-
hordlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht
von der Genehmigung eingeschlossen werden.

5. Kostenentscheidung
Die Kosten dieses Verfahrens trégt die Antragstellerin.

VI. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch
ist schriftlich beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Olden-
burg, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg, einzulegen.
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Entscheidung nach dem BImSchG;
Offentliche Bekanntmachung
(Th. Lammerding GmbH, Bakum)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 14. 12. 2020
— OL 19-216-01 —

Das GAA Oldenburg hat der Firma Th. Lammerding GmbH,
Carumer Damm 12, 49456 Bakum, mit der Entscheidung vom
23. 11. 2020 eine Genehmigung zur Errichtung und zum Be-
trieb einer Anlage zum Mahlen von Futtermitteln geméaf} den
§§ 4 und 10 BImSchG erteilt.

Gegenstand des Antrags war die Eth6hung der Produktions-
kapazitdten von zurzeit 299 t/d auf 500 t/d bei der bisher nur
baurechtlich genehmigten Anlage, gleichzeitig wurden fol-
gende Mafinahmen beantragt:

— Erweiterung der Betriebszeiten auf den Zeitraum von mon-
tags 00.00 bis samstags 24.00 Uhr im Drei-Schicht-Be-
trieb sowie der Betrieb an fiinf Sonn- und Feiertagen pro
Jahr,

— Austausch der Hammermtihle 1 gegen eine Vertikalmiihle,

— Modernisierung der vorhandenen Anlage,

— Erhohung der Abluftrohrleitungen,

— Stilllegung der alten Miihle,

— Errichtung von Larmschutzwénden,

— Modernisierung der Eigenverbrauchstankstelle.

Der Bescheid enthélt Nebenbestimmungen, um die Erfiillung
der Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG sicher-
zustellen.

Der vollstandige Bescheid und die genehmigten Antragsun-
terlagen konnen in der Zeit vom 14. 1. bis einschlief8lich 27. 1.
2021 bei den folgenden Stellen eingesehen werden:

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theodor-Tant-
zen-Platz 8, 26122 Oldenburg (Oldenburg), Zimmer 425,
wihrend der Dienststunden,
montags bis donnerstags 7.30 bis 16.00 Uhr,
freitags 7.30 bis 13.00 Uhr
und nach vorheriger telefonischer Vereinbarung unter Tel.
0441 799-2382;

— Gemeinde Bakum (Zimmer 16), Kirchstrafie 3, 49456 Bakum,
wihrend der Dienststunden,

8.00 bis 12.00 Uhr und

14.00 bis 16.00 Uhr,

montags bis mittwochs

donnerstags 8.00 bis 12.00 Uhr und
14.00 bis 18.00 Uhr,
freitags 8.00 bis 12.30 Uhr

und nach vorheriger telefonischer Vereinbarung unter Tel.
04446 89-15.

Vor dem Hintergrund der COVID-19-Pandemie ist eine
Einsichtnahme nur nach telefonischer Terminabsprache
und unter Beachtung der geltenden Schutzmafinahmen mog-
lich.

Diese Bek. und der vollstdndige Genehmigungsbescheid sind
auch im Internet unter http://www.gewerbeaufsicht.nieder-
sachsen.de und dort tiber den Pfad ,Bekanntmachungen >
Oldenburg — Emden — Osnabriick” einsehbar.

Nach der 6ffentlichen Bekanntmachung kann der Bescheid
einschlieflich Begriindung bis zum Ablauf der Widerspruchs-
frist von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim
Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theodor-Tantzen-
Platz 8, 26122 Oldenburg (Oldenburg), schriftlich angefordert
werden.

Gemaéfd § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG i. V. m. § 21 a der
9. BImSchV werden der verfiigende Teil des Bescheides und
die Rechtsbehelfsbelehrung als Anlage offentlich bekannt ge-
macht.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Bescheid mit dem Ende
der Auslegungsfrist auch gegeniiber Dritten, die keine Ein-
wendungen erhoben haben, als zugestellt gilt.

Das genehmigte Vorhaben betrifft eine Anlage geméafl der
Richtlinie 2010/75/EU des Europédischen Parlaments und des
Rates vom 24. 11. 2010 tber Industrieemissionen (integrierte
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung)
— sog. Industrieemissions-Richtlinie — (ABlL. EU Nr. L 334
S.17;2012 Nr. L 158 S. 25), fiir die das BVT-Merkblatt ,,Nah-
rungsmittel-, Getrdnke- und Milchindustrie (FDM)“ mafigeblich
ist. Die aktuellen BVT-Merkblatter konnen im Internet beim
Umweltbundesamt heruntergeladen werden.

— Nds. MBI Nr. 1/2021 S. 75

Anlage

I. Tenor

1. Der Firma Th. Lammerding GmbH, Carumer Damm 12,
49456 Bakum, wird aufgrund ihres Antrages vom 16. 12. 2019,
zuletzt erginzt durch Schreiben vom 8. 9. 2020, die Genehmi-
gung zur Errichtung und zum Betrieb eines Mischfutterwerk
mit einer Produktionskapazitédt von 500 t Fertigerzeugnissen pro
Tag erteilt.

2. Gegenstand der Genehmigung
Dieser Bescheid erstreckt sich auf die folgenden wesentlichen

Anlagenteile und Nebeneinrichtungen einschlie8lich ihres Be-

triebes:

— Die Erhohung der Produktionskapazitit einer bisher bau-
rechtlich genehmigten Anlage auf 500 Tonnen Fertiger-
zeugnisse pro Tag bei einer durchgehenden Betriebszeit
im Drei-Schicht-Betrieb von Montag 00.00 Uhr bis Sams-
tag 24.00 Uhr; zusétzlich wird der Betrieb an 5 Sonn- und
Feiertagen pro Jahr genehmigt.

— Modernisierung des Futtermittelwerks durch bauliche und
technische Mafinahmen

— Erhohung von Abluftrohrleitungen

— Austausch der Hammermiihle 1 gegen eine Vertikalmiihle

— Stilllegung der alten Miihle

— Errichtung von Larmschutzwédnden

— Modernisierung der Eigenverbrauchstankstelle

Standort der Anlage ist:
Ort: 49456 Bakum
Strafle: Carumer Damm 12

Gemarkung: Bakum
Flur: 23
Flurstiicke: 83/15.

Die im Formular ,Inhaltsverzeichnis“ im Einzelnen aufge-
fihrten Antragsunterlagen sind Bestandteil dieses Genehmi-
gungsbescheides und liegen diesem zugrunde.

3. Konzentrationswirkung

Diese Genehmigung schliefit die Baugenehmigung nach § 70
der Niedersdchsischen Bauordnung (NBauO) mit ein.

Im Ubrigen ergeht diese Genehmigung unbeschadet der be-
hoérdlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht von
der Genehmigung eingeschlossen werden.

4. Kostenentscheidung
Die Kosten dieses Verfahrens trdgt die Antragstellerin.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch beim Staatlichen Gewerbeaufsichts-
amt Oldenburg, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg,
erhoben werden.
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Rechtsprechung

Bundesverfassungsgericht

Leitsitze
zum Beschluss des Ersten Senats vom 10. 11. 2020
— 1 BvR 3214/15 —

(Antiterrordateigesetz II)

1. Regelungen, die den Datenaustausch zwischen Polizeihor-
den und Nachrichtendiensten erméglichen, miissen den be-
sonderen verfassungsrechtlichen Anforderungen der hypo-
thetischen Datenneuerhebung gentigen (,informationelles
Trennungsprinzip®).

2. Das Eingriffsgewicht der gemeinsamen Nutzung einer Ver-
bunddatei der Polizeibehorden und Nachrichtendienste ist
bei der ,.erweiterten Nutzung” (Data-mining) weiter erhcht.

3. Die erweiterte Nutzung einer Verbunddatei der Polizeibe-
hérden und Nachrichtendienste muss dem Schutz von be-
sonders gewichtigen Rechtsgiitern dienen und auf der
Grundlage prézise bestimmter und normenklarer Regelun-
gen an hinreichende Eingriffsschwellen gebunden sein.

a) Fur die erweiterte Nutzung zur Informationsauswertung

muss diese zur Aufklirung einer bestimmten, nachrich-
tendienstlich beobachtungsbediirftigen Aktion oder
Gruppierung im Einzelfall geboten sein; damit wird ein
wenigstens der Art nach konkretisiertes und absehba-
res Geschehen vorausgesetzt.

b) Fir die erweiterte Nutzung zur Gefahrenabwehr muss
eine wenigstens hinreichend konkretisierte Gefahr ge-

geben sein.

¢) Fur die erweiterte Nutzung zur Verfolgung einer Straf-
tat muss ein durch bestimmte Tatsachen begriindeter
Verdacht vorliegen, fiir den konkrete und verdichtete
Umstédnde als Tatsachenbasis vorhanden sind.
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Stellenausschreibungen

Das Mafregelvollzugszentrum Niedersachsen (MRVZN) ist eine nach-
geordnete Behorde des MS.

Fir das MRVZN suchen wir am Standort Moringen — unweit der
Universitatsstadt Gottingen — zum néchstmoglichen Termin

eine Verwaltungsdirektorin oder
einen Verwaltungsdirektor (m/w/d).

Der Dienstposten ist nach der BesGr. B 2 bewertet.

Mit dem Dienstposten ist ein Amt mit leitender Funktion i. S. des
§ 5 NBG verbunden. Das Amt wird zundchst im Beamtenverhaltnis
auf Probe verliehen und nach erfolgreichem Abschluss der regelméaBi-
gen zweijihrigen Probezeit auf Dauer im Beamtenverhéltnis auf Lebens-
zeit ibertragen.

Bewerberinnen und Bewerber, die eine Ubernahme in ein Beamten-
verhiltnis auf Probe anstreben, miissen die Voraussetzungen des § 5
Abs. 3 NBG erfiillen. Danach darf in ein Amt mit leitender Funktion
grundsitzlich nur berufen werden, wer sich in einem Beamtenverhalt-
nis auf Lebenszeit oder einem Richterverhiltnis auf Lebenszeit befin-
det und in das ausgeschriebene Amt mit leitender Funktion auch als
Beamtin oder Beamter auf Lebenszeit berufen werden kénnte.

Die Beschaftigung ist auch in einem Arbeitsverhaltnis moglich. In
Anlehnung an die beamtenrechtliche Probezeit wird das Arbeitsver-
héltnis im Fall der Einstellung zunéchst fir die Dauer von zwei Jahren
befristet. Bei einem bereits unbefristet bestehenden Arbeitsverhaltnis
zum Land Niedersachsen bleibt dieses bestehen, die Fithrungsposition
wird allerdings zunédchst fiir die Dauer von zwei Jahren auf Probe
tbertragen. Bei Bewihrung ist die unbefristete Fortfithrung des Ar-
beitsverhéltnisses in der Position beabsichtigt. Die Eingruppierung er-
folgt — vorbehaltlich der Zustimmung des MF — auflertariflich ent-
sprechend der BesGr. B 2.

Unsere Einrichtung:

Dem MRVZN obliegt aufgrund des Nds. MVollzG der Vollzug der durch
strafrichterliche Entscheidung angeordneten freiheitsentziehenden
Mafregeln der Besserung und Sicherung in einem psychiatrischen
Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt. In den Einrichtungen
werden Personen behandelt, die insbesondere gemafl den §§ 63 und
64 StGB gerichtlich untergebracht sind.

Das MRVZN wird geméfl § 26 LHO als Landesbetrieb ohne eigene
Rechtspersonlichkeit gefiihrt. Rechtstréager ist das Land Niedersachsen,
vertreten durch das MS. Es hat seinen Sitz in Moringen und weitere
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Standorte in Brauel/Zeven und in Bad Rehburg/Loccum. Vom Stand-
ort des MRVZN in Moringen werden auch der besonders gesicherte
Bereich in Gottingen, der offene Mafiregelvollzug in Hannover und
sieben Kliniken fiir Forensische Psychiatrie bei mit Aufgaben des
Mafregelvollzugs beliechenen privaten Krankenhaustrdgern verwal-
tungsseitig betreut. Personalverantwortung wird derzeit fiir rd. 1 400
Beschiftigte wahrgenommen; die Finanzverantwortung umfasst ein
jahrliches Haushaltsvolumen von rd. 165 Mio. EUR.

Thre Aufgaben:

Sie sind verantwortlich fiir die strategische, organisatorische und wirt-
schaftliche Weiterentwicklung und Steuerung des MRVZN entspre-
chend der Zielsetzungen des Krankenhaustragers sowie des Versor-
gungsauftrags und entwickeln Zielvorgaben sowie Qualitats- und Leis-
tungsstandards. Dabei arbeiten Sie loyal, vertrauensvoll und koopera-
tiv mit den tbrigen Mitgliedern des Leitungsgremiums (drztliche und
pflegerische Leitungen) und dem Krankenhaustrdger zusammen. Fiir
die Standorte Brauel und Bad Rehburg nehmen Sie Aufgaben oberhalb
der Ebene der verwaltungsseitigen Vor-Ort-Vertretung wahr.

Sie vertreten die Verwaltung in der Gesamtkrankenhausleitung und
in den ortlichen Krankenhausleitungen des Mafregelvollzugszen-
trums und koordinieren die administrativen Abldufe mit den beliehe-
nen privaten Krankenhaustragern.

Sie sind verantwortlich fiir die rechtsgeschiftliche gerichtliche und
auflergerichtliche Vertretung der Einrichtung im Rahmen der tibertra-
genen Befugnisse, sind Dienststellenvertretung gegeniiber der Perso-
nalvertretung und Beauftragte oder Beauftragter fiir den Haushalt.

Sie leiten den Geschiftsbereich Verwaltung des Zentrums und der
angegliederten Fachkrankenhduser mit den Bereichen Betriebswirt-
schaft, Personal und Organisation, Finanz- und Rechnungswesen,
Controlling, Informationstechnologie und -sicherheit, Patientenver-
waltung, Wirtschafts-, Versorgungs- und Technischer Dienst, Liegen-
schaftsverwaltung, zentrale Belegungssteuerung und juristischer Bera-
tungsdienst. Dabei nehmen Sie insbesondere folgende Aufgaben wahr:

— Personalverantwortung fiir die Beschiftigten des MRVZN und die
Landesbediensteten in den Kliniken fiir Forensische Psychiatrie
und Psychotherapie bei den beliehenen privaten Krankenhaus-
tragern in Niedersachsen mit Ausnahme der Krankenhaus- und
Pflegedienstleitungen,

— Angelegenheiten der Personalbedarfsplanung und Personalwirt-
schaft,
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— Grundsatzfragen des Arbeits- und Gesundheitsschutz, Arbeitssicher-
heit,

— Abstimmung der Entwiirfe der Wirtschafts- und Stellenpldane und
Aufstellen des Jahresabschlusses, Vorbereitung und Vollzug des
Wirtschaftsplans, Steuerung des Berichtswesens, des Control%ings,
der Kostentragerrechnung und der Budgetierung,

— Uberwachung der wirtschaftlichen Leistungserbringung und Er-
stellung des Jahresabschlusses gemafl KHBV sowie der Gewinn-
und Verlustrechnung,

— Mitarbeit bei der Ermittlung und Berechnung der Pflegesétze fiir den
Mafiregelvollzug sowie Teilnahme an Budget- und Pflegesatzver-
handlungen,

— Grundsatzangelegenheiten des Vergabewesens,
— Steuerung der Umsetzung betrieblicher und baulicher Planungen,

— Grundsitze der Belegungssteuerung, Patientenverwaltung und Kos-
tensicherung.

Unsere Erwartungen — Ihre Qualifikationen:
Vorausgesetzt werden:

— ein abgeschlossenes Studium der Rechtswissenschaften und die
Befdhigung zum Richteramt oder

— die Befdhigung fiir die Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Allge-
meine Dienste durch ein mit einem Bachelorgrad (oder einem ver-
gleichbaren Abschluss) abgeschlossenes Hochschulstudium ,,All-
gemeine Verwaltung“ oder ,Verwaltungsbetriebswirtschaft“ und
Erfilllung der Zugangsvoraussetzungen fiir Amter ab dem zweiten
Einstiegsamt durch ein Aufstiegs- oder Zuerkennungsverfahren
oder eine erfolgreich abgeschlossene Qualifizierung gemafl § 12
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 NLVO oder

— die Befdhigung fiir die Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Allge-
meine Dienste durch ein mit einem Bachelorgrad (oder einem ver-
gleichbaren Abschluss) abgeschlossenes Hochschulstudium ,,All-
gemeine Verwaltung“ oder ,Verwaltungsbetriebswirtschaft“ und
ein mit einem Mastergrad (oder einem vergleichbaren Abschluss)
abgeschlossenes wissenschaftliches Hochschulstudium mit iber-
wiegend verwaltungswissenschaftlichen oder wirtschaftswissen-
schaftlichen — fiir die Aufgabenwahrnehmung einschldgigen —
Inhalten.

Bewerberinnen und Bewerber miissen tiber Fiithrungserfahrungen
und eine mindestens dreijahrige Berufserfahrung im o6ffentlichen
Dienst auf Dienstposten der Lautbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt
der Fachrichtung Allgemeine Dienste bzw. entsprechenden Arbeits-
platzen verfiigen.

Idealerweise waren Sie wahrend Threr bisherigen beruflichen Tatig-
keit sowohl in rechtlich als auch betriebswirtschaftlich geprédgten Auf-
gabengebieten tdtig oder Sie verfiigen iiber eine betriebswirtschaft-
liche Zusatzqualifikation.

Dartiber hinaus erwarten wir
— einen partizipativen und motivierenden Fithrungsstil,

— eine konstruktive Zusammenarbeit mit allen Berufsgruppen des
Krankenhauses,

— unternehmerisches, strategisches, serviceorientiertes Denken und
Handeln,

— Fahigkeit, innovative Prozesse zu initiieren, inhaltliche Verdnde-
rungen umzusetzen,

— Integritdt, Kommunikations- und Verhandlungsstarke, Durchset-
zungsvermogen, Konfliktlosungsfihigkeit, Verantwortungs- und
Entscheidungsfreude.

Die fiir diese Position erforderliche Europaqualifikation auf Grund-
lage der Vereinbarung zur Steigerung der Europakompetenz und inter-
nationaler Erfahrungen in der niedersdchsischen Landesverwaltung
kann ggf. in angemessener Zeit nachgeholt werden.

Unser Angebot und Ihre Bewerbung:

Wenn Sie Interesse an einem abwechslungsreichen, vielseitigen und
anspruchsvollen Aufgabengebiet mit groffem Entscheidungs- und Ver-
antwortungsbereich iaben, dann bewerben Sie sich. Sie erleben bei
uns ein kollegial unterstiitzendes Arbeitsklima, in dem alle Berufs-
gruppen kooperativ zusammenarbeiten.

Selbstverstandlich ermoglichen wir Thnen auch die Teilnahme an
internen und externen Qualifizierungen. IThrer regelméafigen Fortbil-
dung in Fach- und Fihrungsthemen messen wir einen hohen Stellen-
wert bei.

Thre Arbeitszeit konnen Sie unter Berticksichtigung der sich aus der
Aufgabe ergebenden Bedarfslagen weitgehend frei und familien-
freundlich gestalten. Der Dienstposten/Arbeitsplatz ist grundsétzlich
teilzeitgeeignet. Ihre Bereitschaft zur flexiblen Gestaltung der Arbeits-
zeit, z. B. zu ganztigigen Dienstreisen, zur Teilnahme auch an gele-
gentlichen ganztigigen Gremiensitzungen oder an Nachmittagsveran-
staltungen, setzen wir voraus.

Bewerberinnen oder Bewerber mit Behinderungen werden bei glei-
cher Eignung, Befihigung und fachlicher Leistung nach Maflgabe der
einschldgigen Vorschriften bevorzugt berticksichtigt. Wir bitten Sie,
zur Wahrung Threr Interessen eine Schwerbehinderung/Gleichstellung
i. S. des SGB IX bereits in der Bewerbung mitzuteilen.

Das Land Niedersachsen mochte das unterreprésentierte Geschlecht
in diesem Bereich beruflich férdern. Bewerbungen von Médnnern wer-
den daher besonders begriifit.

Bewerbungen von Menschen aller Nationalitdten sind willkommen.

Thre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 29. 1. 2021 an das Nieder-
sdchsische Ministerium fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung,
Referat Z/1, Hannah-Arendt-Platz 2, 30159 Hannover oder per E-Mail
an Anja.Schmitt@ms.niedersachsen.de. Sofern Sie gegenwirtig im
offentlichen Dienst tatig sind, wird um Angabe Ihrer Eingruppierung/
Thres Statusamtes sowie um eine schriftliche Einverstandniserklarung
zur Einsichtnahme in die Personalakte gebeten.

Informationen tiber die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten
finden Sie hier: https://www.ms.niedersachsen.de/startseite/ministerium/
impressum/dsgvo bewerber/informationen-gemae-art-13-datenschutz-
grundverordnung-fuer-bewerberinnen-und-bewerber-169115.html.

Fir Ruckfragen steht der Leiter des Personalreferats im MS, Herr
Niepel, Tel. 0511 120-4054, zur Verfiigung.
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Der Niedersichsische Landkreistag e. V. (NLT) ist die Vereinigung
der 36 niedersichsischen Landkreise und der Region Hannover. Er
vertritt die Belange seiner Mitglieder insbesondere gegentiber LT und
LReg.

Der NLT sucht zum 1. 4. 2021

eine Beigeordnete oder einen Beigeordneten (m/w/d)
(BesGr. B 2).

Im Referat K der Geschiiftsstelle werden die Interessen der Mitglie-
der des NLT im Bereich Bildung und Wirtschaft gebtindelt. Die Tétig-
keit beinhaltet einerseits den Schul- und Kulturbereich bis hin zum
Tourismus. Andererseits geht es um Aspekte der Wirtschaft, die insbe-
sondere den Verkehr, die Wirtschaftsforderung und die Energiewirt-
schaft betreffen. Anderungen der Geschaftsverteilung bleiben vorbe-
halten. Die Aufgaben eines kommunalen Spitzenverbandes erfordern
Neigung zur selbstindigen Bearbeitung vielféltiger Grundsatzfragen
und kraftvoller kommunaler Interessenvertretung sowie besonderes
Verstdndnis fiir politische Entscheidungszusammenhénge.

Gesucht wird eine tiberdurchschnittlich qualifizierte Person mit der
Befahigung zur Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt (ehemals hohe-
rer Dienst). Erfahrungen in (i)er Kommunal- oder Landesverwaltung,
vorzugsweise als Volljuristin oder Volljurist, sind wiinschenswert.

Der NLT bietet eine Einstufung bis in die BesGr. B 2 (mit Privat-
dienstvertrag). Es besteht Vertrauensarbeitszeit mit der Moglichkeit,
partiell im Homeoffice zu arbeiten. Es handelt sich um eine Vollzeit-
stelle.

Zum Abbau einer Unterreprésentanz i. S. des NGG werden Bewer-
bungen von Frauen besonders begriifit. Die Bewerbungen von Menschen
aller Nationalitdten sind willkommen. Schwerbehinderte Bewerberin-
nen und Bewerber werden bei gleicher Eignung bevorzugt beriicksichtigt.

Bewerbungen mit den tiblichen Unterlagen richten Sie bitte bis zum
20. 2. 2021 an den Niedersdchsischen Landkreistag, Referat F, Am Mittel-
felde 169, 30519 Hannover, moglichst per E-Mail an freese@nlt.de.
Fiir organisatorische Ruckfragen stehen Thnen der Biroleiter Herr Freese
unter Tel. 0511 87953-36, fiir inhaltliche Fragen Herr Hauptgeschafts-
fithrer Prof. Dr. Meyer unter Tel. 0511 87953-33 gerne zur Verfiigung.
Weitere Informationen iiber den NLT erhalten Sie unter www.nlt.de.
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Die Stadt Rotenburg (Wiimme) liegt im Dreieck Hamburg, Bremen
und Hannover mit einer guten Verkehrsanbindung zu den Grofstad-
ten. Den iiber 23 000 Einwohnerinnen und Einwohnern bietet sie eine
hohe Lebensqualitit, eine vitale Wirtschaftsstruktur, ein komplettes
Angebot von allgemeinbildenden Schulen und ein vielféltiges Leben
in den Bereichen Sport und Kultur.

Zum 1. 5. 2021 ist bei der Stadt Rotenburg (Wimme) die Stelle der
Leitung des Amtes fiir Jugend und Soziales (m/w/d)

zu besetzen. Wir suchen fiir diese Position eine kompetente, belastba-
re, integre Fithrungspersonlichkeit mit hohem Engagement und Ver-
antwortungsbewusstsein, die dartiber hinaus tiber ausgeprégte inte-
grative und kommunikative Fahigkeiten verfagt.

Zu den Aufgabenfeldern gehéren insbesondere:
— Leitung des Amtes fiir Jugend und Soziales
— Budgetverantwortung,
— Auflenvertretung,
— Betreuung des Jugendausschusses und des Sozialausschusses,
— Personalfithrung,
— Kinderbetreuung in der Stadt Rotenburg (Wimme)

— dazu gehoren acht Kindertagesstétten in Tragerschaft der Stadt
und elf weitere Einrichtungen in Trdgerschaft anderer Institu-
tionen,

— Bedarfsplanung Kindertagesstétten,

— Bedarfs- und Einsatzplanung fiir Fachpersonal in acht Kinder-
tagesstatten,

— Beantragung und Anderungsdienst fiir Betriebserlaubnisse der
Kindertagesstétten,

77



Nds. MBI. Nr. 1/2021

— Projektforderungen, z. B. Sprachforderung,
— Kostenschitzungen und -kalkulation,
— Vergabe der Kita-Plitze,

— Beratung und Ansprechperson der Leitungen der Kindertages-
statten,

— inhaltliche und finanzwirtschaftliche Priifung der Finanzie-
rungspldne externer Tréger,

— Jugendzentrum
— Beratung und Fachaufsicht,
— Prédventionsrat

— Geschiftsfithrung des Praventionsrates der Stadt Rotenburg
(Wiimme),

— Seniorenbetreuung
— in Zusammenarbeit mit dem Seniorenbeirat,
— Betreuung anderer ehrenamtlicher Triger sozialer Einrichtungen.
Eine Anderung des Aufgabenprofils bleibt vorbehalten.
Wir erwarten:

— Befdhigung fiir das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 der
Laufbahn , Allgemeine Dienste”, abgeschlossenes Studium zur Di-
plom-Verwaltungswirtin (FH) oder zum Diplom-Verwaltungswirt
(FH) oder in einem vergleichbaren Bachelor-Studiengang oder
Ausbildung zur Verwaltungsfachwirtin oder zum Verwaltungs-
fachwirt mit Angestelltenlehrgang II, mit der Bereitschaft zur Ver-
beamtung oder

— Bachelorabschluss Soziale Arbeit mit dem Schwerpunkt Sozialma-
nagement,

— mehrjdhrige Verwaltungserfahrung, maoglichst in einer Kommu-
nalverwaltung,

— Leitungserfahrung und Fithrungskompetenz,
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— Fahigkeit, selbstindig Themen zu erarbeiten, komplexe Sachver-
halte zu erfassen und zielgerecht einzuordnen,

— Entscheidungsfreude, Verhandlungsgeschick, Eigeninitiative und
Kooperationsvermogen,

— sicherer Umgang mit den gingigen MS-Office-Programmen,
— Fiihrerschein der Klasse B,

— Bereitschaft auch auflerhalb der reguldren Arbeitszeiten, an Sitzun-
gen und anderen dienstlichen Veranstaltungen teilzunehmen.

Wir bieten Thnen u. a.

— eine sachgerechte Besoldung bis zur BesGr. A 12 bzw. ein Entgelt
bis zur EntgeltGr. 12 TV6D-VKA,

— vielseitiges Gesundheitsmanagement,

— Vereinbarkeit von Beruf und Familie,

— ein freundliches und kompetentes Team,
— Fort- und Weiterbildungsmaglichkeiten,
— Homeoffice nach Absprache.

Die ausgeschriebene Stelle ist grundsétzlich teilzeitgeeignet, insge-
samt aber in Vollzeit zu besetzen.

Die Stadt Rotenburg (Wiimme) strebt in allen Bereichen und Positio-
nen an, eine Unterrepréasentanz i. S. des NGG abzubauen. Daher sind
Bewerbungen von Frauen besonders erwiinscht und kénnen nach
Mafgabe des § 11 NGG bevorzugt beriicksichtigt werden

Wir freuen uns auf Ihre aussagekréftige Bewerbung, die Sie bitte bis
zum 31. 1. 2021 per E-Mail in einem PDF-Dokument an bewerbungen@
rotenburg-wuemme.de richten.

Fir Rickfragen steht Thnen Erste Stadtrdtin Frau Nadermann
Tel. 04261 71-112 (Vorzimmer) gerne zur Verfiigung. Informationen
tber die Stadt Rotenburg (Wiimme) erhalten Sie im Internet unter
www.rotenburg-wuemme.de.

— Nds. MBI. Nr. 1/2021 S. 77
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	Richtlinie über die Gewährung von Billigkeitsleistungen zur Unterstützung der von der COVID-19-Pandemie betroffenen öffentlichen Akteure im Tourismus
	Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Existenzgründungen in der Pre-Seed- und Seed-Phase (Richtlinie Gründungsstipendium)

	H. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
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